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Am 24. Februar 2022 begann der russische An-
griffskrieg gegen die Ukraine. Obwohl die Vor­
bereitungen zu dieser Ausgabe von Ethik und 
Militär schon weit gediehen waren, kam die Frage 
auf, ob nicht das Thema „Krieg in Europa“ dring-
licher wäre. Ein nachvollziehbarer, aber auch 
verräterischer Impuls: Gegenüber vermeintlich 
„harten“ Sicherheitsfragen müssen Genderthe-
men häufig zurückstehen.

Dabei zeigt das Geschehen in der Ukraine 
von Neuem sehr deutlich, wie unterschiedlich 
sich Krisen und bewaffnete Konflikte auf die Ge-
schlechter auswirken. So häufen sich die Indizi-
en für sexualisierte Gewalt vor allem gegenüber 
Frauen, und für die überwiegend weiblichen Ge-
flüchteten und ihre Kinder besteht ein ernsthaf-
tes Risiko von Ausbeutung und Menschenhan-
del. Wer wissen möchte, wie Frauen in Konflikten 
weltweit versehrt, versklavt, verkauft und ver­
trieben werden, nehme Christina Lambs Buch 
Unsere Körper sind euer Schlachtfeld zur Hand. 

In der im Jahr 2000 verabschiedeten Resolu-
tion 1325 zu „Frauen, Frieden und Sicherheit“ 
(„Women, Peace and Security“) benannte der 
UN-Sicherheitsrat erstmals, dass Frauen unter 
Kriegen und ihren Begleiterscheinungen oft un-
verhältnismäßig leiden und zugleich auf beschä-
mende Weise Randfiguren bleiben. Der Text und 
die Folgeresolutionen leiten daraus Forderun-
gen nach einer gelungenen Teilhabe von Frauen 
in der Konfliktprävention und -beilegung und 
einer Berücksichtigung ihrer Belange ab. Es geht 
mit anderen Worten um Geschlechtergerechtig-
keit in Sicherheitsfragen.

Als ich Isadora Quay von der Hilfsorganisation 
CARE zu Genderaspekten und Benachteiligung 
von Frauen in der humanitären Hilfe interviewte, 
gab sie mir zu Beginn ein simples Alltagsbeispiel. 
Die gleiche Anzahl von Damen- und Herrentoi-
letten führe aus bekannten Gründen dazu, dass 
sich vor Ersteren oft eine Schlange bilde. Sollte 
also, um ein gerechteres Ergebnis zu erzielen – 
also die gleiche Wartezeit für alle Geschlechter – 
nicht die Anzahl der Damentoiletten verdoppelt 
werden? Damit waren wir mitten in einem auf-
schlussreichen Gespräch über die Gefährdung 
von Frauen in der Corona-Pandemie, traditionel-
le Rollenverteilung und Machtverhältnisse sowie 
Krisen als Chance für Veränderung und mehr 
Partizipation.

Die vorliegende Ausgabe möchte verdeut-
lichen, dass die sogenannte WPS-Agenda weit 
mehr beinhaltet als den Schutz von Frauen in 
Kriegen oder die Erhöhung des weiblichen uni-
formierten Personals – so wichtig diese Aspekte 
auch sein mögen. Die Beiträge beschreiben den 
normativen Gehalt der Sicherheitsratsresolutio-
nen, beschäftigen sich mit Ursachen, Prävention 
und Verfolgung sexualisierter Gewalt und den Le-
bensumständen von Kindern aus Kriegen, ana-
lysieren die politische Umsetzung in Nationalen 
Aktionsplänen und die unethischen Folgen man-
gelhafter Inklusion von Frauen in Streitkräften. 
Das Special beleuchtet den Umsetzungsstand 
der Agenda im Bundesverteidigungsministerium 
und der Bundeswehr, und Major Isabel Borkstett, 
stellvertretende Gender Advisor im NATO-Militär-
stab, erklärt im Interview ausführlich die Rele-
vanz des Themas. 

Natürlich herrscht auch unter Verfechterinnen 
und Verfechtern des Gender-Mainstreamings 
nicht immer Einigkeit, beispielsweise was die 
Ausgestaltung einer feministischen Außenpolitik 
angeht. Dass die Analyse von Geschlechterrollen 
und korrespondierenden Machtverhältnissen 
nicht zuletzt im Bereich der Sicherheit einen viel 
größeren Raum einnehmen sollte, wird aber zu 
Recht gefordert. Wer „Women, Peace and Secu-
rity“ als „Frauensache“ abtut, macht es sich zu 
leicht. Die Agenda geht alle Menschen und alle 
Institutionen an. 

Der Dank der Redaktion gilt allen, die an dieser 
Ausgabe mitgewirkt haben. Wir sind überzeugt, 
dass es richtig war, am Thema festzuhalten – 
und wir laden Sie, liebe Leserinnen und Leser, 
ein, sich ihr eigenes Urteil darüber zu bilden. 

Rüdiger Frank 

Redakteur

EDITORIAL
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Autorin: Manuela Scheuermann

Die Kriege der 1990er-Jahre in Somalia, Ru-
anda und dem ehemaligen Jugoslawien 
brachten nicht nur neue Unsicherheiten in 
die Weltpolitik zurück. Sie konfrontierten die 
Weltgemeinschaft auch mit der vergessenen 
Tatsache, dass in Kriegen nicht nur Kombat-
tanten fallen, sondern alle bewaffneten Kon-
flikte auch unmittelbare Folgen für die Zivil-
bevölkerung haben. Insbesondere Frauen 
sind in Kriegs- und Fluchtsituationen einer 
oft geschlechtsspezifischen physischen und 
psychischen Gewalt ausgesetzt. Sie werden 
in die Rolle des Opfers, der Marginalisierten, 
der zu Schützenden und der Flüchtenden ge-
drängt, ganz auf das Private zurückgeworfen, 
ohne die Möglichkeit zu haben, das politische 
Leben im und nach dem Konflikt nennens-
wert mitzugestalten. Das führt uns auch der 
aktuelle Krieg gegen die Ukraine wieder vor 
Augen, der zumindest auf den ersten Blick 
von einem Rückfall in diese Geschlechterste-
reotype begleitet zu sein scheint. Die männ-
lichen Ukrainer wurden mit einer General-
mobilmachung zu Soldaten, die Frauen und 
Kinder überwiegend zu Vertriebenen und 
Flüchtenden. 

Der UN-Sicherheitsrat, das mit der Haupt-
verantwortung für den Weltfrieden beauf-
tragte Organ der Vereinten Nationen, re-
agierte im Jahr 2000 auf diese menschliche 
Unsicherheit im gewaltsamen Konflikt, auf 
die sexualisierte und geschlechtsbezogene 
Gewalt (SGBG) und die fehlende Teilhabe 
von Frauen an der Konfliktlösung und dem 
politischen Wiederaufbau. Er verabschiedete 
Resolution 1325 über Frauen in bewaffneten 
Konflikten, gemeinhin bekannt als „Frauen, 
Frieden und Sicherheit“ (im Folgenden: FFS). 
Der vorliegende Beitrag beschreibt die Ge-
nese der mit dieser Resolution gestarteten 
FFS-Agenda in den Vereinten Nationen, ana-
lysiert die Schwerpunkte des bereits zehn 
Resolutionen und Dutzende von nationalen 
und regionalen Aktionsplänen umfassenden 
Projekts und nimmt zum Stand der Umset-
zung kritisch Stellung. 

Abstract

UN-Generalsekretär Guterres verwies nach der von Deutsch-

land 2019 eingebrachten Resolution 2467 auf den Zusammenhang 

zwischen der Gewaltbereitschaft gegen Frauen in einer Gesellschaft 

und der damit steigenden Konfliktneigung des zugehörigen Staates. 

Die Eindämmung von sexualisierter und geschlechtsbezogener Ge-

walt ist daher ein wiederkehrendes Thema in der internationalen 

Friedenssicherung und geht einher mit der zunehmenden Bestrebung 

von mehreren Staaten nach einer feministischen Politik, die lokale 

und globale Akteure stärker verbinden möchte. Probleme wie die Ge-

walt gegen Frauen in Kriegs- und Krisengebieten sowie die Absicht, 

Frauen in Friedensoperation stärker zu empowern, sorgten für die 

zunehmende Auseinandersetzung der UN mit diesem Thema.

Im Jahr 2000 verabschiedete der UN-Sicherheitsrat einen Meilen-

stein auf dem Weg zu einer geschlechtergerechteren Welt im Bereich 

Frieden und Sicherheit: die Resolution 1325 zu Frauen in bewaff-

neten Konflikten. Sie gilt als Auftakt der globalen Agenda „Frauen, 

Frieden und Sicherheit“ und als Erfolgsprojekt zivilgesellschaft-

lichen und feministischen Engagements. Hintergrund hierzu bildet 

die Erkenntnis, dass Konflikte jeglicher Art bei einer zunehmenden 

Geschlechtergerechtigkeit nachhaltiger und somit friedlicher gelöst 

werden. Die häufige Wahrnehmung von Frauen als schutzbedürfti-

ge Opfer muss dabei erweitert werden um die Rolle von Frauen als 

gestaltenden Akteurinnen. Die Vereinten Nationen widmeten sich 

dieser Betrachtung auch in mehreren nachfolgenden Resolutionen, 

die Frauenrechte unter den Kategorien Partizipation, Schutz und 

Gender-Mainstreaming erfassten. Der Beitrag zeigt die Genese der 

globalen Agenda auf, nimmt kritisch zum Stand der Umsetzung 

Stellung und reflektiert die aktuellen und zukünftigen Herausforde-

rungen des intersektionalen Projekts. 

MEHR ETHIK IN DER 
INTERNATIONALEN 

POLITIK WAGEN!
DIE GLOBALE AGENDA 

„FRAUEN, FRIEDEN UND 
SICHERHEIT“
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Die Genese der Agenda „Frauen, 

Frieden und Sicherheit“  

in den Vereinten Nationen:  

Ein feministisches Projekt 

Die katastrophalen Kriegsfolgen für die Rechte 
und den Schutz von Frauen trieben feministi-
sche Frauengruppen schon früh um. Bereits 
auf der Haager Friedenskonferenz von 1915 
wies die Womenʼs International League for 
Peace and Freedom (WILPF), die noch heu-
te führende Frauenrechtsgruppe für FFS, auf 
den Zusammenhang zwischen Krieg und ge-
schlechtsbezogener Gewalt hin. Nachdem 
dieser Zusammenhang in der UN-Charta nicht 
verankert werden konnte, griffen das UN-Ko-
mitee zur Rechtsstellung der Frau und die 
UN-Frauenrechtskonvention das Thema in 
den 1970er-Jahren auf. Parallel zu den UN en-
gagierten sich feministische zivilgesellschaft-
liche Gruppen permanent im Zusammenhang 
mit der Frage, wie die Folgen von Kriegen auf 
Frauen abgefedert bzw. wie eine genderge-
rechte und friedliche Welt entwickelt werden 
könnte. „Frauen, Frieden und Sicherheit“ 
war und ist deshalb auch immer ein von Ak-
tivist*innen in- und außerhalb der Vereinten 
Nationen getragenes Thema, das ohne das 
starke Engagement dieser zivilgesellschaft-
lichen Gruppen gar nicht auf die Agenda des 
Sicherheitsrats gelangt wäre.

Zugleich ist die Zusammenarbeit zwischen 
der politischen und der aktivistischen Ebene 
auch eine geradezu feministische Art der Go-
vernance, denn das Markenzeichen aller femi-
nistischen (Außen-)Politik ist die Verknüpfung 
zwischen der lokalen und der globalen Ebe-
ne politischer Gestaltung. Der UN-politische 
Durchbruch gelang den Aktivist*innen wäh-
rend der Frauenkonferenz von Peking 1995, da 
sie einen starken Impuls in die Vereinten Na-
tionen und die dem Thema gegenüber aufge-
schlossene Gruppe sogenannter befreundeter 
Staaten setzen konnten. In Peking wurde ver-
einbart, dass „gender mainstreaming“ in alle 
Bereiche nationaler und internationaler Poli-
tik Eingang finden sollte.1

Die Erklärung von Windhoek und der Ak-
tionsplan von Namibia (2000) waren zentrale 
Ergebnisse dieser Konferenz. Die Windhoek-Er-

klärung nahm UN-Generalsekretär Kofi Annan 
in die Pflicht, sich mit dem Zusammenhang von 
Sicherheit, Frieden und Geschlechterungleich-
heit stärker zu befassen.2 Sie stellte fest, dass 
Gender-Mainstreaming auf allen Ebenen von 
Friedensoperationen umgesetzt werden müs-
se, um deren Effektivität sicherzustellen. Noch 
heute ist der Nexus zwischen der Effektivität 
einer Friedensoperation und Geschlechterge-
rechtigkeit ein wichtiges Argument in- und au-
ßerhalb der Vereinten Nationen, um geschlech-
terpolitische Programme auch in den Armeen 
zu etablieren.3

Die Erklärung von Windhoek geht bereits 
weit über die sogenannte Schutzkomponen-

te hinaus, bewertet Frauen also nicht nur als 
Opfer geschlechtsspezifischer Gewalt im Krieg, 
sondern als gleichberechtigte Partnerinnen in 
allen Aspekten des Friedensprozesses. Gemäß 
der damals weitverbreiteten „Women bring 
Peace“-Theorie sollten Frauen eine gleichbe-
rechtigte Rolle bei Friedensprozessen spielen, 
und zwar von der globalen über die nationa-
le und lokale Ebene hinweg, um einen ge-
schlechtergerechten und damit nachhaltigen 
Frieden zu erreichen.4 Denn Frauen, so die auf 
Geschlechterstereotypen basierende Annah-
me, seien per se friedvoller, kommunikativer, 
freundlicher und damit friedensbringender.5 
Diese These wurde aufgrund ihrer Festschrei-
bung eines doch längst überholten stereoty-
pen Frauenbildes von feministischen Wissen-
schaftler*innen stark kritisiert und verworfen.6 
In den Vereinten Nationen wurde die Argu-
mentation jedoch bis vor wenigen Jahren kon-
sequent verwendet, um die Partizipation von 
Frauen in Friedensmissionen zu bewerben. 

Seit der Konferenz von Peking betrieben 
Staaten wie Namibia und Schweden gemein-
sam mit Frauenvereinigungen wie der WILPF 
eine starke Lobbyarbeit in- und außerhalb der 
Vereinten Nationen, um den Zusammenhang 

Die katastrophalen Kriegsfolgen  

für die Rechte und den Schutz  

von Frauen trieben feministische 

Frauengruppen schon früh um
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zwischen geschlechtsbezogener Gewalt und 
Krieg auf die Tagesordnung zu setzen.7 Das ei-
gentliche Ziel dieser Initiativen war es, im Sinne 
der Windhoek-Erklärung Geschlechtersensi-
bilität in alle Bereiche von UN-Friedensopera-
tionen zu implementieren, um die spezifische 
Rolle und Situation von Frauen in bewaffne-
ten Konflikten zu verstehen, in die Politik zu 
integrieren und Frauen dadurch nicht nur zu 
schützen, sondern zu „empowern“. Im Juli des 
Jahres 2000 übermittelte die Regierung von 

Namibia die Windhoek-Deklaration und den 
Aktionsplan für eine Geschlechterperspektive 
in internationalen multidimensionalen Frie-
densoperationen an den UN-Sicherheitsrat 
(S/2000/693).

Die Zeit für eine solche Initiative war güns-
tig, hatte der Sicherheitsrat sich doch in den 
Monaten zuvor viel mit der sogenannten 
menschlichen Sicherheit und dem Konzept 
der Schutzverantwortung auseinanderge-
setzt, die in einem direkten Zusammenhang 
mit feministischer Sicherheitspolitik stehen. 
Auch der UN-Generalsekretär selbst war Ver-
fechter, ja Initiator, eines Nachdenkens über 
individuelle Sicherheit und Souveränität. Das 
Fenster der Möglichkeiten war also weit ge-
öffnet. Im Oktober 2000 verabschiedete der 
Sicherheitsrat Resolution 1325 über „Frauen 
in bewaffneten Konflikten“ einstimmig.

Dabei waren nicht nur das Thema Frauen 
und die Einstimmigkeit ein ungewohntes Bild 
im Sicherheitsrat. Zu diesem Zeitpunkt ge-
hörten sogenannte thematischen Resolutio-
nen wie FFS, die sich mit einem allgemeinen 
sicherheitspolitischen Problem befassen und 
keine Ländersituation adressieren, nicht zur 
gängigen Praxis des Gremiums. Das ist ein 
Hinweis darauf, als wie drängend dieses Pro-
blem dort wahrgenommen wurde. Auch wenn 
sich feministische NGOs einen weit offeneren, 
nicht frauen-, sondern geschlechtsbezoge-
nen Zugang zum Thema gewünscht hätten, 

war die Euphorie in den Vereinten Nationen 
groß. Kofi Annan, der als „Vorkämpfer für die 
Rechte der Frauen“8 bezeichnet wurde, unter-
strich die Bedeutung der Resolution für das 
Friedensregime der Vereinten Nationen mit 
den folgenden Worten: „Nur wenn Frauen 
eine volle und gleichberechtigte Rolle spielen, 
können wir die Grundlagen für einen dauer-
haften Frieden schaffen – Entwicklung, gute 
Regierungsführung, Menschenrechte und Ge-
rechtigkeit“.9 Diese „Geschlechtergerechtig-
keits-Friedens-Hypothese“ ist immer noch ein 
starkes Argument für die Stärkung von Frauen 
im Bereich Frieden und Sicherheit.10 

Resolution 1325 sollte das Ende der Ge-
schlechterblindheit im Bereich Frieden und 
Sicherheit markieren. Sie löste „eine Fülle von 
Forschungen, Initiativen und nachfolgenden 
Resolutionen“11 aus, jedoch nicht ohne weitere 
Herausforderungen, Risiken und Dilemmata. 

Der normative Kern  

der Resolution 1325 und  

der Folgeresolutionen

Nach diesem ersten Schritt verabschiedete der 
UN-Sicherheitsrat weitere neun Resolutionen 
und schuf damit die Agenda für Frauen, Frie-
den und Sicherheit: S/RES/1820 (2008), S/RES/ 
1888 (2009), S/RES/1889 (2009), S/RES/1960 
(2010), S/RES/2106 (2013), S/RES/2122 (2013), 
S/RES/2242 (2015), S/RES/2467 (2019) und  
S/RES/2493 (2019). Es zeigt sich hier deutlich, 
dass es im Sicherheitsrat FFS-„freundliche“ 
Jahre gab, die zumeist mit FFS-Jubiläen oder 
besonders FFS-freundlichen Agenda-Setzern 
im Sicherheitsrat wie Schweden oder in jüngs-
ter Zeit auch Deutschland zusammenfielen. 
Jede dieser Resolutionen thematisiert die Nor-
men der Gleichberechtigung sowie die SGBG 
und konzentriert sich auf den Schutz und die 
Stärkung der friedenspolitischen Rolle der 
Frau, setzt aber unterschiedliche thematische 
Schwerpunkte und antwortet auf unterschied-
liche genderspezifische Fragen im Feld. 

Um die breit angelegte Agenda zu systema-
tisieren, werden die Inhalte der Resolutionen 
meist in drei thematische Kategorien unter-
teilt, nämlich „participation“, „protection“ und 
„gender mainstreaming“.12 Die weibliche Par-

Resolution 1325 sollte das Ende  

der Geschlechterblindheit im Bereich 

Frieden und Sicherheit markieren
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tizipation, die auf ein zahlenmäßig und qua-
litativ ausgewogenes Geschlechterverhältnis 
abzielt und im UN-Jargon deshalb stets als 
„meaningful participation“ bezeichnet wird, 
bezieht sich auf die Beteiligung von Frauen in 
allen Phasen des Friedensprozesses. Frauen 
werden als Soldat*innen und Polizist*innen 
in UN-Friedensmissionen benötigt, als Media-
tor*innen in der Konfliktlösung und beim ge-
sellschaftlichen sowie politischen Wiederauf-
bau des Landes.

Die Norm der „protection“ umfasst zwei As-
pekte. Zum einen unterstreicht die Agenda die 
Anerkennung und den Schutz von Frauenrech-
ten als Menschenrechten. Zum anderen geht 
es um den Schutz von Frauen vor sexualisierter 
und geschlechtsbasierter Gewalt, die in Kriegen 
häufig auch als „Kriegswaffe“ eingesetzt wird. 
Der starke weibliche Fokus der Agenda wird 
mit dem „gender mainstreaming“ etwas gewei-
tet, weil diese Kategorie die Integration einer 
Geschlechterperspektive in alle friedens- und 
sicherheitspolitischen Prozesse fordert. Dieser 
Anspruch schließt auch die Resolutionen des 
Sicherheitsrats mit ein, in die eine Geschlechter-
perspektive integriert werden soll. Unter schwe-
discher nicht ständiger Mitgliedschaft im Si-
cherheitsrat wurde diese Forderung umgesetzt, 
und alle Resolutionen wurden konsequent mit 
einer Geschlechterperspektive versehen.

In der Literatur wird die globale Agenda auch 
noch in andere Kategorien unterteilt, die der 
Vollständigkeit halber benannt und bedacht 
werden sollten. Basu und Confortini differen-
zieren zwischen Prävention, Schutz und Parti-
zipation.13 Der Präventionsaspekt ist gerade für 
feministische Aktivist*innen zentral, hat die ge-
samte feministische internationale Community 
doch die Verhinderung von Krieg durch eine 
feministische Transformation der internationa-
len Politik zum Ziel. Prävention zielt hier also 
nicht auf individuelle Prävention von SGBG 
ab, sondern unterstreicht den konfliktpräven-
tiven Impetus der Agenda, der diese implizit 
durchzieht. Die Vereinten Nationen selbst kate-
gorisieren die Agenda in fünf Säulen, nämlich 
Konfliktprävention, Partizipation, Schutz, Frie-
denskonsolidierung und Wiederaufbau.14

Resolution 1325 etablierte die Agenda 
„Frauen, Frieden und Sicherheit“. Mit dieser 

Resolution lenkte der Sicherheitsrat die glo-
bale Aufmerksamkeit auf die vernachlässigte 
andere Hälfte der Weltbevölkerung, die Frau-
en, bekräftigte die Notwendigkeit des Gender-
mainstreamings in allen Phasen der Friedens-
sicherung und Friedenskonsolidierung und die 
Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen. Frauen 
sind „active agents of change“, so der Zungen-
schlag dieser historischen Resolution. Einen 
ähnlichen breiten politischen Impetus verfolg-
te Resolution 2122 (2013). Sie führte den inte
grierten Ansatz als zentrales Instrument von 
FFS in die Agenda ein, der die enge Kollabora-
tion zwischen allen UN-Institutionen sowohl 

im Hauptquartier New York als auch im Feld 
implementierten will. Integration ist vor allem 
ein Signal in das UN-System, sich effektiver zu 
vernetzen. Die Resolution betonte zudem, die 
Situation von Frauen werde nur dann nachhal-
tig verbessert, wenn die Wurzeln der Konflikte 
angegangen würden. Hier scheint der Präven-
tionsgedanke wieder auf.

Viele der Nachfolgeresolutionen legten den 
Schwerpunkt auf sexualisierte und geschlechts-
bezogene Gewalt gegen Frauen, sodass der 
Eindruck entstand, die Agenda sei zu opfer-
lastig, Frauen würden zu sehr in die stereotype 
Rolle der Schutzsuchenden und Schwachen ge-
drängt.15 Allerdings sollte trotz aller berechtig-
ten Kritik an der Neigung der Agenda zur Repro-
duktion von Stereotypen bedacht werden, dass 
sexualisierte und geschlechtsbezogene Gewalt 
ein Ausdruck militarisierter Männlichkeitsritua-
le, eine Kriegswaffe und eine echte Bedrohung 
für Frauen in Kriegen ist. Jede fünfte vertrie-
bene oder geflüchtete Frau hat Gewalt erlebt, 
und mehr als fünfzig Konfliktparteien weltweit 
werden verdächtigt, SGBG ausgeübt zu haben.16 
Das Problem ist also keineswegs marginal.

Resolution 1820 (2008) verurteilte den Ein-
satz von SGBG als Kriegswaffe und Kriegstaktik 

Trotz aller berechtigten Kritik an der Agenda sollte 

bedacht werden, dass sexualisierte und geschlechts-

bezogene Gewalt ein Ausdruck militarisierter 

Männlichkeitsrituale, eine Kriegswaffe und eine 

echte Bedrohung für Frauen in Kriegen ist
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Die Resolution verurteilte SGBG als Kriegsver-
brechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
und als Bestandteil von Genozid, was auch 
eine Grundlage dafür bilden könnte, die Täter 
im Sinne des Völkerstrafrechts vor den Interna-
tionalen Strafgerichtshof zu ziehen. Resolution 
1888 (2009) erkannte die konfliktverschärfen-
de Wirkung dieser Art von Gewalt, und Reso-
lution 1960 (2010) rief zum Ende von SGBG in 
allen Konflikten auf.

Die von Deutschland eingebrachte Resolu-
tion 2467 (2019) war ein besonders wichtiger 
Schritt auf dem Weg zur Bekämpfung von 
SGBG. Sie ordnete SGBG in das Kontinuum 
einer gesellschaftlich tolerierten Gewalt gegen 
Frauen ein und unterstrich die Erkenntnis, 

dass eine Gesellschaft, die Gewalt gegen Frau-
en nicht verfolgt, stärker zu Konflikten neigt 
als eine Gesellschaft, die eine solche Gewalt 
verurteilt. Auch UN-Generalsekretär Guter-
res betont den Nexus zwischen dem Ausmaß 
von Gewalt gegen Frauen in einer Gesellschaft 
und der Konfliktneigung des Staates in sei-
nem jüngsten Reformbericht „Our Common 
Agenda“. Um Frauen aus der Opferrolle zu ho-
len, wird in Resolution 2467 (2019) außerdem 
der survivor-centred approach etabliert, der 
Frauen als aktive, mitgestaltende und gleich-
berechtigte Akteur*innen in der Gesellschaft 
begreift, die ihre Fähigkeiten und Erfahrung in 
die Zukunft des Landes einbringen und – das 
ist wichtig – die Chance haben, die physischen 
und psychischen Folgen der Gewalt zu ver-
arbeiten.

Dieser Ansatz nimmt die Konfliktstaaten im 
Sinne einer nationalen Verantwortlichkeit in 
die Pflicht, Täter von SGBG strafrechtlich zu 
verfolgen, Frauen als Überlebende anzuerken-
nen und zu „empowern“. Letztlich ist es das 
Ziel einer solchen Resolution, alle Vorausset-
zungen für eine „heile“ Gesellschaft zu schaf-
fen, die einen dauerhaften und nachhaltigen 

Frieden gestalten kann. Deutschland hatte im 
ursprünglichen Resolutionsentwurf noch das 
Recht von Frauen auf reproduktive Gesund-
heits(-vorsorge) prominent integriert, schei-
terte mit diesem Vorstoß jedoch an einem dro-
henden Veto Russlands und der USA (unter der 
Regierung Trump!).

Nur Resolution 1889 (2009) beschäftigte sich 
explizit mit der weiblichen Partizipation in allen 
Phasen des Friedensprozesses. Als zentrales 
Argument für eine qualitative und quantita-
tive Steigerung des weiblichen Anteils nennt 
die Resolution die zentrale Rolle von Frauen 
bei der Konfliktprävention und Konfliktlösung, 
beim gesellschaftlichen Wiederaufbau und der 
Verhinderung von sexualisierter und genderba-
sierter Gewalt. S/RES/2538 aus dem Jahr 2020, 
die nicht genuin zu den thematischen FFS-Re-
solutionen gehört, sondern sich mit dem UN-
Peacekeeping beschäftigt, mahnte eindringlich 
die „full, effective, and meaningful participa-
tion“ (§1) von „Frauen in Uniform“ bis hinauf in 
die Führungsriege einer Friedensmission an.

Unter den zehn Resolutionen finden sich 
auch drei Resolutionen, die zur Operationali-
sierung und Umsetzung der Agenda aufrufen 
(S/RES/2106 (2013), S/RES/2242 (2015), S/
RES/2493 (2019)). Eine Maßnahme zur Imple-
mentierung, die hier beispielhaft aufgeführt 
wird, wurde mit Resolution 2242 (2015) etab-
liert: Der UN-Generalsekretär sollte gemein-
sam mit den Mitgliedsstaaten eine Initiative 
lancieren, um den Anteil an weiblichen Unifor-
mierten bis 2020 zu verdoppeln. Mit fast sechs 
Prozent weiblichen Uniformierten im Jahr 
2020 haben die UN dieses – doch sehr beschei-
dene! – Ziel zumindest quantitativ erreicht. 

Stand der Umsetzung

Diese Resolutionen sind nur grobe Zielmarken 
der globalen Agenda. Sie werden in nationalen 
und regionalen Aktionsplänen (NAP/RAP) von 
Staaten und Regionalorganisationen wie der 
EU und der Afrikanischen Union den jeweiligen 
Notwendigkeiten vor Ort angepasst und umge-
setzt. Den ersten Aktionsplan legte Dänemark 
im Jahr 2005 vor, inzwischen haben 98 Staaten 
und elf Regionalorganisationen einen oder 
bereits mehrere NAPs/RAPs aufgelegt. 72 Pro-

Auch UN-Generalsekretär Guterres  

betont den Nexus zwischen dem Ausmaß  

von Gewalt gegen Frauen in einer Gesell-

schaft und der Konfliktneigung des Staates
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zent der NAPs erkennen die wesentliche Rolle 
der Zivilgesellschaft an, die diese bei der Um-
setzung der Agenda auf allen politischen und 
gesellschaftlichen Ebenen spielt.

Der sogenannte grass root level ist inkre
menteller Bestandteil der gesamten Agen-
da, sowohl im normativen als auch im 
politikpraktischen Bereich. Das zeigen die 
NAP-Ausarbeitungsprozesse beispielsweise in 
Deutschland und der Schweiz, wo zivilgesell-
schaftliche Netzwerke wie das Netzwerk 1325 
explizit dazu eingeladen wurden, den Prozess 
durch eigene Eingaben und fachlich-operati-
ven Austausch mitzugestalten. Ministerien wie 
das Auswärtige Amt erkennen an, dass NGOs 
wie medica mondiale, UN Women Deutsch-
land oder das Internationale Rote Kreuz die 
Agenda durch ihre enge Beziehung zur Be-
völkerung in Kriegsgebieten einem echten 
Praxistest unterziehen, davon kontinuierlich 
„lessons learned“ ableiten, Erfahrungen in die 
politische Ebene zurückspiegeln und in den 
nationalen NAP-Prozess einbringen können. 
Allerdings sind vor allem die nationalen Akti-
onspläne des sogenannten globalen Nordens 
immer noch zu stark nach außen gerichtet und 
lassen eine kritische Innenperspektive vermis-
sen, die doch gerade dann virulent wird, wenn 
jegliche Form von Gewalt als potenziell desta-
bilisierend und konflikttreibend verstanden 
wird. Dies gilt auch für die deutschen Natio-
nalen Aktionspläne, die eine Innenperspekti-
ve ebenso entbehren wie eine FFS-bezogene 
Budgetierung.

Damit steht Deutschland jedoch nicht allein 
da – im Gegenteil. Nur 35 Prozent aller Aktions-
pläne haben ein Budget zur Implementierung 
der Programme vorgesehen. Und lediglich 
32 Prozent der Aktionspläne thematisieren 
ein Kernanliegen feministischer Außenpoli-
tik, nämlich die Abrüstung, die beispielswei-
se im neuen deutschen Aktionsplan Eingang 
gefunden hat. Eine kritische Innensicht, eine 
stärkere Auseinandersetzung mit Strukturen 
militarisierter Männlichkeit sowie eine dauer-
hafte finanzielle und strukturelle Institutiona-
lisierung der FFS auf nationaler Ebene wären 
angesichts des weltweiten Rückfalls in unde-
mokratische und patriarchalische Strukturen 
das Gebot der Stunde. 

Kritische Reflexion  

angesichts einer  

krisenhaften Welt

Diese Kritik, die sich auf die NAPs bezieht, 
muss im Falle der globalen Agenda auf das ge-
samte Projekt übertragen und erweitert wer-
den. Denn reflektiert man die Agenda nicht 
nur auf die Tatsache eines ganz generellen, 
chronischen und systematischen Mangels an 
Ressourcen hin, sondern im Lichte der aktu-
ellen weltpolitischen Situation, so muss kon-
statiert werden: Alle ethisch orientierte Politik, 
zu der auch die FFS-Agenda gezählt werden 
sollte, muss sich angesichts eines globalen 
Rückfalls in Autoritarismus, Militarismus, Na-
tionalismus, ja den klassischen Krieg, für wei-
tere harte Jahre wappnen.

Wir leben in einer internationalen Ordnung, 
in der das politische System, das Geschlech-
tergerechtigkeit am ehesten realisieren kann 
und will, in einer tiefen Krise steckt, ja in der 

Minderheit ist: die freiheitlich-liberale Demo-
kratie. Stattdessen erleben wir den Aufstieg 
patriarchaler Machtsysteme, die den wenigen 
Staaten, die sich einer feministischen Außen-
politik verschreiben, wie ein Block gegenüber-
stehen. Es muss nicht eigens daran erinnert 
werden, dass ebendiese Autokratien Gewalt 
gegen Frauen selten ächten. Die verhärteten 
ethisch-normativen Fronten zeigten sich in 
den vergangenen Jahren auch immer stärker 
im Sicherheitsrat, als Staaten wie Russland 
und China begannen, Resolutionen zu FFS 
mittels der Androhung von Vetos abzuschlei-
fen. Dieser Rückfall in patriarchale Interpreta-
tionen einer globalen Weltordnung, der sich 
auf weltpolitischer Ebene durch einen Wett-
streit der Großmächte Bahn bricht, führt auch 
innerhalb von Gesellschaften zu Spaltungen. 

Wir leben in einer internationalen 

Ordnung, in der das politische System,  

das Geschlechtergerechtigkeit  

am ehesten realisieren kann und will,  

in einer tiefen Krise steckt
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Konfliktlinien zwischen patriarchalen Gesell-
schaftsstrukturen und feministisch-aktivisti-
schen Gruppen werden immer tiefer, wie die 
Diskriminierung und Verfolgung von LSBTQI+ 
in Polen und Ungarn verdeutlicht. Die Pan-
demie katalysierte diesen globalen Trend zu-
sätzlich und führte sogar in Wohlfahrtsdemo-
kratien wie Deutschland zu einem Rückfall in 
tradierte Geschlechterstereotype, zu wach-
sender Ungleichheit, einer Zunahme häus-
licher Gewalt und einer Destabilisierung von 

Gesellschaften.17 Mit dem Krieg in der Ukraine 
werden auch westlichen Beobachter*innen 
die Folgen von militarisierter Männlichkeit vor 
Augen geführt: durch einen patriarchalen Ma-
cho-Despoten, fliehende Mütter und die grau-
samen Verbrechen russischer Soldaten.

Trotzdem darf die Agenda nicht stillstehen. 
Sie muss weitergedacht werden, gerade in 
diesen unfriedlichen Zeiten. Jenseits der Um-
setzung der bereits verabschiedeten Resolu-
tionen sollten Schritte unternommen werden, 
um die Agenda zu weiten, weg von der Opfer-
rolle und hin zur Rolle der Gestalterin, weg 
vom Fokus auf Frauen und hin zur Berücksich-
tigung von Gender allgemein, und insgesamt 
noch expliziter in Richtung Intersektionalität.

Die Agenda für „Frauen, Frieden und Sicher-
heit“ war und ist lediglich der kleinste gemein-

same Nenner der UN-Geschlechterpolitik im 
Bereich Frieden und Sicherheit. Die Agenda 
muss den Weg aus polarisierender Binari-
tät und unklugen Festschreibungen von Ge-
schlechterstereotypen finden, um der Rolle 
von Frauen als „women in need of masculine 
protection“18 den Rücken kehren zu können. 
Da der Genderbegriff mehr Perspektiven um-
fasst als von der Agenda thematisiert, müss-
te Gender auch in die FFS-Agenda expliziten 
Eingang finden. Denn obwohl es nach wie vor 
wichtig ist, Frauen zu schützen und zu „em
powern“, sollte die Rolle anderer Geschlech-
ter in gewaltsamen Konflikten nicht ignoriert 
werden. Themen wie Gewalt gegen Jungen 
und Männer, gegen LSBTQI+ oder auch Frauen 
als Täterinnen sollten sich stärker im Diskurs 
wiederfinden. Der intersektionale Ansatz, der 
implizit schon seit einigen Jahren in den Re-
solutionen mitschwingt und bei UN Women 
explizit umgesetzt wird, müsste der Dreh- und 
Angelpunkt der Agenda werden. Intersektio-
nalität bricht den Fokus auf das Geschlecht 
auf und bezieht ebenso wichtige Attribute von 
Diskriminierung mit ein, nämlich ihren sozia-
len, ethnischen oder auch religiösen Kontext. 
Gerade im Kontext gewaltsamer Konflikte sind 
dies entscheidende Kriterien für eine an die 
Erfordernisse der jeweiligen Gesellschaft an-
gepasste Konfliktlösung.

Warum es keinen Stillstand geben darf? 
Nicht nur der menschlichen oder weiblichen 
Sicherheit wegen, sondern wegen des großen 
transformativen Potenzials der Agenda für 
Frauen, Frieden und Sicherheit. Angesichts 
der wachsenden Zahl an Staaten, die sich ei-
ner feministischen Außenpolitik verschrieben 
haben, offenbart sich nämlich ein wichtiger 
Zusammenhang zwischen der thematisch fo-
kussierten FFS-Agenda und einer generellen 
außenpolitischen Richtungsentscheidung: 
Der ethische Impetus eines Staates, sich dem 
Konzept der feministischen Außenpolitik zu 
verschreiben, entspringt der Beschäftigung 
mit der globalen Agenda für Frauen, Frieden 
und Sicherheit.19 Als erstes Land hatte sich 
Schweden im Jahr 2014 einer feministischen 
Außenpolitik verschrieben. Margot Wallström 
leitete diese Richtungsentscheidung aus ihrer 
Beschäftigung mit der Agenda 1325 ab. 2017 

Frau Dr. Manuela Scheuermann ist derzeit Universitäts-

professorin für Internationale Beziehungen und Europa-

forschung am Institut für Politikwissenschaft und Soziologie 

an der Julius-Maximilians-Universität Würzburg. Ihre 

Forschungsschwerpunkte sind Vereinte Nationen, die 

globale Agenda für „Frauen, Frieden und Sicherheit“ sowie 

die Beziehungen zwischen EU und UN im Peacekeeping. 

Sie ist Autorin der Einführung „Vereinte Nationen“ und 

Mitherausgeberin von „Gender Roles in Peace and Security“. 

Frau Scheuermann ist Mitglied des Vorstands der Deutschen 

Gesellschaft für die Vereinten Nationen und gehört deren Forschungskreis an. 

Die Autorin

Die Agenda für „Frauen, Frieden und 

Sicherheit“ war und ist lediglich der kleinste 

gemeinsame Nenner der UN-Geschlechter-

politik im Bereich Frieden und Sicherheit

Fo
to

: F
FP

et
er

s



11ETHIK UND MILITÄR 01/22 ETHIKUNDMILITAER.DE

WOMEN, PEACE & SECURITY: DER LANGE WEG ZUR GESCHLECHTERGERECHTIGKEIT

folgte Kanada mit einer feministischen Ent-
wicklungspolitik, und 2019 entschieden sich 
Frankreich, Mexiko und Luxemburg für die Er-
arbeitung einer feministischen Außenpolitik. 
Spanien und nun auch Deutschland folgten. 
Allerdings ist die Konzeption dieser neuen Art 
von Außenpolitik vom jeweiligen staatlichen 
Kontext abhängig. Das Centre for Feminist 
Foreign Policy hat in seinem Bericht zur deut-
schen feministischen Außenpolitik folgende 
Definition vorgeschlagen, die die Essenz femi-
nistischer Außenpolitik destilliert: Der Schwer-
punkt dieser Politik liegt auf „feministische(m) 
Frieden, Geschlechtergleichberechtigung, 
Klimagerechtigkeit und (der) Beseitigung von 
Ungleichheiten (…). Sie bricht (…) patriarcha-
le (…) Machtstrukturen auf.“20 Schon das sollte 
Grund genug sein, sich für die Weiterentwick-
lung dieser Agenda einzusetzen. Gerade jetzt.
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Autorin: Eunice Otuko Apio

Sexualisierte Gewalt ist eine „billige Kriegs-
waffe ... billig, weil sie nichts kostet. Sehr effek-
tiv, denn sie trifft nicht nur die Opfer, sondern 
ganze Familien und Gemeinschaften. Das ist 
biologische Kriegsführung. Es ist psychologi-
sche Kriegsführung.“ Diese Worte stammen von 
Pramila Patten, der UN-Sonderbeauftragten für 
sexualisierte Gewalt in Konflikten.1 Die Staats- 
und Regierungschefs der Welt schlossen sich 
dieser Ansicht vor Kurzem an, als sie zu den 
Vorwürfen der Vergewaltigung ukrainischer 
Frauen, Mädchen, Jungen und Männer durch 
russische Soldaten im aktuellen Krieg Stellung 
nahmen. Die ukrainische Generalstaatsanwäl-
tin Iryna Venediktora bestätigte diese Aussage 
ebenfalls: Vergewaltigung komme „als Taktik 
bei der brutalen [russischen] Invasion“ zum Ein-
satz.2 In anderen Teilen der Welt sieht es nicht 
anders aus. Die Demokratische Republik Kongo 
etwa gilt als „internationale Vergewaltigungs-
hochburg“3, weil es während der schwer zu be-
wältigenden Konflikte im Osten des Landes in 
unerhörtem Ausmaß zu verschiedenen Formen 
sexualisierter Gewalt kommt. Während des Völ-
kermords in Ruanda waren Vergewaltigungen 
weitverbreitet; sie wurden explizit als Waffe im 
Rahmen des Völkermords und der Kriegsfüh-
rung bezeichnet. Auch im Nahen Osten, etwa 
im Irak und in Syrien, werden Vergewaltigung 
und Zwangsverheiratung gegen gegnerische 
Bevölkerungsgruppen (etwa die Jesiden in 
Syrien und der Türkei) eingesetzt und wurden 
daher als Kriegswaffen eingestuft.4 Die Täter 
ersinnen und instrumentalisieren sexualisierte 
Gewalt immer wieder aufs Neue für ihre Angriffe 
gegen die Zivilbevölkerung und fügen damit der 
Menschheitsgeschichte ein besonders schreck-
liches Kapitel hinzu. Im Krieg Russlands gegen 
die Ukraine beispielsweise vergewaltigte ein 
Täter nicht nur ein Kind, sondern filmte die Tat 
sogar und teilte das Video in den sozialen Me-
dien mit dem Ziel, möglichst viele „Likes“ zu er-
halten.5 Die Täter sorgen dafür, dass sexualisier-
te Gewalt in bewaffneten Konflikten immer und 
überall und über Generationen von Soldatinnen 
und Soldaten, von Nichtkombattantinnen und 
Kombattanten hinweg weitergegeben wird – in 
zwischenstaatlichen und nicht staatlichen Kon-
flikten, in regulären militärischen Formationen 
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Die Sonderbeauftragte des UN-Generalsekretärs sieht 
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und in irregulären Milizen, in regionalen Armeen 
und in UN-Missionen. Bei den Tätern handelt 
es sich fast immer um Männer; betroffen sind 
überproportional häufig Frauen, Jungen und 
Mädchen. Die Angriffe erfolgen sowohl willkür-
lich als auch systematisch; viele Betroffene er-
leben beides.

Konfliktbezogene sexualisierte Gewalt (CRSV) 
stellt eine schwerwiegende Verletzung der kör-
perlichen Unversehrtheit durch eine andere 
Person dar und umfasst eine große Bandbreite 
an Schädigungen, darunter „Vergewaltigung, 
sexuelle Versklavung, Zwangsprostitution, 
Zwangsschwangerschaft, Zwangsabtreibung, 
Zwangssterilisation, Zwangsverheiratung und 
jede andere Form sexualisierter Gewalt von ver-
gleichbarer Schwere, die gegen Frauen, Männer, 
Mädchen oder Jungen verübt wird und direkt 
oder indirekt mit einem Konflikt zusammen-
hängt“6. Unabhängig davon, ob die einzelnen 
Taten zufällig begangen oder systematisch ge-
plant werden, hat sich die Kriegsführung durch 
konfliktbezogene sexualisierte Gewalt – um die 
eingangs zitierten Äußerungen Pramila Pattens 
aufzugreifen – auf eine biologische und psycho-
logische Ebene verlagert. Dies unterstreicht die 
dringende Notwendigkeit, die Gewalt mit ge-
eigneten Maßnahmen nachhaltig zu verhindern 
und ihre Folgen zu bewältigen. 

Eine willkürlich oder systematisch eingesetzte 
Kriegswaffe trifft nicht nur die unmittelbar Ange-
griffenen, sondern wirkt sich potenziell auch auf 
die Menschen in deren Umfeld aus. Dies kann 
lebenslange Folgen sowohl für die Betroffenen 
selbst (falls sie überleben) als auch für ihre Fami-
lien und Gemeinschaften nach sich ziehen. Die 
erfolgreiche Entwicklung von Maßnahmen zur 
Beendigung dieser Gewalttaten hängt entschei-
dend davon ab, ob wir die Verhaltensmuster 
und Beweggründe solcher Einzelpersonen und 
Gruppen nachvollziehen können, die der Zivil-
bevölkerung derartiges Leid zufügen. 

Warum zum Beispiel kommt es im Krieg Russ-
lands gegen die Ukraine zu sexualisierter Ge-
walt? Warum prägt sie nach wie vor die meisten 
Konflikten auf dem afrikanischen Kontinent? 
Warum war sie während des Zweiten Weltkriegs 
in Europa so weit verbreitet? Warum verüben 
gut ausgebildete Soldaten, zum Beispiel als 
UN-Peacekeeper, sexualisierte Gewalt genau an 

den Menschen, die sie laut ihrer Mission schüt-
zen sollen? Mit anderen Worten: Was veranlasst 
einen Kämpfer mitten in einem gewalttätigen 
Konflikt dazu, Zivilistinnen und Zivilisten sexuali-
sierte Gewalt zuzufügen? Was könnten mögliche 
Auslöser oder begünstigende Faktoren sein? 

Gesicherte Belege aus allen Konfliktgebieten 
lassen darauf schließen, dass sexualisierte Ge-
walt in verschiedenen Subkontexten stattfindet 
und von unterschiedlichen Akteuren und Fak-
toren beeinflusst wird – einschließlich persönli-
cher und zwischenmenschlicher Faktoren sowie 
soziokultureller Zusammenhänge. Die Daten 
zeigen, dass sich die Gewalttaten sowohl spon-
tan als auch organisiert oder in institutionalisier-
ter Form ereignen und innerhalb der Tätergrup-
pen sogar gutgeheißen werden können.7 Die 
Betroffenen werden den Berichten zufolge von 
einzelnen Tätern oder auch von mehreren Per-
sonen vergewaltigt, sowohl in der Öffentlichkeit 
als auch in privaten Umgebungen. Diese Sub-
kontexte können entscheidend dazu beitragen, 

Handlungsmöglichkeiten zu erkennen und zu 
verstehen, warum manche Menschen sexuali-
sierte Gewalt ausüben und andere sich bewusst 
dagegen entscheiden. 

Eine Betroffene, die 2004 im frühen Teen-
ageralter von der zwischen 1987 und 2008 in 
Norduganda operierenden Rebellengruppe 
Lord s̓ Resistance Army (LRA)8 entführt wurde, 
berichtete von einem „mitfühlenden“ Kämpfer: 
Dieser hatte beobachtet, wie Soldatentrupps 
sie nacheinander vergewaltigten, und nutzte 
einen günstigen Moment, um ihr zur Flucht zu 
verhelfen. Genau wie seine Kameraden habe 
der Mann ihr befohlen, ihm zu einem nahe gele-
genen Gebüsch zu folgen. Dort sagte er ihr, dass 
er sie nicht vergewaltigen würde, sondern mit 
ihr fliehen wolle, da er mit dem Verhalten sei-
ner Kameraden nicht einverstanden sei. Einige 
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Tage später erreichten sie den Heimatbezirk der 
jungen Frau in Norduganda, wo ihr Weggefähr-
te sich den nationalen Streitkräften ergab. „Der 
Mann hat mich nie angefasst, obwohl es für ihn 
ein Leichtes gewesen wäre. Denn nach wochen-
langen Übergriffen hatte ich [den Widerstand] 
längst aufgegeben.“ Flucht oder die Beihilfe zur 
Flucht Gefangener bedeutete bei der LRA den si-
cheren Tod – dies ist vielfach dokumentiert.9 Der 
Retter der jungen Frau folgte zweifellos seinem 
inneren, bei Christina Lamb zitierten „Ehrenko-
dex“ und riskierte dafür sein Leben. Mit seiner 
Entscheidung, sie zu verschonen, widersetzte er 
sich dem traditionellen Rollenverständnis mili-
tärischer Männlichkeit, welches Härte, Gewalt 
und Eroberungsverhalten in Kriegszeiten zur 
Norm erklärt.10 

Eine andere Betroffene, die 1997 im Alter von 
13 Jahren aus ihrer Schule entführt wurde, schil-
dert in ihren Erinnerungen, dass sie mit einem 
älteren LRA-Kommandanten zwangsverheira-
tet wurde und schließlich zwei Kinder zur Welt 
brachte.11 Diese beiden Fälle zeigen die verschie-
denen Subkontexte konfliktbezogener sexuali-

sierter Gewalt innerhalb desselben Konflikts: Im 
ersten Fall geschieht sie spontan, im anderen Fall 
ist sie systematisch bzw. institutionalisiert. In der 
ersten Situation, in der die militärische Führung 
sexualisierte Gewalt nicht befiehlt, sondern sie 
duldet, fördert oder gar keine Kenntnis davon 
hat, geht es um das Verhalten der einzelnen Män-
ner. Bis in die jüngste Zeit wurde die fast überall 
in und nach Konflikten verbreitete sexualisierte 
Gewalt hauptsächlich damit erklärt, dass sich 
Männer ihre „Kriegsbeute“ nähmen und „sich 
nie ändern“ würden. Ab Ende des 20. Jahrhun-
derts wurde dieser Ansatz, nicht zuletzt aufgrund 
der Veränderungen in der Kriegsführung, durch 
die Theorien ersetzt, die sexualisierte Gewalt als 
„Kriegswaffe“ beschrieben. Seit Beginn des 21. 
Jahrhunderts wird das Konzept der militärischen 
Männlichkeit in die Analysen einbezogen.

Spontane und systematisch 

verübte Gewalt: Gibt es eine 

freie Entscheidung?

In vielen Konflikten wird sexualisierte Gewalt 
nicht befohlen. Vielmehr entscheiden einzelne 
Personen sich dazu, ohne dass ihre Vorgesetz-
ten davon erfahren. In anderen Fällen werden 
die Taten geduldet oder von der militärischen 
Führung befördert, wie etwa im Bürgerkrieg 
der 1990er-Jahre im westafrikanischen Sierra 
Leone.12 In solchen Fällen sind die Soldaten 
bei der Entscheidung über „Richtig und Falsch“ 
sich selbst überlassen. Oft werden die Opfer 
als Kriegsbeute betrachtet und behandelt, mit 
der der einzelne Soldat (die Täter sind über-
proportional häufig männlich) nach eigenem 
Gutdünken verfahren kann – was, wie das Bei-
spiel des geretteten Mädchens zeigt, dem al-
ten Narrativ „Männer werden sich nie ändern“ 
neue Nahrung gibt. In den meisten Fällen wird 
die Gewalt daher als selbstverständlich hinge-
nommen und gilt als „unvermeidliche Begleit-
erscheinung des Kriegs“13. Sie ist Teil dessen, 
was während eines Konflikts erwartet wird, und 
stellt gleichsam die gerechte „Belohnung“ für 
die „Risiken und Opfer“ dar, die die Soldaten 
erdulden müssen.14

In fast allen Fällen „spontaner“ Gewalt haben 
die Beteiligten die Wahl, sich für die richtige 
Seite zu entscheiden. Wie der oben erwähnte 
LRA-Soldat, der die junge Frau rettete, hat der 
Einzelne durchaus die Möglichkeit, sich aus der 
Tiefe der eigenen Ressourcen heraus (zum Bei-
spiel Spiritualität, Achtung von Nichtkombat-
tanten, Güte, Gerechtigkeitssinn, Mitgefühl) auf 
das eigene Gewissen zu besinnen, potenzielle 
Opfer zu schützen und dazu beizutragen, den 
Kreislauf der sexualisierten Gewalt im Konflikt 
zu durchbrechen – und zwar nicht nur, indem er 
sich weigert, sich an Gewalttaten zu beteiligen, 
sondern auch, indem er andere davon abhält. 
Indem sich der einzelne Soldat dafür einsetzt, 
sexualisierte Gewalt im Konflikt zu beenden, 
bezeugt er seine „Achtung vor der Menschlich-
keit“. Diese wird sich nur mithilfe des gesunden 
Menschenverstands und der Ideale, die einen 
guten Soldaten ausmachen, zu einer festen 
Größe ausbilden lassen, um Entscheidungen 
über Recht oder Unrecht zu treffen, wenn kei-
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ne direkten, auf Kampfhandlungen gerichteten 
Befehle vorliegen.

In anderen Fällen wie dem der entführten 
und zwangsverheirateten jungen Frau ordnen 
die militärischen Befehlshaber der Konfliktpar-
teien Vergewaltigungen und andere Formen se-
xualisierter Gewalt gegen gegnerische Gemein-
schaften an und setzen sie systematisch ein.15 
Oft dient sexualisierte Gewalt (als Kriegswaffe) 
der „militärischen Unterwerfung des Feindes“: 
Frauen und Kinder werden vergewaltigt, um die 
Männer zu demoralisieren und Frauen, Kinder 
und zivile Gemeinschaften, die mit den gegne-
rischen Kombattanten in Verbindung stehen, 
zu beherrschen.16 Die Täter üben sexualisierte 
Gewalt dann oft mehr oder weniger öffentlich 
aus und zwingen die Familienangehörigen der 
Betroffenen unter Androhung des Todes, zuzu-
sehen oder sich an den Taten zu beteiligen.17 
Solche Taten zielen nicht nur darauf ab, das 
einzelne Opfer zu demütigen, sondern ganze 
Familienverbünde und die örtlichen Gemein-
schaften zu zersetzen. Auf diese Beschädigung – 
die Entweihung des Selbst wie auch des erwei-
terten Selbst – bezieht sich auch Pramila Patten.

Wenn die Konfliktparteien ein ähnliches Ver-
ständnis von Normen und Werten haben, kön-
nen sich Vergewaltigung und sexuelle Gewalt 
massiv auf das „erweiterte Selbst“ auswirken 
und sowohl direkt als auch indirekt das gesamte 
soziokulturelle Gefüge der Betroffenen und ihrer 
Gemeinschaften in Mitleidenschaft ziehen. Dies 
war etwa während des Völkermords in Ruan-
da 199518 und in Bosnien-Herzegowina19 sowie 
während des Krieges der Lord’s Resistance Army 
in Norduganda zu beobachten. Im Laufe des 
dortigen 20-jährigen Bürgerkriegs (1987−2008) 
entführte die LRA Tausende von Frauen, Kindern 
und Jugendlichen und institutionalisierte Ver-
gewaltigung durch die Praxis der Zwangsehen.20 
Wenn die Täter wissen, welche Bedeutung Nor-
men, Überzeugungen und Praktiken zum The-
ma Sex und Sexualität für die Betroffenen und 
ihre Gemeinschaften haben, können sie sich 
dies für ihre Angriffe zunutze machen. 

Vergewaltigungen haben deshalb in vieler-
lei Hinsicht weitere, „nicht konventionelle“ 
Bedeutungen, die die Angreifer ausnutzen 
können. In Norduganda zum Beispiel ver-
standen die betroffenen ethnischen Gruppen 

die sexualisierte Gewalt als „Verstoß gegen 
die moralische Ordnung“21. Es wird vermutet, 
dass dieser Verstoß zu einem kollektiven Trau-
ma führte, das üblicherweise harmonische 
Beziehungsgeflecht der Familien und Ge­
meinschaften beeinträchtigte und deren Re-
produktion gefährdete. In vielen weiteren Fällen 
konfliktbezogener sexualisierter Gewalt in afri-
kanischen Gesellschaften, die aufgrund der dort 
geltenden Normen und Praktiken vergleichbar 
sind, griffen die Täter somit gezielt die Werte an, 
mit denen diese Gemeinschaften ihr Zusam-
mengehörigkeitsgefühl schaffen und festigen.

Der Fall der LRA geht darüber sogar noch hi
naus, denn die Rebellenführung institutionali-
sierte die Zwangsverheiratung hauptsächlich, 

um die Geburt der „neuen Acholi“ – also jener 
ethnischen Gruppe, zu der die LRA-Führung ge-
hörte – zu erzwingen. Die Rebellengruppe nutz-
te das Mittel der Entführung zur Zwangsrekru-
tierung Tausender Kinder und Frauen. Mädchen 
und Frauen wurden, wie im oben beschrie-
benen Fall der jungen Grace Acan, als „Ehe-
frauen“ in die Gemeinschaft eingebunden. Die 
Neugeborenen, so das Kalkül, sollten über ihre 
Sozialisierung zu den neuen Acholi werden. Für 
die Menschen in Norduganda, deren Töchter 
von der LRA zwangsverheiratet wurden, war es, 
als habe man deren „Gebärmutter gekapert“.22 
Sowohl die Rebellen, die zur Regulierung dieser 
Praxis sogar einen eigenen Moralkodex ent-
wickelten, als auch ihre früheren Ältesten ver-
standen, was dies bedeutet und nach sich zieht: 
die Entweihung und Niederlage der einen und 
die Fortpflanzung und den Sieg der anderen. 
Für die Ältesten kam die Vergewaltigung einer 
Tochter im Krieg nicht nur einer „militärischen 
Niederlage“ ihrer Gemeinschaft gleich, sondern 
auch einem Angriff auf ihre Lebensweise insge-
samt, mit verschiedenen wirtschaftlichen, kul-
turellen, sozialen und politischen Auswirkun-
gen. Sexualisierte Gewalt kann daher als eine 
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Waffe bezeichnet werden, mit der wesentliche 
Lebensprozesse der Zielgruppen unterbrochen 
und zum Erliegen gebracht werden. Darüber hi-
naus müssen die betroffenen Gemeinschaften 
langfristige, sogar generationenübergreifende 
physische und psychosoziale Folgen tragen, 
etwa die Ansteckung mit HIV und anderen sexu-
ell übertragbaren Krankheiten, die Entstehung 
von Fisteln, die Geburt von Kindern sowie psy-
chische Erkrankungen. Und damit ist noch nicht 
das ganze Ausmaß des Schadens beschrieben, 
den sexualisierte Gewalt als Waffe in den betrof-
fenen Gemeinschaften anrichten kann.

Über Grenzen und Disziplin

Sexualisierte Gewalt ist in Post-Konflikt-Gemein-
schaften nach wie vor weitverbreitet. Sie wird 
von Fremden, Sexualpartnern, Vätern, Brüdern 
und weiteren Personen verübt, die die Betroffe-
nen kennen. In Friedenszeiten wird gemeinhin 
vorausgesetzt, dass etablierte gesellschaftliche 
Normen, Werte und Strukturen einen schützen-
den Rahmen für die körperliche Unversehrtheit 
der Menschen schaffen, und dass Täter, wenn 
sie gefasst werden, durch Gewohnheitsrecht 
oder andere Rechtssysteme zur Verantwortung 
gezogen werden. 

Auch im Kriegszustand gehorchen Gesell-
schaften einem System oder bestimmten Re-
geln; es gilt das Kriegsvölkerrecht, an das sich 
viele Staaten im Konfliktfall halten. Es gibt Re-
geln zu Kombattanten, Nichtkombattanten, 
Kriegsgefangenen, zum Umgang mit der Zivil-
bevölkerung, der Presse, medizinischen und 
humanitären Helfern et cetera. Allerdings halten 
sich immer weniger Akteure daran – weder an 
das Ius ante bellum (das regelt, welche Kriege 
zur Selbstverteidigung zulässig sind, mit der 

Ausnahme von Angriffskriegen zur Veränderung 
international anerkannter Grenzen) noch an das 
(oft humanitäre) Ius in bello (das die Konfliktpar-
teien an die von ihnen ratifizierten internationa-
len Abkommen bindet).

Doch unabhängig davon, ob sexualisierte Ge-
walt unter Zwang verübt wird oder nicht, müssen 
wir uns fragen: Haben Menschen überhaupt den 
Entscheidungsspielraum, die Wahl, diese Gren-
ze nicht zu überschreiten? Ihre Beteiligung oder 
ihre Komplizenschaft zu verhindern? Zu wel-
chem Zeitpunkt wäre dies überhaupt möglich? 
Der LRA-Kämpfer ehrte einerseits sich selbst, 
indem er Grenzen setzte und diese nach außen 
projizierte, um die missbrauchte junge Frau zu 
schützen. Er entschied sich sozusagen dagegen, 
an ihrem Körper in Wettbewerb über Männlich-
keitsvorstellungen zu treten – und indem er ihr 
zur Flucht verhalf, nahm er anderen die Möglich-
keit, sie weiter zu missbrauchen. Männer wie er 
zeigen, dass konfliktbezogene sexualisierte Ge-
walt selbst innerhalb der Tätergruppen ständig 
umstritten ist. Einige schrecken nicht davor zu-
rück, die Zivilbevölkerung anzugreifen. Andere 
hingegen, wie der Retter des Mädchens, verwei-
gern die Beteiligung an solchem Übel. 

Warum? Weil sexualisierte Gewalt für sie ein 
Unrecht darstellt, ungeachtet aller Umstände. 
Solche Menschen rechtfertigen ihre eigenen 
Entscheidungen nicht mit veränderten Bedin-
gungen. Vielmehr zeigen sie, dass Kombattanten 
durch ihr eigenes Handeln Kontexte (neu) defi-
nieren und tatsächlich den Krieg moralisch prä-
gen können, sowohl auf individueller als auch 
auf systemischer Ebene. Diese moralische Prä-
gung beginnt nicht erst, wenn die Soldaten be-
reits im Gefecht stehen, und sie sollte nicht dem 
Zufall überlassen werden. Sie muss sich auch 
nicht auf spontane Entscheidungen begrenzen. 
Soldaten und Soldatinnen müssen vielmehr 
in ihrer Ausbildung, während und nach einem 
Konflikt bewusst und gezielt darauf vorbereitet 
werden. Sie alle haben einen unterschiedlichen 
familiären Hintergrund und wurden anders erzo-
gen, daher haben sie auch unterschiedliche Vor-
stellungen vom Leben und von Lebensführung. 
Solche Fragen können im Rahmen der militäri-
schen Ausbildung und Erziehung offen geklärt 
werden, um ihnen die notwendigen Instrumente 
und Unterstützungsangebote an die Hand zu ge-
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ben, damit sie die richtigen Entscheidungen tref-
fen und schwierige Situationen in einem Konflikt 
bewältigen können. 

Um konfliktbezogener sexualisierter Gewalt 
umfassend und nachhaltig vorzubeugen, müs-
sen diejenigen regionalen, staatlichen und inter-
nationalen Gremien, die befugt sind, den Rah-
men der Kriegsführung zu setzen, einschließlich 
der direkt für die Truppenaufsicht zuständigen 
Stellen, sowohl im Frieden als auch in Kriegs-
zeiten bestimmte Maßnahmen durchsetzen. 
Hierzu gehören die Einrichtung von Mechanis-
men zur Überwachung und Meldung sexuali-
sierter Gewalttaten in Kriegen und Konflikten, 
die Erhebung und Analyse von Daten über das 
Verhalten von Soldatinnen und Soldaten, ge-
schlechtersensible, inklusive Mechanismen der 
Übergangsjustiz sowie die konsequente straf-
rechtliche Verfolgung der Täter. Zudem sollte 
militärisches Personal (einschließlich der Kom-
mandeure) innerhalb der Ausbildung klarer in 
Fragen von Recht und Unrecht unterwiesen 
werden.
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Einleitung

Bereits wenige Wochen nach Beginn des 
Krieges in der Ukraine tauchten zahlreiche 
Berichte auf, die Vergewaltigungen seitens 
russischer Streitkräfte belegten und Rück-
schlüsse darauf zuließen, dass es sich bei 
diesen Taten kaum um Einzelfälle handeln 
dürfte.1 Sollten strafrechtliche Ermittlungen 
dies bestätigen, werden sich diese Ereignisse 
in der Ukraine in eine bedauerlich lange Ge-
schichte sexualisierter Gewalt in bewaffneten 
Konflikten einreihen. Obwohl Ausmaß und 
Form sexualisierter Gewalt je nach Konflikt-
verlauf, sozialem Kontext und der jeweils in-
volvierten bewaffneten Gruppierung bzw. mi-
litärischen Organisation variieren können, ist 
der Bedarf an auch strafrechtlichen Antwor-
ten auf diese Gräueltaten häufig groß. Zwei-
fellos spielt der Internationale Strafgerichts-
hof (IStGH) neben weiteren internationalen 
Straftribunalen eine wichtige Rolle bei der 
Stärkung der strafrechtlichen Verantwortlich-
keit für konfliktbezogene sexualisierte Ge-
walt. Doch auch die nationale Strafjustiz hat 
in den letzten Jahren zunehmend an Bedeu-
tung gewonnen. Trotz dieser Entwicklungen 
bestehen auf beiden Ebenen – international 
wie national – nach wie vor Probleme bei 
der strafrechtlichen Aufarbeitung. Darüber 
hinaus werden zunehmend Alternativen zu 
traditionellen strafrechtlichen Ansätzen ent-
wickelt, die eine ganzheitlichere Antwort auf 
die Brutalität bewaffneter Konflikte ermögli-
chen sollen. 

Sexualisierte Gewalt in 

bewaffneten Konflikten und 

internationale Strafjustiz 

Über lange Zeit fand im Völkerstrafrecht die 
sexualisierte Gewalt in Konflikten kaum Be-
achtung. Sie galt vielmehr als Kollateralscha-
den bzw. unvermeidbare Begleiterscheinung 
bewaffneter Auseinandersetzungen. Die be-
rechtigte Kritik an mangelnder strafrecht-
licher Ahndung dieser Form schwerster Ge-
walthandlungen bündelte sich in dem Begriff 

SEXUALISIERTE GEWALT 
IM BEWAFFNETEN 

KONFLIKT UND INTER­
NATIONALE STRAFJUSTIZ 

HERAUSFORDERUNGEN UND 
CHANCEN IM KAMPF  

GEGEN DIE STRAFLOSIGKEIT 

Abstract

In den letzten Jahrzehnten haben Aufmerksamkeit und Enga-

gement für die strafrechtliche Verfolgung sexualisierter Gewalt-

handlungen in bewaffneten Konflikten weltweit zugenommen. 

Dementsprechend sind sowohl im Völkerstrafrecht als auch in der 

internationalen Politik deutliche Fortschritte in dem Bestreben zu er-

kennen, die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen. Die durch 

die Vereinten Nationen eingerichteten Ad-hoc-Strafgerichtshöfe für 

das ehemalige Jugoslawien und Ruanda, der Internationale Strafge-

richtshof sowie die beiden hybriden Strafgerichtshöfe in Kambodscha 

und Sierra Leone haben die Rechtspraxis im Zusammenhang mit 

sexualisierter Gewalt in bewaffneten Konflikten entscheidend voran-

gebracht. Trotz dieser positiven Entwicklung wirft das nach wie vor 

hohe Maß an Straflosigkeit in vielen Konfliktregionen jedoch Fragen 

nach möglichen Ursachen auf. Dieser Beitrag zeigt einige der Proble-

me bei der Strafverfolgung von sexualisierter Gewalt in bewaffneten 

Konflikten auf, indem er den geltenden Rechtsrahmen und die Recht-

sprechung internationaler, aber auch nationaler Strafgerichte unter-

sucht. Wir sind der Ansicht, dass sich der normative Rahmen zwar 

deutlich verbessert hat, aber bei der praktischen Umsetzung nach wie 

vor Defizite bestehen – insbesondere im Bereich der strafrechtlichen 

Ermittlungen sowie bei der Auslegung und Anwendung der einschlä-

gigen Rechtsnormen. Abschließend zeigen wir einige Möglichkeiten 

auf, wie bestehende Lücken in der strafrechtlichen Aufarbeitung 

geschlossen werden könnten, und berücksichtigen insoweit auch das 

Potenzial neuerer, ganzheitlicher Ansätze in der Strafjustiz.
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der impunity (Straflosigkeit)2 als ein Schlag-
wort im internationalen Kampf gegen die sys-
temimmanenten Probleme hinter der notori-
schen Untätigkeit der Strafrechtspflege. Die 
nach dem Zweiten Weltkrieg durchgeführten 
Strafprozesse von Nürnberg und Tokio über-
gingen das Phänomen sexualisierter Gewalt 
weitgehend. Erst in den 1990er Jahren lei-
teten der Internationale Strafgerichtshof für 
das ehemalige Jugoslawien (International 
Criminal Tribunal for the former Yugoslavia, 
ICTY) und der Internationale Strafgerichtshof 
für Ruanda (International Criminal Tribunal 
for Rwanda, ICTR) den schrittweisen Aufbau 
eines umfangreichen Korpus an interna-
tionaler Rechtsprechung ein, welche Verge-
waltigung und andere Formen sexualisierter 
Gewalt als Kriegsverbrechen, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit und Völkermord 
einstufte.3 Beide Ad-hoc-Strafgerichtshöfe 
verfolgten sexualisierte Gewalt erstmalig als 
Völkerrechtsverbrechen und leisteten damit 
wichtige Pionierarbeit. Ihnen folgte der 2002 
eingerichtete ständige IStGH, ausgestattet 
mit einer Zuständigkeit für ein breites Spek-
trum von Sexualstraftaten im Zusammen-
hang mit Völkermord, Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit – für 
Vergewaltigung, sexuelle Sklaverei, Nötigung 
zur Prostitution, erzwungene Schwanger-
schaft, Zwangssterilisation oder jede andere 
Form sexualisierter Gewalt von vergleichba-
rer Schwere.4 

Der IStGH setzt insbesondere mit der ge-
schlechtsneutralen Wertung sexualisierter 
Straftaten einen wichtigen Akzent, wodurch 
die Taten unabhängig vom Geschlecht so-
wohl der Opfer als auch der Täter geahndet 
werden. Mit dem IStGH-Statut wurden zum 
ersten Mal in der Geschichte des Völkerstraf-
rechts Verhaltensweisen im Zusammenhang 
mit sexualisierter Gewalt in einem umfas-
senden Kodex unter Strafe gestellt. Durch 
die vom ICTY und ICTR geschaffenen Präze-
denzfälle, aber auch durch die Rechtspraxis 
des später eingerichteten Sondergerichts-
hofs für Sierra Leone (Special Court for Sier-
ra Leone, SCSL) und die Außerordentlichen 
Kammern vor den Gerichten Kambodschas 
(Extraordinary Chambers in the Courts of 

Cambodia, ECCC) kann der IStGH auf einen 
reichen Fundus an Rechtsprechung und Er-
fahrung im Umgang mit sexualisierter Gewalt 
zurückgreifen. Der SCSL und die ECCC haben 
insbesondere in der strafrechtlichen Verfol-
gung sexueller Sklaverei und Zwangsheirat 
wichtige Vorarbeit geleistet. Beide Gewaltfor-
men zeigen den oft geschlechtsspezifischen 
Charakter sexualisierter Gewalt.5 Dieser mit 
der Zeit gewachsene Korpus an interna-
tionaler Rechtsprechung verdeutlicht, dass 
sexualisierte Gewalt auf unterschiedliche 
Weise in bewaffneten Konflikten auftritt und 
verschiedene Muster und Ursachen aufweist. 
Zum Teil handelt es sich bei sexualisierter 
Gewalt um Einzeltaten, sie kommt aber auch 
im Rahmen groß angelegter Kampagnen der 
Konfliktparteien vor und wird teils sogar als 
Kriegswaffe eingesetzt.

Die Sensibilisierung für sexualisierte Ge-
walt im Völkerstrafrecht geht mit einer zu-
nehmenden Aufmerksamkeit der internatio-
nalen Politik einher. Die Agenda für Frauen, 

Frieden und Sicherheit des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen, entstanden aus der 
im Oktober 2000 verabschiedeten wegwei-
senden Resolution 1325, hebt wiederholt 
hervor, dass sexualisierte Gewalt in Kriegs-
zeiten eine Bedrohung für den Frieden und 
die internationale Sicherheit darstellt. Die 
Agenda erkennt darüber hinaus den oft stra-
tegischen Einsatz von sexualisierter Gewalt 
an und räumt mit dem Mythos auf, nur Frau-
en seien von ihr betroffen.6 Im Rahmen der 
Agenda setzte der Sicherheitsrat 2009 ein 
Expertenteam für Rechtsstaatlichkeit und 
sexualisierte Gewalt in Konflikten („Team of 
Experts on the Rule of Law and Sexual Vio-
lence in Conflict“) ein, um die Durchsetzung 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit zu fördern 
und Straflosigkeitslücken zu schließen. Doch 
obwohl sexualisierte Gewalt in Konflikten mit 

Die Sensibilisierung für sexualisierte 

Gewalt im Völkerstrafrecht geht  

mit einer zunehmenden Aufmerksamkeit 

der internationalen Politik einher
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dieser bemerkenswerten Entwicklung inner-
halb weniger Jahrzehnte in den Mittelpunkt 
der internationalen Aufmerksamkeit gerückt 
ist, bleiben nach wie vor gravierende Defizite 
bei der Strafverfolgung.

Der Internationale 

Strafgerichtshof

Betrachtet man die ersten Tätigkeitsjahre des 
IStGH, so wird deutlich, dass der Gerichtshof 
sexualisierten Gewalttaten nicht jenes Maß 
an Aufmerksamkeit widmete, das angesichts 
der oben erwähnten Entwicklungen zu er-
warten gewesen wäre.7 Zurückführen lässt 
sich dies insbesondere auf eine mangelnde 
Prioritätensetzung bei der Strafverfolgung 
sowie fehlende geeignete Strategien der An-
klagebehörde des IStGH, des Office of the 
Prosecutor (OTP). Im Fall Lubanga beispiels-
weise wurde das OTP unter der Leitung des 
ersten Chefanklägers Moreno Ocampo dafür 
kritisiert, sexualisierte Gewalt aus der Ankla-
ge gegen den ehemaligen Milizenführer aus-
geklammert zu haben. Dabei lagen hinrei-

chende Beweise für die sexuelle Versklavung 
und Vergewaltigung von Kindersoldaten vor. 
Obwohl der Rechtsrahmen des IStGH die-
se Formen sexualisierter Gewalt ausdrück-
lich kriminalisiert, genoss ihre strafrechtli-
che Verfolgung offenbar keine Priorität. Seit 
dem Amtsantritt der Chefanklägerin Fatou 
Bensouda hat das OTP seinen Kurs indes 
korrigiert. Im Jahr 2014 veröffentlichte die 
Behörde ein Strategiepapier zu sexualisier-
ten und geschlechtsbezogenen Straftaten, 
welches unter anderem das Ziel festschreibt, 
Täterinnen und Täter sexualisierter Gewalt 
gezielt zur Rechenschaft zu ziehen.8 Seither 
verfolgt das OTP diese Straftaten tatsächlich 
mit größerem Nachdruck – insbesondere 
Vergewaltigung (auch gegenüber Männern) 
und sexuelle Sklaverei (etwa im Fall Ntagan-

da) sowie Zwangsheirat und erzwungene 
Schwangerschaft (etwa im Fall Ongwen). Die 
anfänglich eher dürftige Bilanz des IStGH in 
diesem Bereich der Strafrechtspflege hat 
sich damit verbessert, und der Einsatz der 
damaligen Chefanklägerin Bensouda für die 
Rechtsdurchsetzung von Fällen sexualisier-
ter und geschlechtsbezogener Gewalt kann 
durchaus als erfolgreich bezeichnet werden.

Der dargestellte Kurswechsel in der Ver-
folgungspraxis des OTP hat zwar eindeutig 
dazu beigetragen, dem materiellen Recht in 
größerem Umfang zur Geltung zu verhelfen, 
doch die nach wie vor bestehenden Lücken 
bei der Sicherstellung strafrechtlicher Verant-
wortlichkeit offenbaren weiter bestehende 
Probleme bei der Bekämpfung der weitver-
breiteten Straflosigkeit. Die Schwierigkeiten 
beginnen teilweise bereits mit den strafrecht-
lichen Ermittlungen: Regelmäßig gelangen 
Ermittlerinnen und Ermittler erst mit zeitli-
chem Verzug zum Tatort, sodass sexualisierte 
Gewalttaten oft nicht auf den ersten Blick zu 
erkennen sind – etwa im Gegensatz zu Mas-
sengräbern oder geplünderten Dörfern. Die 
Beweissicherung wird dadurch erschwert. 
Doch das zunehmende Bewusstsein für die 
unterschiedlichen Formen sexualisierter Ge-
walt und ihre inhärente Logik sowie die ra-
sche Entwicklung passgenauer Ermittlungs-
methoden entkräften den hartnäckigen und 
weitverbreiteten Mythos, diese Verbrechen 
seien „zu schwer“ zu beweisen.9 Die meisten 
Probleme im Rahmen der Beweiserhebung 
sind mit verfügbaren Maßnahmen lösbar, 
zum Beispiel durch ausreichende Sensibilität 
für geschlechtsspezifische und andere (auch 
intersektionale) Formen der Diskriminie-
rung, sowie durch die Abkehr von Praktiken, 
die die Opfer nachweislich davon abhalten, 
entsprechende Taten anzuzeigen − etwa der 
mangelnde Schutz der Betroffenen, revikti-
misierende Befragungstechniken oder gar 
Schuldzuweisungen. 

Jenseits der Ermittlungsebene betreffen 
die fortbestehenden Lücken strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit aber auch offene Fragen 
zu Art und Umfang von Sexualdelikten und 
ihrer rechtlichen Bewertung. So fehlt es bei-
spielsweise an einer allgemein etablierten 

Die meisten Probleme im Rahmen 

der Beweiserhebung sind mit 

verfügbaren Maßnahmen lösbar
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Definition dessen, was eine sexualisierte Tat-
handlung eigentlich ausmacht.10 Im Fall Ke-
nyatta etwa bewertete die Anklagebehörde 
des IStGH Zwangsbeschneidung und Penis-
amputation als eine Form sexualisierter Ge-
walt. Im Gegensatz dazu stuften die Richter 
diese Tathandlungen jedoch nicht als sexua-
lisierte Gewaltform ein, sondern subsumier-
ten sie unter den allgemeinen, nicht auf Se-
xualdelikte beschränkten Auffangtatbestand 
der „anderen unmenschlichen Handlung“.11 
Die unterschiedlichen Auffassungen darüber, 
was für sexualisierte Gewalt konstitutiv ist, 
mögen auf den ersten Blick als unbedeuten-
des Detail erscheinen, sie haben aber erheb-
liche Auswirkungen auf die Beurteilung des 
durch die Tat verursachten Schadens. Dies 
gilt nicht nur für die gerichtliche Feststellung 
der Wahrheit, sondern kann auch die Wei-
chen dafür stellen, wie etwaige damit zusam-
menhängende Entschädigungen bemessen 
werden. 

Ein weiteres damit verknüpftes Problem 
konzeptioneller Natur ist die noch immer we-
nig erforschte Wechselbeziehung zwischen 
sexualisierter und geschlechtsbezogener Ge-
walt. Beiden Gewaltformen ist gemein, dass 
sie allzu oft von der internationalen Straf-
justiz übersehen oder übergangen wurden. 
Allerdings wäre Voraussetzung für eine ange-
messene Verurteilung solcher Verbrechen die 
tiefenscharfe Abgrenzung „sexualisierter Ge-
walt“ von (nicht sexualisierter) „geschlechts-
bezogener Gewalt“. Im Allgemeinen bezeich-
net der Begriff der sexualisierten Gewalt 
Straftaten, die eine sexuelle Handlung bein-
halten (zum Beispiel Vergewaltigung oder se-
xuelle Sklaverei). Fälle geschlechtsbezogener 
Gewalt liegen hingegen vor, wenn Straftaten 
gegen Personen aufgrund ihres Geschlechts 
verübt werden (zum Beispiel Verfolgung aus 
Gründen des Geschlechts). In vielen Fällen 
überschneiden sich diese beiden Kategorien, 
etwa in solchen der erzwungenen Schwan-
gerschaft. Die Strafbarkeit leitet sich jedoch 
aus jeweils unterschiedlichen Verhaltens-
weisen und dem durch die Tathandlungen 
jeweils verursachten Schaden ab. Das Fehlen 
klarer theoretischer Grundlagen führt der-
weil zu Problemen bei der Auslegung der 

Rechtsvorschriften. Hier zeigt sich erneut: Ein 
progressiver normativer Rahmen allein führt 
noch nicht zu einer entsprechenden Rechts-
durchsetzung.

Schließlich stoßen die Bemühungen des 
IStGH, Straflosigkeit im Bereich der sexua-
lisierten Gewalt zu beheben, dort an ihre 
Grenzen, wo der Gerichtshof schon keine Zu-
ständigkeit hat. Dieser eher formale Aspekt 

ist freilich nicht auf sexualisierte Gewalt be-
schränkt. Er fördert aber ebenfalls die Straf-
losigkeit in diesem Bereich und erklärt, war-
um sich die Bestrebungen zur Verminderung 
von Strafverfolgungslücken in den letzten 
Jahren vom IStGH auf nationale Strafverfol-
gungsbehörden verlagert haben.

Die Bedeutung nationaler 

Strafverfolgung

Das Völkerstrafrecht wird häufig primär mit 
internationalen Strafgerichtshöfen in Ver-
bindung gebracht. Doch in erster Linie ist es 
Aufgabe der nationalen Strafjustizsysteme, 
die in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden 
völkerrechtlichen Verbrechen zu verfolgen. 
In der Tat sind sie sogar ein wichtiger Be-
standteil der internationalen Strafrechtspfle-
ge.12 Gemäß dem Komplementaritätsprinzip 
greifen internationale Strafrechtsmecha-
nismen nur dann, wenn die zuständige na-
tionale Justiz etwaige völkerrechtliche Ver-
brechen nicht angemessen verfolgt. Die 
internationale Ebene kommt also überhaupt 
nur als „Lückenfüller“ ins Spiel.13 Das inter-
nationale Strafjustizsystem beruht auf dem 
Gedanken, dass internationale Verbrechen 
idealerweise dort verfolgt werden sollten, 
wo sie begangen wurden. Nationale Behör-
den und Gerichte sind oft am besten mit den 
örtlichen Gepflogenheiten vertraut und für 
die Betroffenen leichter zugänglich als die 
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oft weit entfernt sitzenden internationalen 
Strafgerichtshöfe, deren Kapazitäten zudem 
begrenzt sind.

Der Fall Kolumbien bietet ein anschau-
liches Beispiel für die Wechselwirkung zwi-
schen nationaler und internationaler Straf-
justiz. Nach jahrzehntelangen ergebnislosen 
Bemühungen, die Verbrechen des Bürger-
kriegs (darunter auch Formen sexualisierter 
Gewalt) strafrechtlich zu verfolgen, leitete 
das OTP des IStGH im Jahr 2004 Vorermitt-
lungen ein. Nach erneuten Bestrebungen 
Kolumbiens, strafrechtliche Verantwortlich-
keit sicherzustellen – insbesondere durch 
das Friedensabkommen von 2016 und des-
sen Umsetzung, die unter anderem zur Ein-
richtung der Sondergerichtsbarkeit für den 
Frieden (Jurisdicción Especial para la Paz, 
JEP) führte14 – stellte der derzeitige Ankläger 

Karim Khan die Vorermittlungen im Oktober 
2021 (vorläufig) ein.15 Im Gegenzug über-
zeugte er die kolumbianische Regierung, 
ein Kooperationsabkommen mit dem OTP 
zu unterzeichnen. Darin enthalten sind eine 
Reihe von Garantien, welche die Durchset-
zung strafrechtlicher Verantwortlichkeit auf 
innerstaatlicher Ebene, insbesondere durch 
die JEP, sicherstellen sollen. Trotz dieses 
Abkommens verbleibt die Zuständigkeit für 
die Strafverfolgung ( jedenfalls für den Mo-
ment) bei den kolumbianischen Behörden.16 

Diese Rückkehr zur sog. „positiven Komple-
mentarität“17 ist im Hinblick auf die straf-
rechtliche Verantwortlichkeit nicht nur von 
sexualisierter, sondern auch von reproduk-
tiver Gewalt enorm wichtig, da die JEP als 
erster Strafgerichtshof der Geschichte Fälle 
von erzwungener Empfängnisverhütung und 
Zwangsabtreibung (denen weibliche Mitglie-
der der FARC-Guerilla ausgesetzt waren) als 
internationale Verbrechen verfolgen könnte. 
Einen ersten Präzedenzfall im Bereich der 
geschlechtsbezogenen Gewalt hat die JEP 
bereits geschaffen, als sie die Verfolgung von 
LGBTIQ-Personen als Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit einstufte.18 Dieses Beispiel 
zeigt, dass nationale Strafgerichte eine wich-
tige Rolle bei der Weiterentwicklung des Völ-
kerstrafrechts spielen können.19

In manchen Fällen ist jedoch weder der 
Staat, in dem schwere Verbrechen begangen 
wurden, in der Lage (oder willens), die straf-
rechtliche Verfolgung tatsächlich zu über-
nehmen, noch besteht die Möglichkeit des 
Rückgriffs auf einen internationalen Straf-
rechtsmechanismus – so etwa in Syrien. In 
einer solchen Situation sind es die Gerichte 
von Drittstaaten, die hilfsweise zum Einsatz 
kommen können. Mit dem Ziel, die straf-
rechtliche Verfolgung der völkerrechtlichen 
Kernverbrechen sicherzustellen, können auf 
der Grundlage des Weltrechtsprinzips als ge-
wissermaßen letztes Mittel diese Verbrechen 
auch dann vor nationalen Gerichten verfolgt 
werden, wenn keine Verbindung zum Ankla-
gestaat besteht.20 In den letzten Jahren ist 
ein klarer Trend erkennbar, wonach vermehrt 
Verfahren nach dem Weltrechtsprinzip zum 
Zweck einer robusteren (dezentralen) Durch-
setzung des Völkerstrafrechts durchgeführt 
werden. Deutschland kommt hierbei eine 
Vorreiterrolle zu.21 

Mit der Verabschiedung des IStGH-Statuts 
haben viele Mitgliedstaaten das Weltrechts-
prinzip (das der IStGH selbst aber nicht vor-
sieht) in ihre nationalen Gesetze aufgenom-
men. Auch Deutschland ist dem gefolgt und 
führt auf dieser (in § 1 Völkerstrafgesetzbuch 
kodifizierten) Grundlage zahlreiche Straf-
verfahren vor seinen nationalen Gerichten 
an – insbesondere für Völkerstraftaten, die 
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in Syrien und im Irak begangen wurden. Am 
Beispiel dieser Verfahren lassen sich die 
Herausforderungen bei der strafrechtlichen 
Verfolgung sexualisierter Kriegsgewalt vor 
nationalen (drittstaatlichen) Gerichten wie 
unter einem Brennglas untersuchen: Die 
deutschen Strafverfolgungsbehörden, ins-
besondere die Generalbundesanwaltschaft 
(GBA) und die jeweils zuständigen Gerichte, 
haben bemerkenswerte gemeinsame sowie 
grenzüberschreitende Anstrengungen unter-
nommen, um komplexe völkerstrafrechtliche 
Verfahren durchzuführen. Trotz dieser auch 
international viel beachteten Bemühungen 
wurde sexualisierte Gewalt nur unzureichend 
behandelt – insbesondere in der Anklage-
strategie der GBA. So wurden etwa im Al-
Khatib-Verfahren, in dem es um Staatsfolter 
in Syrien ging, Vergewaltigung und sexuel-
le Nötigung zunächst nicht als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit vor dem Oberlan-
desgericht Koblenz angeklagt. Stattdessen 
betrachtete die GBA diese Taten als losgelöst 
und isoliert von dem systematischen Angriff 
auf die Zivilbevölkerung – entgegen den be-
reits vorliegenden Ergebnissen internationa-
ler Ermittlungen. Erst auf Antrag der Neben-
klage wurde die Anklage ergänzt und so eine 
Aufarbeitung sexualisierter Gewalt als Völ-
kerrechtsverbrechen ermöglicht.22 

Mag dieses Beispiel wie ein technisches 
Detail erscheinen, trifft es tatsächlich den 
Kern der jahrzehntelangen Nichtbeachtung 
sexualisierter Gewalt im Völkerstrafrecht. Ein 
Blick zurück auf die frühen Verfahren der in-
ternationalen Gerichtshöfe (wie oben für den 
IStGH beschrieben) zeigt, dass gerade die 
fehlerhafte rechtliche Bewertung sexualisier-
ter Gewalt bei Anklageerhebung dazu führte, 
dass diese Verbrechen ungeahndet blieben. 
Tatsächlich wurden im Al-Khatib-Verfahren 
allein sexuelle Nötigung und Vergewaltigung 
als Straftatbestände nach dem (nationalen) 
Strafgesetzbuch zur Anklage gebracht, alle 
anderen Anklagepunkte beruhten auf dem 
Völkerstrafgesetzbuch.23 Ein Blick in die Ge-
schichte des Völkerstrafrechts legt nahe, 
dass diese Weichenstellung zulasten der Auf-
arbeitung sexualisierter Gewalt kein Zufall 
ist. Mehr noch, es ist bittere Ironie, dass sich 

im Al-Khatib-Verfahren die historischen, in-
zwischen für überwunden geglaubten Fehler 
auf nationaler Ebene wiederholen – sowohl 
in Bezug auf die selektive Strafverfolgung 
als auch hinsichtlich der im Vergleich zum 
bestehenden Rechtsrahmen rückständigen 
Rechtsanwendung. Das Beispiel lehrt uns, 
dass selbst ein bewährtes Strafrechtssystem, 
das auf einen ( jedenfalls insofern) soliden 

Rechtsrahmen zurückgreifen kann, keine Ga-
rantie für eine angemessene Strafverfolgung 
bietet.24 Auch dies ist kein neues Phänomen, 
sondern fügt sich in das beklagenswerte 
Muster ein, dem das weiter vorherrschende 
Verständnis und die Behandlung sexuali-
sierter Gewalt im Völkerstrafrecht bis heute 
folgen. Das Al-Khatib-Verfahren und auch 
weitere völkerstrafrechtliche Prozesse zei-
gen, dass deutsche Gerichte von diesem sys-
temischen Missstand offenbar nicht ausge-
nommen sind. Während sexualisierte Gewalt 
im Al-Khatib-Verfahren fälschlicherweise als 
isolierte nationale Straftat und nicht als Völ-
kerrechtsverbrechen angeklagt wurde, blieb 
diese Gewaltform in anderen Fällen gänzlich 
unbeachtet.25 Letzteres zeigt exemplarisch 
der Haftbefehl, den der Bundesgerichtshof 
gegen Jamil A.-H., den ehemaligen Leiter des 
Geheimdienstes der syrischen Luftwaffe, er-
lassen hat und der – entgegen internationa-
len Erkenntnissen – nicht den Vorwurf sexua-
lisierter Gewalt enthielt.26 

Selbst ein bewährtes Strafrechtssystem, 

das auf einen soliden Rechtsrahmen 

zurückgreifen kann, bietet keine Garantie 

für eine angemessene Strafverfolgung
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In Anbetracht der obigen Ausführungen 
ist festzustellen, dass die vor deutschen Ge-
richten nach dem Weltrechtsprinzip verhan-
delten Verfahren ein beklagenswertes Defizit 
im Umgang mit sexualisierten Gewalttaten 
aufweisen. Es bleibt zwar abzuwarten, ob 
dieser Ansatz bei den Ermittlungen und im 
Strafverfahren selbst überdacht wird. Be-
merkenswert ist in jedem Fall, dass die GBA 
ihren Mangel an Erfahrung bei der Untersu-
chung sexualisierter Straftaten eingeräumt 
hat.27 Das Beispiel Deutschland zeigt, wie 
eine unzureichende Aufarbeitung sexuali-
sierter Gewalt nicht unbedingt auf fehlende 

Ressourcen oder mangelnde Entschlossen-
heit der Strafverfolgungsbehörden zurück-
zuführen ist. Schon der Mangel an professio-
nellen Kenntnissen und maßgeschneiderten 
Verfahrensweisen kann die effektive Strafver-
folgung sexualisierter Gewalt vereiteln. Darü-
ber hinaus ist es die Aufgabe der nationalen 
Gesetzgeber, dafür Sorge zu tragen, dass der 
nationale Rechtsrahmen tatsächlich mit den 
internationalen Vorschriften übereinstimmt 
– was häufig nicht der Fall ist.28 

Jenseits der Vergeltungsjustiz

Trotz der dargelegten, weiterhin bestehen-
den Schwierigkeiten bei der Durchsetzung 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit für kon-
fliktbezogene sexualisierte Gewalt ist sowohl 
auf nationaler als auch auf internationaler 
Ebene eine insgesamt positive Entwicklung 
zu beobachten. Jenseits der Diskussion um 
die verbleibenden Mängel gerät jedoch zu-
nehmend die ausschließliche Konzentra-
tion des internationalen Strafrechtssystems 
auf vergeltende, retributive Ansätze bei der 
Strafverfolgung in die Kritik. Die Strafjustiz 
hat sexualisierte Gewalttaten in der Vergan-

genheit oft übersehen und die Handlungsfä-
higkeit der Betroffenen negiert. Zudem liegt 
sexualisierter Gewalt oft eine strukturelle 
Diskriminierung zugrunde (auch jenseits be-
waffneter Konflikte). Vor diesem Hintergrund 
rücken ganzheitlichere Antworten im Um-
gang mit sexualisierter Gewalt stärker in das 
Bewusstsein. Im Gegensatz zu den begrenz-
ten Mechanismen traditioneller (retributiver) 
Strafjustiz sollen restaurative Ansätze neue 
Wege aufzeigen, um dem durch die Taten 
verursachten Schaden besser Rechnung zu 
tragen, (angemessenere) Entschädigungen 
zu ermöglichen und insgesamt einen opfer-
zentrierten Ansatz zu etablieren, indem bei-
spielsweise Wiedergutmachung der Vorrang 
vor Bestrafung eingeräumt wird.29 Trotz die-
ser Diskussion um eine Ausweitung der inter-
nationalen Strafjustiz jenseits von Vergeltung 
und Sühne gelten traditionelle strafrechtli-
che Maßnahmen weiterhin als wichtige Ins-
trumente zur Bekämpfung von Straflosigkeit.

Auch hier dient die kolumbianische Son-
dergerichtsbarkeit JEP als Anschauungsbei-
spiel dafür, wie die oben skizzierten, schein-
bar widersprüchlichen Forderungen in der 
Praxis miteinander in Einklang gebracht 
werden können. Die JEP setzt auf einen bis-
lang einzigartigen Ansatz bei der Verfolgung 
internationaler Straftaten, der das traditio-
nelle retributive Verständnis von Strafjustiz 
zwar mitdenkt, jedoch darüber hinausgeht 
und restaurativen Ansätzen generell Vorrang 
einräumt. Dieser mehrschichtige bzw. duale 
Ansatz der JEP zeigt sich an einer Reihe von 
Merkmalen, etwa der Einführung eines alter-
nativen (im Gegensatz zum sonst üblichen 
kontradiktorischen) Verfahrens der Wahr-
heitsfindung. In diesem sogenannten dialo-
gischen Prozess werden Betroffene und Täter 
zu einem moderierten Gespräch aufgefor-
dert. Ziel ist es, zu verstehen, warum eine Ge-
walttat begangen wurde. Der Täter soll ermu-
tigt werden, die Wahrheit zu sagen und bei 
den Geschädigten um Vergebung zu bitten. 
In dem so entstehenden Raum sollen beide 
Seiten zuhören und in einen respektvollen 
Austausch treten.30 Ein weiteres Beispiel für 
den dualen Ansatz der JEP bilden alternative 
Sanktionen: Geständige Täter, die die Wahr-
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heit sagen und an Wiedergutmachungs- und 
Präventionsmaßnahmen teilnehmen, erhal-
ten mildere Strafen, die in der Regel außer-
halb des regulären Strafvollzugs vollstreckt 
werden.31 

In Fällen von sexualisierter Gewalt zielen 
diese Maßnahmen darauf ab, geschlechts-
bezogene Vorurteile und Stereotypen zu 
beseitigen und die Gleichstellung der Ge-
schlechter zu stärken. Zwar können hier 
weiterhin Freiheitsstrafen (also Sanktionen 
mit retributivem Charakter) verhängt wer-
den. Diese kommen jedoch erst als letztes 
Mittel zum Einsatz, wenn das vorrangige Ziel 
der restaurativen Gerechtigkeit nicht oder 
nur unzureichend erreicht wurde. Auf diese 
Weise gewährleistet die JEP die strafrecht-
liche Verantwortlichkeit für die Haupttäter 
schwerster Verbrechen, setzt sie aber gleich-
zeitig in den größeren Kontext des Transiti-
onal-Justice-Prozesses, welcher primär der 
Wahrheitsfindung dient und einen dauerhaf-
ten Frieden sicherstellen soll.32 Vereinfacht 
ausgedrückt, bewegt sich der gemischt retri-
butiv-restaurative Ansatz der JEP auf einem 
schmalen Grat zwischen der strafrechtlichen 
Verfolgung schwerer Straftaten und den um-
fassenderen Zielen der Transitional Justice. 
Das Beispiel zeigt: Es ist möglich, ein Modell 
zu schaffen, das jenseits der traditionellen, 
häufig verkürzten Formen der Vergeltungs-
justiz auf strafrechtliche Verantwortlich-
keit völkerrechtlicher Verbrechen setzt und 
hierbei restaurativen Ansätzen Vorrang ein-
räumt, ohne dadurch jedoch Straflosigkeit 
zu begünstigen.33 Das macht diesen Mecha-
nismus so einzigartig – auch in Bezug auf die 
strafrechtliche Verfolgung von sexualisierter 
Gewalt.

Abschließende Bemerkungen

Es ist zu begrüßen, dass die historische 
gänzliche Nichtbeachtung und Straflosig-
keit konfliktbezogener sexualisierter Gewalt 
ein Ende gefunden hat. Internationale Straf-
gerichtshöfe verzeichnen erste Erfolge bei 
der Befassung mit dieser speziellen Form 
der Gewalt. Auch auf politischer Ebene wird 
mittlerweile weltweit anerkannt, dass ver-

bleibende Lücken bei der strafrechtlichen 
Verfolgung geschlossen werden müssen. 
Das moderne Völkerstrafrecht deckt ein brei-
tes Spektrum an Straftatbeständen im Be-
reich der sexualisierten Gewalt ab, und die 
einschlägige Rechtsprechung wächst und 
verfeinert sich stetig. Befasst mit sexualisier-
ter Gewalt im Kontext bewaffneter Konflikte 
sind neben internationalen Strafgerichts-
höfen zunehmend auch nationale Gerichte, 
wobei diese sich insoweit häufig auf das 
Weltrechtsprinzip stützen. Dennoch bereitet 
ein angemessener strafrechtlicher Umgang 
mit sexualisierter Kriegsgewalt weiterhin 
Probleme.

Die größten Herausforderungen liegen in 
unzulänglichen Ermittlungs- und Strafver-
folgungsansätzen sowie in der komplexen 

juristisch-dogmatischen Struktur der Straf-
tatbestände. Sowohl die nationale als auch 
die internationale Praxis haben gezeigt, dass 
selbst der fortschrittlichste Rechtsrahmen 
die strafrechtliche Verfolgung sexualisierter 
Gewalt nicht gewährleisten kann, wenn er 
nicht in die Praxis umgesetzt wird. Es bleibt 
zu hoffen, dass diese Unzulänglichkeiten er-
kannt, angegangen und letztlich auch beho-
ben werden. Die Bedeutung nationaler Ge-
richte bei der Ahndung sexualisierter Gewalt 
wird in Zukunft weiter zunehmen. Doch auch 
strafrechtliche Ansätze, die über traditionelle 
strafrechtliche Vergeltung hinausgehen und 
einen größeren Fokus auf eine ganzheitliche-
re, restaurative Gerechtigkeit legen, finden 
zunehmend Beachtung. Es bleibt abzuwar-
ten, inwieweit diese in Zukunft die traditio-
nellen Modelle der Strafjustiz ergänzen oder 
gar ersetzen werden – insbesondere im Zu-
sammenhang mit Transitional-Justice-Pro-
zessen.
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Nicht nur die jüngst erfolgte Invasion der Uk-
raine, sondern auch die an vielen weiteren 
Orten, etwa in Afghanistan, Jemen und Sy-
rien begangenen Kriegsgräuel zeigen mehr als 
deutlich, dass es in den Kriegen des 20. und 
21. Jahrhunderts nicht mehr ausschließlich 
oder vorwiegend um Territorialgewinne geht.1 
Vielmehr spielen sich diese Konflikte in einem 
Graubereich ab – außerhalb des Geltungs-
bereichs des Kriegsvölkerrechts.2 In diesen 
bewaffneten Konflikten werden Gräueltaten 
an der Zivilbevölkerung verübt, etwa groß-
flächige Angriffe auf zivile Ziele oder auch der 
strategische und taktische Einsatz von Terror. 
Unter anderem werden sexualisierte Gewalt-
verbrechen an Frauen und Männern verübt, 
deren Ausmaß an Brutalität, Rücksichtslosig-
keit und Missachtung des international an-
erkannten Kriegsrechts historisch so gut wie 
beispiellos ist. Die Grenzen zwischen Kombat-
tanten und Nichtkombattanten verschwim-
men zunehmend.3  

Seit dem letzten Viertel des 20. Jahrhun-
derts greifen sowohl staatliche als auch ir-
reguläre Truppen immer systematischer auf 
Vergewaltigungen als Mittel der Kriegsführung 
zurück.4 Nach den Massenvergewaltigungen 
in den Balkankriegen, dem Völkermord in Ru-
anda und zahlreichen Konflikten in Afrika und 
Asien5 ist inzwischen sehr deutlich geworden, 
dass die Grundsätze des Kriegsvölkerrechts  
in der heutigen Zeit nicht umfassend umge-
setzt werden – weder in Bezug auf die begriff-
liche Fassung der aktuellen Kriegshandlungen 
noch auf die Schaffung eines Rechtsrahmens, 
der eine Grundlage für die erfolgreiche Straf-
verfolgung der Täter bietet. Die systematische 
und gezielte Anwendung von Vergewaltigun-
gen wird mittlerweile nicht mehr als Begleit-
erscheinung eines Krieges, sondern als Kriegs-
handlung betrachtet. Diese Entwicklung hat 
auch zu einer rechtlichen Neubewertung der 
konfliktassoziierten sexualisierten Gewalt ge-
führt. Vergewaltigung im Krieg ist seit dem Zu-
satzprotokoll II zu den Genfer Konventionen 
als „Beeinträchtigung der persönlichen Wür-
de“ geächtet.6 Aber erst die Internationalen 
Gerichtshöfe für das ehemalige Jugoslawien 
(ICTY) und Ruanda (ICTR) revidierten das bis 
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führung in der Gegenwart und jüngeren Vergangenheit und der 

wegweisenden Sicherheitsratsresolution 1325 ist es auch zu einer 

rechtlichen Neubewertung des Phänomens gekommen.

Das Schicksal von „Kindern des Krieges“ (Children Born of  

War, abgekürzt CBOW), die aus freiwilligen oder erzwungenen 

sexuellen Kontakten zwischen einheimischen Frauen und aus

ländischen Soldaten geboren wurden, blieb dagegen lange un-

beachtet. So unterschiedlich die Umstände ihrer Zeugung und der 

Beziehung zwischen den Eltern sein können, so ähnlich sind die 

mehrfachen Benachteiligungen, die diese Kinder in ihrem fami-

liären und gesellschaftlichen Umfeld oft erleben. Häufig wachsen 

sie bei alleinstehenden, marginalisierten Müttern unter prekären 

Bedingungen auf, werden als Abkömmlinge des Kriegsgegners oder 

Besatzers diskriminiert und/oder stigmatisiert und sind dadurch 

auch einem höheren Risiko für Misshandlungen ausgesetzt.  

Von besonderer Bedeutung für diese Kinder sind Identitätsfragen, 

ausgelöst durch die Abwesenheit der Väter, das bewusste Ver

schweigen ihrer Herkunft, den häufigeren Wechsel von Bezugsper-

sonen oder mehr oder weniger offene Anfeindung und Ausgrenzung 

im engeren und weiteren Umfeld. Der Beitrag verdeutlicht die 

vielschichtigen, auch intergenerationellen Folgen beispielhaft an  

den deutschen CBOW des Zweiten Weltkriegs, die auch  

im Erwachsenenalter unter anderem signifikant häufiger von 

psychischen Belastungen berichten.

Um die Chancen für einen stabilen Frieden zu erhöhen, müssen 

 die Bedürfnisse von CBOW bei der Hilfe für Überlebende 

sexualisierter Gewalt, aber auch in Transitional-Justice-Prozessen 

mitberücksichtigt werden. Geeignete Maßnahmen beinhalten eine 

bessere Aufklärung und präventive Schulungen in Streitkräften, 

aber auch gesicherte finanzielle und psychosoziale Unterstützung.
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dato gültige Verständnis sexualisierter Ge-
walttaten im Krieg und gingen dazu über, in 
ihren Verfahren wegen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, die Sexualdelikte beinhalte-
ten, Vergewaltigungen auch formell als Kriegs-
verbrechen zu verfolgen und zu ahnden. Auch 
das Römische Statut des Internationalen 
Strafgerichtshofs von 1998 stuft schwere se-
xualisierte Gewalthandlungen wie Vergewal-
tigung, sexualisierte Sklaverei, Zwangspros-
titution, erzwungene Schwangerschaft und 
Zwangssterilisation als Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit ein.7 

Drei Jahrzehnte sind seit den Kriegen im 
ehemaligen Jugoslawien vergangen. In die-
ser Zeit hat die konfliktassoziierte sexualisier-
te Gewalt gegen Frauen (und in jüngster Zeit 
auch gegen Männer8) in den Medien, aber 
auch in der Wissenschaft und bei politischen 
Entscheidungsträgern zunehmende Aufmerk-
samkeit erfahren. Mit der bahnbrechenden 
Resolution 1325 des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen zu „Frauen, Frieden und 
Sicherheit“ (englisch „Women, Peace and 
Security“, abgekürzt WPS) und den nachfol-
genden neun Resolutionen zu verwandten 
Themenbereichen, die einen internationalen 
politischen Rahmen zur Förderung und zum 
Schutz der Rechte von Frauen in Konflikt- und 
Post-Konflikt-Situationen bilden, wurden un-
bestreitbar Fortschritte erzielt. In krassem 
Gegensatz dazu erfährt das Schicksal Zehn-
tausender Kinder von fremden Soldaten und 
einheimischen Frauen – oft gezeugt infolge 
sexualisierter Gewalt, aber auch infolge teil-
weise einvernehmlicher, teilweise ausbeu-
terischer und missbräuchlicher gewaltfreier 
Beziehungen – kaum Aufmerksamkeit. Die 
Bemühungen um die Wiedereingliederung 
dieser sogenannten Children Born of War 
(CBOW) und ihre Einbeziehung in Prozesse 
der Transitional Justice sind bisher ebenfalls 
eher begrenzt.9 Erst seit der Verabschiedung 
der Resolution 2467 im Juni 2019 erkennt der 
UN-Sicherheitsrat CBOW als Rechtssubjekte 
an, die – im Vergleich zu Frauen und Mäd-
chen, die durch Vergewaltigungen schwanger 
wurden – sowohl ähnliche als auch spezielle 
Beeinträchtigungen erleben. Lord Ahmad of 
Wimbledon, der Sonderbeauftragte des bri-

tischen Premierministers für die Prävention 
sexualisierter Gewalt in Konflikten, bezeichne-
te dies als „unsichtbare Krise“. Er unterstützt 
ausdrücklich die Empfehlungen des bisher 
einzigen ausführlichen Politik-Briefings zum 
Thema CBOW.10 Das Dossier fordert weltwei-
te, geschlechtsspezifische Studien zu CBOW 
sowie zu Frauen, die durch Vergewaltigungen 
in Kriegen schwanger werden. Echter Frieden, 
Versöhnung und Gerechtigkeit, so das Brie-
fing, könne nur erreicht werden, wenn alle 
Menschen, einschließlich gefährdeter Frauen 
und ihrer Kinder, ohne Stigmatisierung und 
Diskriminierung in den Prozess einbezogen 
würden. 

Zu den CBOW gehören nach der heute in 
Forschung und Politik weithin akzeptierten 
Terminologie Kinder, die von ausländischen 
oder feindlichen Soldaten während eines be-
waffneten Konflikts bzw. von Besatzungssol-
daten nach einem Konflikt gezeugt wurden, 
Kinder von (oft sexuell versklavten) Kindersol-

datinnen sowie von Angehörigen von UN-Frie-
denstruppen gezeugte Kinder. Die große Brei-
te an Konflikt- und Post-Konflikt-Szenarien, in 
denen die CBOW geboren werden, sowie die 
sich daraus ergebende Kategorisierung ver-
weist implizit auf ein breites Spektrum an Be-
ziehungen zwischen der Zivilbevölkerung und 
bewaffneten Truppen bzw. Angehörigen von 
UN-Friedenstruppen, in die diese Kinder hin-
eingeboren werden bzw. aus denen sie her-
vorgehen. Hinsichtlich der Art, Intensität, Häu-
figkeit und Dauer der Kontakte zwischen der 
lokalen Bevölkerung und ausländischen oder 
feindlichen Soldaten lassen sich in den Bezie-
hungen zwischen Militär und Zivilbevölkerung 
während und nach bewaffneten Konflikten 
große Unterschiede feststellen. Kinder ent-
stehen infolge von Kriegsvergewaltigungen, 

Das Schicksal Zehntausender Kinder von 

fremden Soldaten und einheimischen 

Frauen – oft gezeugt infolge sexualisierter 

 Gewalt, aber auch in gewaltfreien Bezie-

hungen – erfährt kaum Aufmerksamkeit
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aus ausbeuterischen oder missbräuchlichen 
Beziehungen, aus Zwangsprostitution oder 
transaktionalem Sex (Geschlechtsverkehr im 
Austausch gegen Geld oder Güter; hierbei 
können die betroffenen Frauen nur in sehr 
eingeschränktem Maße ihre Zustimmung ver-
weigern), aus Geschlechtsverkehr zur Über-
lebenssicherung oder aus kurz- oder lang-
fristigen einvernehmlichen Kontakten, unter 
anderem auch aus Liebesbeziehungen.11  

Die Umstände der Zeugung mögen sehr 
unterschiedlich sein. Doch die Erfahrungen 
der CBOW weisen bemerkenswerte Über
einstimmungen auf, oft unabhängig von der 
elterlichen Beziehung. Die Kinder sind auf 

einzigartige Weise mit dem Konflikt und dem 
(ehemaligen) Feind oder Besatzer verbunden. 
Dadurch sind sie einer Reihe von Widrigkei-
ten ausgesetzt. Ihre Herkunft als Kinder von 
Soldaten (feindlicher Armeen, Rebellen oder 
Besatzer) hebt sie von den lokalen Bevölke-
rungen ab. Häufig leiden ihre Mütter – durch 
die Verbindung mit dem Feind und durch 
vorurteilsbehaftete Stereotype – unter dem 
doppelten Stigma als Opfer und Überlebende 
sexualisierter Gewalt und als Alleinerziehende. 
Sie müssen ihre Kinder außerhalb der starren 
Familiennormen oft patriarchalischer Gesell-
schaften aufziehen, und sowohl Mütter als 
auch Kinder sind häufig von andauernder ex-
tremer Armut, gesundheitlichen Problemen 
sowie von Ausgrenzung betroffen, sowohl 
hinsichtlich ihrer Bildungschancen als auch in 
wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht.

Durch diese doppelte Benachteiligung er-
leben CBOW oft, dass ihre Rechte und Bedürf-
nisse im Vergleich zu denen anderer kriegsbe-
troffener Personengruppen überproportional 
stark infrage gestellt werden. Dennoch wur-
den die äußerst wichtigen Menschenrechts-
fragen, die sich an dieses Thema knüpfen, 
bis vor Kurzem überhaupt nicht thematisiert. 

Ein kürzlich erschienener Bericht spricht ins-
besondere im Hinblick auf die Kinder, die 
infolge konfliktassoziierter sexualisierter Ge-
walt geboren werden, von einem „erhebli-
chen Defizit an politischen Maßnahmen und 
Schutz“. Seit in den frühen 2000er-Jahren12 
im Bereich Internationale Beziehungen erst-
mals dazu geforscht wurde, haben Arbeiten 
mit unterschiedlichen disziplinären und geo-
politischen Schwerpunkten eine beachtliche 
empirische Basis aufgebaut und ein breites 
Spektrum von Benachteiligungen, Risiken 
und Schädigungen aufgezeigt. Dazu gehö-
ren, um nur einige zu nennen, Kindstötun-
gen, Aussetzung bei der Geburt, Kindheits-
traumata (etwa körperliche und emotionale 
Misshandlung/Vernachlässigung), entwürdi­
gende Bezeichnungen innerhalb der lokalen 
Gemeinschaften, Stigmatisierung und Diskri-
minierung, Armut und Ernährungsunsicher-
heit, eingeschränkter Zugang zu Bildung so-
wie Obdachlosigkeit. In Kombination führen 
sie zu einem deutlich erhöhten Risiko für eine 
schlechte physische und psychische Gesund-
heit sowie – mit Blick auf Fragilität von Post-
Konflikt-Gemeinschaften und -Staaten – die 
Anfälligkeit der CBOW für Radikalisierung 
bzw. (erneute) Rekrutierung durch bewaffnete 
Gruppen.13 

Psychologische, soziale und 

wirtschaftliche Belastungen 

für CBOW
14

Trotz der unterschiedlichen geopolitischen 
und historischen Kontexte sind den CBOW be-
stimmte Erfahrungen gemein. Ihre Kindheit 
und Jugend ist häufig durch besondere indi-
viduelle, soziale und gesellschaftliche Bedin-
gungen geprägt. Diese wurden mithilfe eines 
psychologischen Modells beschrieben, wel-
ches drei korrelierende, für die psychische Ge-
sundheit der CBOW besonders wichtige Fak-
toren herausstellt: (1) Diskriminierungs- und 
Stigmatisierungserfahrungen, (2) Kindesmiss-
handlung und (3) Identitätsentwicklung.15 

Fragen rund um die eigene Identität gehö-
ren zu den grundlegendsten Herausforderun-
gen für CBOW. In vielen Fällen verheimlichen 
die Mütter und Familienangehörigen der 

Die Erfahrungen von „Children Born 

of War“ weisen bemerkenswerte 
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von der elterlichen Beziehung
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CBOW die Identität der Väter. Die Gründe sind 
vielfältig: Außereheliche intime Beziehungen 
gelten in vielen Gesellschaften als Tabu, oft 
sind Schamgefühle vorhanden. Zudem be-
steht der Wunsch, das Kind und die Familie 
vor möglicher Stigmatisierung und/oder Dis-
kriminierung zu schützen. Obwohl die meisten 
CBOW während ihrer Kindheit oder Jugend 
direkt von ihren Müttern oder nahen Verwand-
ten erfahren, wer ihre Väter sind, kommen an-
dere erst durch Zufall darauf oder weil sie von 
ihrem weiteren sozialen Umfeld absichtlich 
darüber informiert werden. Wieder andere 
werden sich ihrer Herkunft erst bewusst, wenn 
sie in ihrer Gemeinschaft zur Zielscheibe von 
Beschimpfungen werden. 

Viele CBOW, die erst im Erwachsenenalter 
von ihrer Herkunft erfahren, berichten von 
einem diffusen Unbehagen oder davon, unter 
dem Tabu ihrer Abstammung gelitten zu ha-
ben. Durch die ungeklärten Fragen nach der 
eigenen Identität ist das Zugehörigkeitsge-
fühl bei vielen CBOW gestört. Fast alle CBOW 
wachsen ohne Wissen oder Erzählungen über 
ihre Väter auf. Diese sind in ihrem Leben nicht 
nur physisch abwesend, sondern werden 
auch aktiv von jeder Form des Erinnerns an 
die Vergangenheit ausgeschlossen. 

Inzwischen gilt als anerkannt, dass eine 
mehr oder weniger offene Diskriminierung/
Stigmatisierung den Lebensweg der CBOW 
in fast allen Post-Konflikt-Gesellschaften ent-
scheidend prägt. Die meisten Betroffenen sind 
sogar mehrfach belastet, unter anderem als 
„Nachkommen des Feindes oder Fremder“, 
durch ihren gemischtethnischen Hintergrund 
und als „uneheliche Kinder“. Entwürdigende 
Bezeichnungen wie bui doi (Staub des Le-
bens), Amibankert (amerikanischer Bastard), 
Russenbalg oder enfant indésiré (ungewoll-
tes Kind) verdeutlichen die negativen gesell-
schaftlichen Einstellungen, mit denen CBOW 
konfrontiert sind. Die meisten erleben in der 
Schule, Nachbarschaft und Familie offene 
Feindseligkeit, Gewalt und soziale Ausgren-
zung. In vielen Fällen ist das Aufwachsen der 
CBOW von den familiären und gesellschaft-
lichen Konflikten geprägt, die sich aus ihrer 
Integration bzw. der Erfahrung von Ablehnung 
ergeben. Tabus, Geldsorgen und die Zurück-

weisung durch Familie und Gesellschaft spie-
len oft eine Rolle. Dass CBOW einem erhöhten 
Risiko der Kindesmisshandlung ausgesetzt 
sind, erscheint angesichts der negativen Ein-
stellungen, die Familien und Gemeinschaften 
gegenüber diesen Kindern und ihren Müttern 
hegen, sowie aufgrund der schwierigen Be-
dingungen für Mütter und Kinder kaum über-
raschend. 

Die beschriebenen individuellen Erfahrun-
gen hängen von den wichtigsten Bezugsper-
sonen, Familien und dem gesellschaftlichen 
Umfeld der CBOW ab. Aufgrund der beson-
deren Bedingungen ihrer Zeugung wachsen 
viele dieser Kinder bei ihren alleinerziehen-
den Müttern auf, häufig in schwierigen wirt-
schaftlichen Verhältnissen. Andere wiederum 
werden zur Adoption freigegeben, wachsen 
in Kinderheimen oder bei ihren Großeltern 

bzw. nahen Verwandten auf und müssen sich 
immer wieder an neue primäre Bezugsper-
sonen gewöhnen. Die Stigmatisierung und 
Diskriminierung, die diese CBOW erleben, 
stehen stellvertretend für die allgemein nega-
tive, sogar feindselige Haltung ihrer näheren 
und weiteren Umgebung. Gehen die Mütter 
eine neue Partnerschaft ein, erhöht die neue 
Familienkonstellation in einigen Fällen das 
Risiko erneuter Diskriminierung. Erhalten 
CBOW individuelle Unterstützung durch ge-
meindefinanzierte, staatliche, kirchliche oder 
NGO-Hilfsprogramme, so führt dies unter 
Umständen zu Animositäten und Eifersüchte-
leien im sozialen Umfeld, insbesondere wenn 
diese Hilfsprogramme nicht in wirksame Me-
chanismen der Übergangsjustiz eingebunden 
sind. So erhielten beispielsweise Kindersol-
daten im Rahmen der Amnestie, die ehema-
ligen LRA-Kämpfern in Norduganda gewährt 
wurde, staatliche Unterstützung bei ihrer 
Wiedereingliederung in die lokalen Gemein-
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schaften, während vielen, die Opfer der durch 
die LRA begangenen Massaker geworden 
waren, keine vergleichbare Unterstützung 
zuteilwurde. Dies führte zu Spannungen zwi-
schen den Rückkehrern und denen, die nicht 
zwangsrekrutiert worden waren. Auch die 
Vergabe von Stipendien durch einige Nicht-
regierungsorganisationen an Frauen, die Ent-
führung und Versklavung überlebt hatten, 
und ihre Kinder führte zu weiteren Spannun-
gen, da andere vom Krieg betroffene Kinder 
nicht in gleichem Umfang Hilfe erhielten.16 

Um die vielschichtigen Probleme der CBOW 
und ihre Auswirkungen differenziert zu ana-
lysieren, braucht es ein umfassendes und ko-
härentes Modell, das die Wechselwirkungen 
zwischen struktureller Diskriminierung und 
gesellschaftlicher Marginalisierung bzw. Aus-
schluss aus der Gemeinschaft systematischer 
als bisher untersucht. 

Aus einer generationenübergreifenden 
Perspektive wäre zu erörtern, wie die Dyade 
der Mutter-Kind-Beziehung die Persönlich-
keitsentwicklung der CBOW und ihren Um-
gang mit der Gemengelage von Problemen 
beeinflusst, die alle CBOW trotz ihrer unter-
schiedlichen historischen und geopoliti-
schen Kontexte übereinstimmend erleben. 
Die Forschung zum Thema konzentrierte sich 
über lange Zeiträume fast ausschließlich auf 
Kinder, deren Zeugung auf konfliktassoziier-

te sexualisierte Gewalt zurückgeht. Die vor-
liegenden Erkenntnisse über CBOW deuten 
jedoch darauf hin, dass die Umstände der 
Zeugung keinen wesentlichen Einfluss auf 
die während der Kindheit erlebten Schwie-
rigkeiten haben. Zur Veranschaulichung der 
komplexen und generationenübergreifen-
den Folgen sexueller Übergriffe und konflikt
assoziierter sexualisierter Gewalt für Mütter 
von CBOW und die Kinder selbst widmen wir 
den folgenden Abschnitt dem Thema der in 
Deutschland geborenen Besatzungskinder 
des Zweiten Weltkriegs. 

Unbestritten ist, dass sich konfliktassozi-
ierte sexualisierte Gewalt in den letzten Pha-
sen des Zweiten Weltkriegs extrem häufte; 
allerdings gibt es dazu keine genauen Zah-
len oder offizielle Erhebungen. Man ist daher 
auf Schätzungen angewiesen, denen zufolge 
zu Kriegsende sowie in der Nachkriegszeit 
etwa 1,9 Millionen deutsche Frauen von so-
wjetischen Soldaten vergewaltigt wurden. 
Dazu kommen geschätzt mehrere Tausend 
Vergewaltigungen durch alliierte amerikani-
sche, britische und französische Soldaten.17 
Aufgrund fehlender Daten zur konfliktasso-
ziierten sexualisierten Gewalt gegen Ende 
des Zweiten Weltkriegs und in den ersten 
Nachkriegsjahren ist auch die Zahl der unter 
diesen Umständen gezeugten CBOW unbe-
kannt. Man geht jedoch davon aus, dass bis 
zu 400.000 CBOW aus sexuellen Kontakten 
zwischen einheimischen Frauen und Besat-
zungssoldaten entstanden; diese beinhalte-
ten sowohl konfliktassoziierte sexuelle Ge-
walt als auch intime Beziehungen mehr oder 
weniger einvernehmlicher Natur – von soge-
nannten „Versorgungsbeziehungen“ bis hin 
zu Liebesbeziehungen. Es wird davon aus-
gegangen, dass eine beträchtliche Zahl die-
ser Kinder durch Vergewaltigungen gezeugt 
wurde.18 Soziale Stigmatisierung, Scham und 
Angst führten dazu, dass die von den Besat-
zungstruppen ausgeübte sexualisierte Ge-
walt, unabhängig von der Nationalität der 
Täter, nicht offen thematisiert und tabuisiert 
wurde. Weibliche Überlebende konfliktasso-
ziierter sexualisierter Gewalt aus dieser Zeit 
wiesen hohe Prävalenzraten verschiedener 
psychischer Störungen auf – auch noch Jahr-
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zehnte später.19 Im Jahr 2013 wurde die erste 
empirische Studie über psychosoziale As-
pekte von CBOW-Kindheiten in Deutschland 
nach 1945 durchgeführt. Wie bereits erwähnt, 
sind die Lebensumstände vieler Betroffener 
während der Kindheit von belastenden fi-
nanziellen, sozialen und familiären Belastun-
gen gekennzeichnet. Nur 1,4 Prozent (n = 2) 
der an der Studie teilnehmenden Personen 
wuchsen bei ihren biologischen Vätern auf. 
Mehr als die Hälfte erlebte mindestens einen 
Wechsel der primären Bezugsperson auf-
grund eines Umzugs (zum Beispiel von der 
Mutter zur Großmutter). Ein großer Teil erleb-
te in der Kindheit und Jugend verschiedene 
Arten von Misshandlung: Mehr als die Hälfte 
der Befragten (57 Prozent) berichtete von 
emotionaler Misshandlung, 44 Prozent von 
emotionaler Vernachlässigung, 41 Prozent er-
litten körperliche Misshandlungen und etwa 
ein Viertel sexuellen Missbrauch. Diese Zah-
len sind alarmierend, da sie im Vergleich zur 
Allgemeinbevölkerung derselben Generation 
fünf- bis zehnmal höher liegen.20 Außerdem 
berichteten viele teilnehmende Personen von 
Stigmatisierung und Diskriminierung.21 Die 
oft schwierigen Entwicklungsbedingungen  
der CBOW im Deutschland der Nachkriegs-
zeit haben sicher mit dazu beigetragen,  dass 
die Betroffenen auch noch Jahrzehnte spä-
ter häufiger an psychischen Erkrankungen 
wie posttraumatischen Belastungsstörungen 
(PTBS), Depressionen oder psychosomati-
schen Beschwerden leiden.22

Betrachtet man die psychischen Folgen 
der konfliktassoziierten sexualisierten Ge-
walt für die Mütter und die oft schwierigen 
Bedingungen für alleinerziehende Mütter un-
ehelicher Kinder in Deutschland nach dem 
Krieg, so wird deutlich, wie prekär die Ent-
wicklung positiver Mutter-Kind-Beziehungen 
war. Selbst im fortgeschrittenen Erwachse-
nenalter berichten CBOW häufiger über un-
sichere Bindungsmuster in ihren aktuellen 
Beziehungen. Sie fühlen sich weniger wohl 
mit Nähe und Intimität; der Aufbau vertrau-
ensvoller Beziehungen zu anderen Menschen 
fällt schwerer.23 Die Ergebnisse der Studie 
zeigen, wie langfristig sich die Umstände der 
kindlichen Entwicklung auf den Bindungsstil, 

die psychische Gesundheit und das Wohlbe-
finden eines Menschen über seine gesamte 
Lebensspanne hinweg auswirken. Aus einer 
generationenübergreifenden Perspektive 
lässt sich sagen, dass die liebevolle Mutter-
Kind-Bindung durch die bei der Vergewalti-
gung der Mutter erfahrene Gewalt erschwert 
werden und von fehlender Nähe und Ambi-
valenz gekennzeichnet sein kann. Schaffen 
es die Mütter jedoch, eine liebevolle Bindung 
zu ihren Kindern aufbauen, können sich auch 
positive Mutter-Kind-Beziehungen entwi-
ckeln – dieses Phänomen wurde in vergleich-

baren Kontexten beschrieben, in denen die 
Mütter extreme zwischenmenschliche Trau-
mata durchlebt hatten, etwa in Ruanda oder 
Uganda.24

Wie bereits erwähnt, gehen die derzeitigen 
Hilfsprogramme für Überlebende konflikt­
assoziierter sexualisierter Gewalt nicht auf die 
spezifischen Bedürfnisse der CBOW ein. Auch 
Prozesse der Transitional Justice beziehen 
diese Gruppe von Betroffenen nicht mit ein, 
unabhängig davon, ob sie infolge gewalttä-
tiger oder gewaltloser Beziehungen gezeugt 
wurden. So bleiben nicht nur die Bedürfnisse 
einer beträchtlichen Anzahl extrem gefährde-
ter Menschen in Post-Konflikt-Gesellschaften 
unberücksichtigt, es werden genau die Men-
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schen marginalisiert und ausgegrenzt, die das 
Fundament eines nachhaltigen Friedens in 
ihren Ländern legen könnten, was wiederum 
zur Fragilität von Post-Konflikt-Gesellschaften 
beiträgt.

Empfehlungen

CBOW stellen eine besonders gefährdete, vom 
Krieg betroffene Bevölkerungsgruppe dar. 
Dennoch erfahren sie wenig Aufmerksamkeit, 
und ihre Bedürfnisse werden kaum erfüllt. 
Hilfsprogramme müssen vor allem die folgen-
den Maßnahmen umfassen: 

1)	 Nicht nur muss in der ethischen Ausbil-
dung der Streitkräfte ein gendersensibler 
Ansatz verfolgt und jegliche konflikt­
assoziierte sexualisierte Gewalt als un-
zulässige Handlung thematisiert werden. 
Vielmehr braucht es auch ein besseres 
Verständnis der Soldatinnen und Solda-
ten für die Dynamik der Machtverhältnis-
se, die die Möglichkeiten von Frauen, frei-
willig intime Beziehungen mit Soldaten 
einzugehen, stark einschränken. 

2)	 Zusätzlich müssen Soldatinnen und Sol-
daten besser über die Folgen daraus re-
sultierender Schwangerschaften sowohl 
für die Kinder als auch für ihre Mütter auf-
geklärt werden. 

3)	 Die Straflosigkeit in Fällen konfliktassozi-
ierter sexualisierter Gewalt, sexueller Aus-
beutung und von Missbrauch im Rahmen 
von Konflikten und Friedensmissionen 
muss beendet werden; klar strukturierte 
Verfahren für die Feststellung der Vater-
schaft und die Sicherung des Unterhalts 
für CBOW sind erforderlich. 

4)	 Auf gesellschaftlicher Ebene müssen 
CBOW und ihre Mütter in ihren Gemein-
schaften unterstützt werden, wenn keine 
finanzielle Unterstützung von den leib-
lichen Vätern eingefordert werden kann. 
Im Rahmen der Gerechtigkeitsfindung 
brauchen Post-Konflikt-Gesellschaften 
sichere, diskriminierungsfreie Räume für 
die Anliegen der CBOW. Die Öffentlichkeit 
muss über Stigmata und Tabus in Bezug 
auf CBOW und ihre Mütter aufgeklärt 
werden.

5)	 CBOW und ihre Mütter sollten als beson-
ders gefährdete Gruppe von Kriegsbetrof-
fenen Zugang zu geeigneten psychosozia-
len Unterstützungsdiensten erhalten.25

In jüngerer Zeit haben CBOW aus verschie-
denen Generationen und geopolitischen 
Kontexten begonnen, ihre Erfahrungen in der 
Kindheit und mit Stigmatisierung und Diskri-
minierung auf verschiedene Art und Weise zu 
thematisieren. Das betrifft CBOW des Zwei-
ten Weltkriegs und der nachfolgenden Be-
satzungszeit, die mittlerweile oft über siebzig 
Jahre alt sind, genauso wie solche aus den 
Kriegen im ehemaligen Jugoslawien, dem 
Völkermord in Ruanda oder den bewaffneten 
Konflikten in Uganda der 1990er- und 2000er-
Jahre. Sie haben unter anderem Autobiogra-
fien veröffentlicht26 und an dokumentarischen 
Tanzperformances27 und Dokumentarfilmen28 
mitgewirkt, die einem doppelten Zweck dien-
ten: das Bewusstsein für die spezifischen Prob-
leme von CBOW zu erhöhen und einen Beitrag 
zur Entstigmatisierung und Enttabuisierung 
ihrer Existenz zu leisten. Diese Beispiele, von 
denen viele auf dauerhafter und erfolgreicher 
Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und 
Betroffenengruppen beruhen, zeigen in aller 
Deutlichkeit, wie sehr vom Krieg betroffene 
Bevölkerungen von solchen bereichsübergrei-
fenden Kooperationen profitieren. 
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Frau Quay, könnten Sie uns zunächst kurz 
Ihre Tätigkeit beschreiben? 
Ich bin bei CARE die Koordinatorin für Gen-
derfragen in humanitären Krisen. CARE ist ein 
sehr großer Verband mit mehr als hundert 
nationalen Büros. Ich koordiniere zwischen 
all diesen verschiedenen Ländern mit ihren 
unterschiedlichen Verwaltungsstrukturen. 
Meine Aufgabe ist es, unsere strategische 
Ausrichtung für Genderfragen in Krisensitua-
tionen festzulegen. Ich kümmere mich auch 
darum, entsprechende Strukturen zu schaf-
fen und deren Ausstattung mit den erforder-
lichen Fachkräften sicherzustellen.

Worin besteht der Unterschied zwischen 
den Aufgaben von Genderberaterinnen und 
-beratern, den sogenannten Gender Advi­
sors, und Ihrem Verantwortungsbereich?
Gender Advisors sorgen als technische Be-
ratung dafür, dass die genderspezifischen 
Probleme verstanden werden, die in Krisen-
situationen auftreten. Und dass wir sie als 
Hilfsorganisation entsprechend berücksich-
tigen. Wir verfügen über einen großen Schatz 
an Erfahrungen, Instrumenten und Ansätzen, 

die wir nutzen können, um diese Probleme 
zu erkennen und auf sie zu reagieren. Gender 
Advisors sind oft zuständig für die Leitung 
spezieller Hilfsprogramme, etwa im Bereich 
geschlechtsspezifische Gewalt, „Frauen, Frie-
den und Sicherheit“, Partizipation oder wirt-
schaftliche Teilhabe.

Seit wann spielen Genderaspekte bei hu­
manitären Einsätzen und in der Arbeit von 
CARE eine Rolle? 
Mitte der Neunzigerjahre, nach der Konfe-
renz von Peking, haben die Organisationen 
der Vereinten Nationen sich als Erste zur 
Berücksichtigung von Genderfragen auch 
im humanitären Bereich verpflichtet. Diese 
Verpflichtungen auf höchster Ebene fanden 
nach und nach Eingang in die Praxis. CARE 
hat 2009 eine Koordinationsstelle geschaffen 
sowie eine Strategie für Genderfragen in der 
Nothilfe entwickelt. Im Vergleich zu anderen 
Organisationen ähnlicher Größe haben wir 
eines der größten Teams für Gender in der 
humanitären Hilfe. Ich bin seit 2013 in einer 
Reihe ähnlicher Funktionen tätig, und wir 
haben uns in den letzten zehn Jahren inten-
siv damit beschäftigt, diese Vorhaben in die 
Praxis umzusetzen – sie sind zwar populär, 
stellen uns manchmal aber vor große Her-
ausforderungen. 

In dem vor einigen Jahren von CARE ver­
öffentlichten Bericht „Women and Girls in 
Emergencies“1 heißt es, dass „die beson­
deren Bedürfnisse von Frauen und Mäd­
chen bei humanitären Einsätzen und deren 
Finanzierung nach wie vor unzureichend 
berücksichtigt werden“. Wurden in der Zwi­
schenzeit Fortschritte erzielt? 
Die erste Strategie zu Genderfragen in hu-
manitären Krisen wurde 2009 erarbeitet. Zu 
dieser Zeit gab es in der gesamten Organisa-
tion nur eine Person, die auf dieses Thema 
spezialisiert war. Jetzt arbeiten mehr als 44 
erfahrene Kolleginnen und Kollegen in die-
sem Bereich. Einige von ihnen leiten eigene 
Teams, was sich wiederum auf die Finanzie-
rung auswirkt. Das von uns entwickelte Tool-
kit, das wir seit 2013/2014 einsetzen, hat uns 
sehr geholfen, die unterschiedlichen Bedürf-
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nisse von Männern, Frauen, Mädchen und 
Jungen in humanitären Krisen zu erforschen 
und zu verstehen. Auch im Bereich der Gen-
deranalyse hat sich sehr viel getan. 2020 ha-
ben wir mehr als 50 Gender-Schnellanalysen 
(Rapid Gender Analysis)2 durchgeführt. Das  
ist eine hilfreiche Methode, um die gender-
spezifischen Aspekte einer Krise und der 
Gesellschaft, in der sie auftritt, schnell zu 
erheben – häufig auch angereichert durch 
Befragungen. Seitdem sind die Zahlen je-
des Jahr ähnlich hoch, nicht nur bei CARE, 
sondern auch bei vielen anderen Organisa-
tionen, die dieselbe Methodik anwenden. 
Die Verfügbarkeit von Genderanalysen für die 
Begleitung humanitärer Hilfe hat also erheb-
lich zugenommen, auch wenn sich die prak-
tische Umsetzung teilweise immer noch als 
schwierig erweist und sicherlich noch nicht 
den Umfang erreicht, den wir uns eigentlich 
vorstellen.

Lassen Sie uns ein wenig tiefer in Ihre 
eigene Tätigkeit einsteigen. Warum ist es 
so wichtig, Genderfragen in die humanitäre 
Hilfe einzubeziehen? 
Erstens geht es bei der humanitären Hilfe 
um Menschen allgemein. Genderfragen ein-
zubeziehen bedeutet nicht, dass es nur um 
Frauen und Mädchen geht, sondern vielmehr 
auch um Männer, Jungen, Menschen mit Be-
hinderungen, ältere Menschen und jüngere 
Kinder. Menschen haben zu verschiedenen 
Zeitpunkten ihres Lebens unterschiedliche 
Bedürfnisse, je nachdem, in welcher Situa-
tion sie sich befinden. Genau auf diese Un-
terschiede kommt es an. Wir dürfen unsere 
Augen nicht vor gesellschaftlichen Proble-
men verschließen, zumal diese in einer hu-
manitären Krise nicht nur fortbestehen, son-
dern sich oft verschärfen. Man kann also zum 
einen mit dem gesunden Menschenverstand 
argumentieren.

Genauso kann man auch grundlegende 
Prinzipien anführen. Es ist ungerecht, wenn 
humanitäre Hilfe nur von Männern und nur 
aus einer männlichen Perspektive heraus 
konzipiert wird. Dass dies passiert, wurde 
erst kürzlich am Beispiel von Corona-Schutz-
kleidung deutlich. Manche Schutzanzüge 

passten Frauen nicht richtig, weil sie nur für 
Männerkörper entworfen wurden – selbst 
solche einfachen Dinge werden nicht beach-
tet! Wer Schutzkleidung entwirft, die Frauen 
nicht passt – dabei stellen Frauen die Mehr-
heit der weltweit im Gesundheitswesen Be-
schäftigten –, gewährt ihnen weniger Schutz. 
51 Prozent der Weltbevölkerung sind weib-
lich. Dennoch bleiben Frauen und Mädchen 
bei der Entwicklung und Ausrichtung huma-
nitärer Hilfe häufig außen vor.

Die Pandemie soll die Situation von Frau­
en in vielerlei Hinsicht verschlechtert ha­
ben. So waren diese zum Beispiel durch die 
Zunahme von Kontrollposten zur Durch­
setzung von Lockdown-Maßnahmen und 
Ausgangssperren in vielen Ländern einem 
höheren Risiko für Übergriffe und sexuelle 
Belästigung durch Polizisten und Soldaten 
ausgesetzt.
Das stimmt. Während humanitärer Krisen 
können wir Ähnliches beobachten, etwa 
bei der Wasserversorgung. Wenn Toilet-
ten oder Wasserentnahmestellen in einem 
Flüchtlingscamp ausschließlich von Män-
nern betreut werden und viele Frauen in der 
Schlange stehen, steigen das Risiko und die 
Häufigkeit von sexueller Ausbeutung und von 
Übergriffen. 

Die Daten zeigen, dass geschlechtsspezi­
fische und sexualisierte Gewalt insbeson­
dere in Krisen und bewaffneten Konflikten 
zunimmt. Haben Sie eine Erklärung dafür? 
Tatsächlich lässt sich geschlechtsspezifische 
Gewalt in allen Arten von Krisen beobachten 
– nicht nur während eines Konflikts, in dem 
die Streitkräfte präsenter sind und eine Mili-
tarisierung der Gesellschaft insgesamt statt-
findet. Auch während der Corona-Pandemie 
oder bei Naturkatastrophen nehmen Men-
schenhandel und Gewalt in verschiedenen 
Ausprägungen zu. Offenbar sind hohe Stress-
belastungen ein Nährboden für schädliche 
Verhaltensweisen – und geschlechtsspezi-
fische Gewalt gehört immer dazu. In diesem 
Punkt stimmen alle verfügbaren Daten über-
ein. Aber ich bin keine Expertin auf diesem 
Gebiet, daher kann ich Ihnen keinen Grund 
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die Lage aus Sicht aller Betroffenen ent-
wickelt. Natürlich können wir nicht warten, 
bis die perfekte Analyse vorliegt, weil wir ja 
gleichzeitig mit unserer Hilfe dringende Be-
dürfnisse stillen wollen. Aus diesem Grund 
ist die Gender-Schnellanalyse bewusst als 
„unvollkommenes“ Instrument konzipiert. 
Wir veröffentlichen die Ergebnisse innerhalb 
von 24 oder 48 Stunden nach Ausbruch einer 
Krise, dann noch einmal innerhalb der ersten 
zwei Wochen und erneut nach sechs bis acht 
Wochen. Auf diese Weise können wir direkt 
Programme aufsetzen und laufend Änderun-
gen und Verbesserungen vornehmen, sobald 
wir mehr Informationen erhalten – und diese 
Flexibilität ist wichtig.

Wie bereits erwähnt wissen wir schon im 
Voraus, dass in einem gewissen Umfang 
Maßnahmen gegen geschlechtsspezifische 
Gewalt erforderlich werden, da diese leider 
immer auftritt und sich immer verschärft. Wir 
haben auch Belege dafür, dass die Teilhabe 
von Frauen in Krisenzeiten grundsätzlich 
zurückgeht, obwohl gleichzeitig auch neue 
Möglichkeiten für Frauen entstehen, sich ein-
zubringen. Nur wenn wir dies im Auge behal-
ten, werden die Stimmen der Frauen in Be-
darfserhebungen sowie vor Ort Gehör finden. 
Dies sind die Grundpfeiler unserer Arbeit im 
Bereich Gender und humanitäre Hilfe bei 
CARE.

Wie könnte Teilhabe von Frauen in Zeiten 
aussehen, in denen die allergrundlegends­
ten Bedürfnisse befriedigt werden müssen? 
Besteht nicht die Gefahr, dass Genderfragen 
aufgrund der Dringlichkeit der Situation 
zum zweitrangigen Thema werden?
Selbst in einer humanitären Notlage kann es 
sehr wichtig sein, die Betroffenen zu fragen, 
was sie wirklich brauchen, und flexibel dar-
auf zu reagieren. Ich erinnere mich an eine 
Situation in einem Camp in den kurdischen 
Autonomiegebieten im Irak. Ich fragte den 
irakischen WASH-Ingenieur (die Abkürzung 
steht für Water, Sanitation, Hygiene, Anm. d. 
Red.), übrigens wie alle anderen Teammit-
glieder ein überaus gebildeter Mensch, ob 
er schon an die Küchen gedacht habe. Er 
erzählte, dass er das Thema genau an jenem 

nennen. Ich bin mir noch nicht einmal sicher, 
ob Fachleute eine endgültige Antwort darauf 
geben können …

… das ist auf jeden Fall Grund zur Sorge ...
… aber es gibt umfangreiche Forschung, die 
zeigt, dass geschlechtsspezifische Gewalt 
zu den ersten Formen von Ungleichheit ge-
hört, die Menschen in ihrem häuslichen Um-
feld erfahren, und dass diese Gewalt sich 
weiter fortsetzt. Die Arbeit von Valerie Hud-
son zu diesem Thema ist sehr aufschluss-
reich. Sie befasst sich mit allen Formen der 
Ungleichheit zwischen den Geschlechtern. 
Ihre empirischen Untersuchungen, die sich 
auf konkrete Zahlen und Daten stützen, zei-

gen, dass Länder mit einem höheren Grad 
an geschlechtsspezifischer Ungleichheit im 
häuslichen Umfeld – und diese Länder sind 
rund um den Globus zu finden – mit höhe-
rer Wahrscheinlichkeit in Konflikte geraten. 
Die familiären Strukturen sind dabei der ent-
scheidende Faktor. Hudson argumentiert, 
dass die im Elternhaus erlernte Unterdrü-
ckung, meist aufgrund des Alters oder des 
Geschlechts, später in der eigenen Familie, 
in der Nachbarschaft und in der Gesellschaft 
weiter praktiziert wird. Daraus entstehen 
konkrete Formen der Unterdrückung bis hin 
zu Konflikten.

Schauen wir auf frauen- bzw. genderspezi­
fische Bedürfnisse in Krisenzeiten im Allge­
meinen: Wie gehen Sie vor, um genderspe­
zifische Hilfe zu leisten? Sichere Räume für 
Frauen in Flüchtlingscamps etwa reichen 
möglicherweise nicht aus.
Zuallererst müssen wir verstehen, wie sich 
eine Krise jeweils auf Männer, Frauen, Mäd-
chen und Jungen sowie alle weiteren Ge-
schlechtsidentitäten auswirkt und wie sich 

Zuallererst müssen wir verstehen, wie sich  

eine Krise jeweils auf Männer, Frauen, Mädchen 

und Jungen sowie alle weiteren Geschlechts

identitäten auswirkt und wie sich die Lage aus  

Sicht aller Betroffenen entwickelt
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Tag bei der Gemeinschaftsbesprechung ein-
gebracht habe. Ich sagte: „Okay, super – und 
wer ist bei dieser Besprechung dabei?" Er 
antwortete: „Die Familienoberhäupter.“ Als 
ich ihn fragte: „Hm, und diese Männer, ste-
hen die eigentlich oft am Herd?“, versprach 
er sofort, sich bei einigen der Frauen, die sich 
in diesem Camp um die Essenszubereitung 
kümmerten, nach ihren Vorstellungen zu er-
kundigen. 

Wie Sie bereits erwähnt haben, bedeutet 
die Einbeziehung der Genderperspektive 
nicht nur den Blick auf die Bedürfnisse der 
Frauen und Mädchen. Warum und wann 
sollten wir auch die Situation der Jungen 
und Männer berücksichtigen? 
Natürlich gibt es Krisen, die die Männer 
und Jungen in besonderer Weise betreffen. 
Doch für diejenigen, die humanitäre Hilfe 
leisten, sind diese Probleme nicht immer 
leicht zu erkennen. Ich kann Ihnen etwa 
von Flüchtlingscamps in Kenia berichten, 
in denen ausschließlich junge Männer leb-
ten, die nicht kochen konnten. Ein anderes 
Beispiel: Jungen sind deutlich häufiger von 
Zwangsrekrutierungen betroffen. Und in der 
Flüchtlingskrise in Griechenland waren mehr 
als 70  Prozent der Geflüchteten männlich – 
hauptsächlich unbegleitete afghanische und 
syrische Männer und eine großen Zahl Min-
derjähriger. Acht- oder zwölfjährige Jungen, 
die auf der Insel Lesbos auf der Straße leben, 
haben sicherlich andere Probleme als junge 
Mädchen, aber auch sie sind gefährdet. 

Einige Hilfsorganisationen konzentrieren 
sich ausschließlich auf Frauen und Mäd-
chen, und das kann bei bestimmten Themen 
durchaus sinnvoll sein. CARE legt aber Wert 
darauf, in der humanitären Hilfe die Rollen 
und Beziehungen aller Betroffenen zu verste-
hen. Auch wenn wir in unserer Arbeit die Teil-
habe von Frauen verbessern wollen, dürfen 
wir nicht unter den Tisch fallen lassen, wie 
und wo Männer Entscheidungen treffen. In 
diesem Fall konzentrieren wir uns vielleicht 
auf die Lücke, die wir schließen möchten, 
aber wir ignorieren die Männer und Jungen 
deshalb nicht. Eine humanitäre Krise ge-
fährdet alle, aber eben auf unterschiedliche 

Konflikte und Krisen fügen allen  

schreckliches Leid zu – aber sie können auch 

Gelegenheiten bieten, die Geschlechterrollen auf 

eine Art und Weise zu verändern, die sich in 

Friedenszeiten so vielleicht nicht ergeben würden

Weise. Bestimmte Gefahren, die sich durch 
systemimmanente Ungleichheit ergeben, 
bleiben zudem manchmal im Verborgenen.

Strukturelle Ungleichheiten in einer Gesell­
schaft führen meist zu einer unverhältnis­
mäßig starken Gefährdung der Frauen. Der 
Ansatz von CARE ist es, mehr Gleichberech­
tigung und Empowerment zu erreichen. Ist 
humanitäre Hilfe also nicht neutral? 
Neutralität und Unparteilichkeit sind sehr 
wichtige Grundpfeiler unserer Arbeit. Aber wir 
arbeiten mit ihnen in Gesellschaften, die auf 
vielen Ebenen von grundlegender Ungleich-

heit geprägt sind. Ich schließe mich Valerie 
Hudsons These an, dass eine der ersten Unge-
rechtigkeiten, die wir im Elternhaus erfahren, 
die geschlechtsspezifische Ungerechtigkeit 
ist. Selbst in Europa wenden Frauen deutlich 
mehr Zeit für Haushalt und Kinderbetreuung 
auf als Männer. Die Wahrscheinlichkeit, dass 
sie als geeignete Kandidatinnen für eine Füh-
rungsposition angesehen werden, ist sehr viel 
geringer. Und das liegt an Vorurteilen und 
Traditionen. Ungerechtigkeit verändern und 
bekämpfen zu wollen, halte ich für sehr mora-
lisch. Durch die humanitäre Hilfe können wir 
einige Veränderungen praktisch umsetzen. 
Konflikte und Krisen fügen allen schreckliches 
Leid zu, aber sie können auch Gelegenheiten 
bieten, die Geschlechterrollen auf eine Art 
und Weise zu verändern, die sich in Friedens-
zeiten so vielleicht nicht ergeben würden.

Andererseits wird es oft als Einmischung 
empfunden, wenn wir kulturell gewachse­
ne Geschlechternormen in anderen Gesell­
schaften hinterfragen. Wie sehen Sie diesen 
Punkt? Hat der Westen zum Beispiel ver­
sucht, Afghanistan seine eigenen Standards 
aufzuzwingen? 
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wirkt es vielleicht so, als säßen in den Füh-
rungsgremien überhaupt keine Frauen. Aber 
bei näherer Betrachtung stellt sich heraus, 
dass sie ihre eigenen Wege gefunden haben, 
um sich gegenseitig zu unterstützen und dem 
Bedürfnis nach Vernetzung Rechnung zu tra-
gen. Wir machen diese Gruppen ausfindig 
und unterstützen sie dabei, aktiv zu werden. 
Wir geben ihnen nicht vor, dass sie eine be-
stimmte Anzahl Toiletten bauen oder an be-
stimmten Konferenzen teilnehmen sollen. 
Sie bekommen ein bestimmtes Budget und 
entscheiden selbst, welche Maßnahmen für 
ihre jeweilige Gemeinschaft wichtig sind.

Mich würde sehr interessieren, wie das in 
der Praxis aussieht.
Ich nenne Ihnen ein Beispiel: Die Arbeit in 
der Provinz Zinder im Niger ist aufgrund der 
massiven Vertreibungen dort sehr schwierig. 
Die Frauen, die wir unterstützten, fuhren mit 
als Erstes zum Bürgermeister in der nächs-
ten Stadt, um für ihr Anliegen zu werben. Ein 
Flüchtlingscamp in der Nähe war sehr groß 
geworden und brauchte eine Schule. Und 
wissen Sie was? Sie bekamen die Schule!

Kurz darauf stiegen sie wieder in den Bus 
zum Bürgermeisterbüro, weil sie das Wasser-
holen zu viel Zeit kostete. Dass sich Frauen 
derart mobilisieren, kannte man dort nicht, 
und schon wenige Tage später wurde ein 
neuer Brunnen gebohrt. Die politischen Ent-
scheider und einheimischen Männer waren 
beeindruckt. Sie selbst hatten das Thema 
nämlich schon seit Ewigkeiten vorangetrie-
ben und dachten sich: „Wow, diese Frauen 
haben echt Power!“

Im Südsudan haben Frauen in ihren Flücht-
lingscamps Friedenskonferenzen organisiert 
und die erste Vereinigung geflüchteter Frau-
en im Südsudan gegründet. Das war genau 
das, was sie wollten. Diese Beispiele zeigen, 
wie positiv es sich auf die Frauen selbst, aber 
auch auf die Gemeinschaft auswirken kann, 
wenn wir Führungsverantwortung und Teil-
habe von Frauen als integralen Bestandteil 
der humanitären Hilfe sehen. 

Während wir dieses Interview führen, dau­
ert der verheerende Krieg in der Ukraine an. 

Ich meine, dass wir die Verantwortung ha-
ben, uns für die Beendigung von Ungleich-
heit einzusetzen. Andererseits glaube ich 
auch – und viele muslimische Feministinnen 
würden mir hier sicherlich zustimmen –, dass 
Ungleichheit ein globales Phänomen ist. 
Unser Vorgehen sollte also mit Bedacht auf 
das jeweilige Land zugeschnitten sein. Viele 
meiner Kolleginnen und Kollegen schätzen 
die traditionellen Werte ihrer Gesellschaften 
und wollen ihr Land und dessen Kultur nicht 
pauschal ablehnen. Gleichzeitig wollen sie 
etwas verändern, weil sie der Ansicht sind, 
dass das derzeitige System nicht für alle ge-

recht ist. Die Behauptung, Kultur sei statisch, 
ist doch ein Mythos. Die Sozialanthropologie 
zeigt, dass sie sich ständig wandelt und neu 
erfunden wird. Wussten Sie, dass einige der 
ältesten Schriften über Frauenrechte aus dem 
Iran stammen? Die Vorstellung, dass wir diese 
Debatte nur in Westeuropa und Nordamerika 
führen, scheint mir viel eher einer westlich 
zentrierten Sichtweise zu entspringen.

Die Agenda für Frauen, Frieden und Sicher­
heit unterstreicht die Bedeutung der Teil­
habe von Frauen an der Prävention und 
Beilegung von Konflikten. Beschäftigen Sie 
sich auch damit?
Wir haben das umfangreiche Programm 
„Women Lead in Emergencies“ ins Leben 
gerufen, an dem unsere Kolleginnen und 
Kollegen aus der politischen Lobbyarbeit 
sowie das Programmteam für Genderfragen 
in humanitären Krisen nun schon seit eini-
gen Jahren arbeiten. In den verschiedens-
ten Krisengebieten auf der ganzen Welt, von 
Kolumbien über die Philippinen bis zum 
Südsudan, tun sich Frauen solidarisch zu-
sammen. Allerdings bilden sie dabei meist 
informelle Gruppen. Von außen betrachtet 
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Können Sie uns eine kurze Gender-Schnell­
analyse der wichtigsten Herausforderungen 
für die humanitäre Hilfe geben?
Die Krise zeigt bereits jetzt starke geschlechts-
spezifische Dimensionen – in Bezug darauf, 
wer im Land bleibt und wer es verlässt. Das 
hat große Auswirkungen auf die Erfahrungen, 
die die Menschen machen: Familientrennung 
und -zusammenführung, Menschenhandel 
(wir sehen ein erhöhtes Risiko für diejenigen, 
die das Land verlassen haben), den Schutz 
von Kindern oder das unmittelbare Erleben 
des Konflikts. Wir unterstützen in der Ukraine 
auch kleinere, von Frauen geführte Organisa-
tion im Rahmen des Programmes „Women 
Lead in Emergencies“. Dort gibt es eine sehr 
starke Frauenrechtsbewegung, die sich nun 
auch humanitär engagiert und auf Unterstüt-
zung angewiesen ist. Das ist etwas, was mir 
Hoffnung gibt.

Frau Quay, herzlichen Dank für das Interview!

Die Fragen stellte Rüdiger Frank.

1 https://www.care.de/media/websitedateien/
care-allgemeines/publikationen/studien-reports/
women-and-girls-in-emergencies.pdf (Stand: 11.5.2022).
2 Alle Dokumente unter www.care.de/RGAs 
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Einleitung

Die Vorstellung, Krieg sei „Männersache“, 
hält sich auch 20 Jahre nach Verabschiedung 
der Resolution 13251, die zusammen mit den 
Folgeresolutionen die Women, Peace and 
Security-Agenda (WPS-Agenda) bildet, hart-
näckig. Damit einhergehend wird oftmals 
auch die Beendigung von Kriegshandlungen 
durch Friedensgespräche eher als Aufgabe 
von Männern gesehen. Frauen sind bei Frie-
densverhandlungen weiterhin stark in der 
Unterzahl. Dabei bilden auch die aktuellen 
Verhandlungen zwischen der Ukraine und 
der Russischen Föderation keine Ausnahme 
− und das, obwohl fast die Hälfte der Ukrai-
ner:innen (43 Prozent) in einer Umfrage des 
Peace Research Institute Oslo (PRIO) die Be-
teiligung von Frauen in den Verhandlungen 
unterstützen würden.2

Die im Jahr 2000 einstimmig angenomme-
ne Resolution 1325 wurde als großer Erfolg 
gefeiert. Sie setzt vier inhaltliche Schwer-
punkte: Partizipation, Prävention, Schutz so-
wie Hilfe und Wiederaufbau.3 In der öffentli-
chen Wahrnehmung steht oftmals der Schutz 
von Frauen und Mädchen vor sexualisierter 
Gewalt im Vordergrund. Dieses Anliegen hat 
zweifelsfrei höchste Priorität. Auch im Krieg in 
der Ukraine häufen sich die Meldungen über 
sexualisierte Gewalt. Dabei gerät aber in Ver-
gessenheit, dass die Resolution zugleich die 
Partizipation von Frauen fordert und darauf 
abzielt, Konflikte zu verhindern.

Ein Instrument, das die Umsetzung voran-
bringen soll, sind die sogenannten National 
Action Plans (NAPs), die jedes UN-Mitglied zur 
Umsetzung der WPS-Agenda erstellen soll. 
Dieser Beitrag beschäftigt sich mit den NAPs 
als Implementierungsinstrument und unter-
sucht dabei beispielhaft ihr Potenzial für die 
Verwirklichung einer meaningful participa-
tion von Frauen in Friedensprozessen. Zu-
gleich wird in den Blick genommen, inwiefern 
sie vielfach kritisierte Unzulänglichkeiten der 
WPS-Agenda verfestigen können.

Abstract

Im Jahr 2000 verband der UN-Sicherheitsrat in der viel beachte-

ten Resolution 1325 erstmals Frieden explizit mit der Beteiligung 

von Frauen und machte sich die Erkenntnis zu eigen, dass sich 

die Einbeziehung von Frauen in Friedensverhandlungen positiv 

auf den nachhaltigen Erfolg von Friedensabkommen auswirkt. 

Über zwanzig Jahre später sind Frauen in Friedensverhandlun-

gen jedoch noch immer dramatisch unterrepräsentiert. Dabei 

sind Friedensprozesse für die jeweilige Gesellschaft ein identi-

tätsstiftendes Momentum: Neue Verfassungen werden erarbeitet 

und wichtige Weichenstellungen vorgenommen, die darüber 

entscheiden, ob eine Gesellschaft in den Status vor Konfliktaus-

bruch zurückkehrt oder seine Ursachen bekämpft. Resolution 1325 

folgten zahlreiche weitere Resolutionen, die zusammen die  

„Women, Peace and Security“ (WPS)-Agenda bilden. Ein Instru-

ment, mit dem die UN der Nichtumsetzung begegnen, sind Natio-

nal Action Plans. Jedes Mitglied soll einen Plan entwickeln, um 

die Partizipation von Frauen auf nationaler Ebene zu fördern. In 

dem Beitrag werden die Aktionspläne von Deutschland, Norwe-

gen und Ghana betrachtet, verglichen und anhand ausgewählter 

Punkte kritisch bewertet. Dabei wird gezeigt, dass die Pläne die 

Schwächen der WPS-Agenda teilweise verfestigen, aber auch viel 

Potenzial haben, eine meaningful participation von Frauen in 

Friedensprozessen Wirklichkeit werden zu lassen.

MEHR FRAUEN AM 
 VERHANDLUNGSTISCH

„MEANINGFUL PARTICIPATION“ 
UND NATIONALE AKTIONSPLÄNE
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Warum Frauen bei  

keiner Friedensverhandlung 

fehlen sollten

Hintergrund der WPS-Agenda ist die Erkennt-
nis, dass einerseits Friedensprozesse, an de-
nen Frauen mitwirkten4, nachhaltiger sind und 
andererseits die Konfliktneigung einer Gesell-
schaft mit wachsender Geschlechterungleich-
heit zunimmt.5 Ein möglicher Grund dafür 
ist, dass mit zunehmender Geschlechterun-
gleichheit die Akzeptanz für eine gewaltsame 
Konfliktlösung steigt und das Potenzial für 
friedliche Einigungen sinkt. Während Männer 
oft ihre Interessen in der Gesellschaft vor Aus-
bruch des Konflikts verwirklicht sahen, neh-
men Frauen den Konflikt als Kontinuum wahr, 
da sie Gewalt davor, währenddessen und da-
nach erleben. Für Frauen ist eine Rückkehr 
zum Zustand vor Konfliktausbruch unter die-
ser Voraussetzung keine Verbesserung, sodass 
ihre Bemühungen darauf abzielen, durch Frie-
densprozesse Weichenstellungen für positive 
Veränderungen vorzunehmen.6 Die fehlende 
Repräsentation marginalisierter Gruppen – 
wie Frauen oder ethnischer Minderheiten – in 
Verhandlungen wiederum wirkt sich negativ 
auf die Akzeptanz des Ergebnisses aus.7 

Als weiteres Argument für die stärkere Be-
teiligung von Frauen an Friedensprozessen 
wird immer wieder ihre Friedfertigkeit und ihr 
ausgleichendes Wesen ins Spiel gebracht. An-
gesichts dieser Vorstellung ist jedoch Vorsicht 
geboten: Die pauschale Annahme der friedli-
chen Frau basiert auf einem stereotypen Rol-
lenbild. Sie lässt außer Acht, dass Frauen – wie 
Männer – auch als Kombattantinnen an be-
waffneten Konflikten teilnehmen. Außerdem 
bedeutet diese Annahme im Umkehrschluss, 
dass Männer per se aggressiv seien. Diese Zu-
schreibung quasi natürlicher Eigenschaften 
ist aber problematisch, weil sie Akzeptanz für 
bestimmte Formen und Akteur:innen von Ge-
walt schafft („Männer können nun mal nicht 
anders“).

Aus diesem Grund sollte die Beteiligung 
vielmehr als demokratisches Recht von Frau-
en angesehen werden. Friedensverhandlun-
gen prägen eine Gesellschaft maßgeblich. 
Frauen machen mindestens die Hälfte der 

Gesellschaft aus und haben damit das Recht, 
auch die Hälfte der an Entscheidungen be-
teiligten Personen zu stellen. Dennoch wa-
ren in größeren Friedensprozessen zwischen 
1992 und 2019 im Schnitt nur 13 Prozent der 
Verhandler:innen, sechs Prozent der Media-
tor:innen und sechs Prozent der Unterzeich-
nenden weiblich, während in sieben von zehn 
Prozessen keine Frauen als Mediator:innen 
oder Unterzeichnende vertreten waren.8 Die 

Forderung nach meaningful participation geht 
dabei über die bloße quantitative Beteiligung 
von Frauen hinaus, sondern bezieht sich auch 
auf die Qualität der Beteiligung: Frauen müs-
sen gleichberechtigt eingebunden werden, 
Einfluss ausüben können, qualifiziert sein und 
ihre Rechte kennen. 

Umsetzung der WPS-Agenda 

auf nationaler Ebene

Wie kann jedoch die Umsetzung der Agenda 
gelingen? Ein wertvolles und bisher in der Wis-
senschaft eher wenig beachtetes Instrument 
zur Implementierung der WPS-Agenda sind 
die NAPs, die UN-Mitgliedstaaten zur Umset-
zung im eigenen Einflussbereich entwickeln. 

Ein NAP ist ein Dokument, das detailliert die 
Maßnahmen darstellt, die ein Staat derzeit zur 
Erreichung der in der Resolution 1325 aufge-
stellten Ziele unternimmt, sowie die Initiati-
ven, die er in einem vorgegebenen Zeitrahmen 
unternehmen wird, um die in allen WPS-Re-
solutionen dargestellten Verpflichtungen zu 
erfüllen.9 Dänemark verabschiedete 2005 den 
ersten Plan und hat inzwischen die vierte Ge-
neration auf den Weg gebracht. Der erste kon-
fliktbetroffene Staat, der einen NAP entwickel-
te, war 2008 die Elfenbeinküste.10 Nachdem der 
Prozess zunächst schleppend begann, haben 
inzwischen 98 Staaten NAPs entwickelt, das 
entspricht 51 Prozent der UN-Mitgliedstaaten.11

Die Forderung nach „meaningful 

participation“ geht über die bloße quanti

tative Beteiligung von Frauen hinaus, 

sondern bezieht sich auch auf die Qualität  
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Die Pläne sind unterschiedlich ausgestaltet 
und variieren je nach der Ausgangssituation 
und der Generation. Eine grobe Unterschei-
dung lässt sich danach vornehmen, ob die 
NAPs auf das eigene Land („inward looking“) 
oder auf andere Länder, zum Beispiel bei Aus-
landseinsätzen („outward looking“), gerichtet 
sind.12 Die NAPs von Staaten, die von einem 
Konflikt betroffen sind und/oder in denen 
Gewalt gegen Frauen verbreitet ist, sind ten-
denziell inward looking. Staaten, die seit vie-
len Jahren nicht von bewaffneten Konflikten 

betroffen sind, weisen eher Outward-looking-
Pläne auf.13 Viele Pläne haben einen Schwer-
punkt, verfolgen aber nicht ausschließlich 
einen Ansatz. 

Dabei können NAPs nicht nur die lokale 
Umsetzung der WPS-Agenda insgesamt för-
dern; viele nehmen auch auf die Beteiligung 
von Frauen an Friedensprozessen Bezug. Eine 
Untersuchung aller NAPs durch UN Women im 
Jahr 2019 ergab, dass 61 von 82 Plänen Maß-
nahmen zur Partizipation von Frauen in Frie-
densprozessen beinhalten – darunter die von 
Deutschland, Ghana und Norwegen.14 

Drei NAPs im Vergleich: 

Deutschland, Ghana und 

Norwegen

Potenzial und Schwächen mit Blick auf eine 
gelungene Beteiligung von Frauen in Frie-
densprozessen mithilfe von NAPs sollen nun 
am Beispiel dieser drei Dokumente dargestellt 
werden. Sie eignen sich dafür gut, da sie ver-
schiedene Herangehensweisen an die Agenda 
verdeutlichen.

Wichtig für eine effektive Beteiligung von 
Frauen ist zunächst, dass die Pläne auch um-
gesetzt werden. Als Kriterien nachhaltiger Im-

plementierung werden erstens der politische 
Wille, zweitens die effektive Kontrolle und 
drittens die nachhaltige Budgetierung ange-
sehen. Hilfreich für die Beurteilung des politi-
schen Willens ist ein Blick auf das erstellende 
Gremium. Dieses gibt Aufschluss über die dem 
Plan beigemessene Bedeutung. Hier können 
die Pläne von Deutschland und Norwegen 
überzeugen. Hinsichtlich der effektiven Kont-
rolle und der nachhaltigen Budgetierung un-
terscheiden sich die drei Pläne, das Budget ist 
jedoch bei allen ein Schwachpunkt. Dennoch 
wird im norwegischen NAP die Zivilgesell-
schaft auf vielen Ebenen der Implementierung 
und Kontrolle sehr gut eingebunden, während 
der ghanaische NAP durch seine konkreten 
Implementierungsmaßnahmen und Ziele auf-
fällt. Schließlich wird untersucht, inwieweit 
sich häufig geäußerte Kritik an der Agenda in 
den Plänen bestätigt sieht, wobei sich dieser 
Beitrag auf die Punkte Ausrichtung (inward/
outward), Militarisierung und Viktimisierung/
Infantilisierung beschränkt.

Diese „Schwachstellen“ stehen auf unter-
schiedliche Weise einer wirksamen Beteili-
gung von Frauen entgegen. Problematisch an 
einer einseitigen Ausrichtung nach außen ist, 
dass Prävention im eigenen Land oftmals zu 
kurz kommt. Damit einher geht die Kritik an 
der Militarisierung: Die Agenda diene dazu, 
Militäreinsätze und Aufrüstung zu legitimie-
ren, statt mehr Sicherheit durch Demilitari-
sierungs- und Entwaffnungsmaßnahmen zu 
erreichen. Hier muss also darauf geachtet 
werden, dass mehr Sicherheit für Frauen nicht 
einseitig durch eine Fokussierung auf militä-
rische Aspekte angestrebt wird und darüber 
Konfliktprävention in Vergessenheit gerät. 
Auch der dritte Kritikpunkt (Viktimisierung 
und Infantilisierung) steht einer wirksamen 
Beteiligung entgegen. Viktimisierung meint, 
dass Frauen primär als Opfer von (sexuali-
sierter) Gewalt dargestellt werden, während 
schädliche männliche Stereotype außer Acht 
bleiben. Damit eng verbunden ist eine Infanti-
lisierung. Diese äußert sich darin, dass Frauen 
im UN-Jargon häufig in einem Atemzug mit 
Kindern („women and children“) genannt und 
so auf eine Schutzbedürftigkeitsstufe gestellt 
werden. Das ist deshalb von Bedeutung, weil 

Nationale Aktionspläne können nicht  

nur die lokale Umsetzung der WPS-

Agenda insgesamt fördern. Viele nehmen 

auch auf die Beteiligung von Frauen an 

Friedensprozessen Bezug
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NAPS, die Frauen viktimisieren und infantili-
sieren, tendenziell kontraemanzipatorische 
Bilder von unselbstständigen, unmündigen 
Frauen verstetigen, die es (unter Umständen 
militärisch) zu schützen gilt, die aber nicht als 
relevante Akteurinnen im Rahmen von Frie-
dens- und Versöhnungsprozessen anerkannt 
werden.

Deutschland

Deutschland belegt im Global Index for Women, 
Peace and Security 2021/22 Rang 11.15 Der ak-
tuelle NAP ist der dritte Plan und gilt von 2021 
bis 2024. 2013 wurde der erste NAP verabschie-
det. Den NAP erarbeitete eine interministerielle 
Arbeitsgruppe (Auswärtiges Amt, Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, Innenministerium, Ministerium für Justiz 
und Verbraucherschutz, Verteidigungsministe-
rium sowie Ministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung). Die gesamte 
Regierung ist pauschal für die Finanzierung 
und Umsetzung verantwortlich. Evaluation und 
Monitoring wurden gegenüber der letzten Fas-
sung erweitert. Eine Abstimmung mit der Zivil-
gesellschaft ist zur Halbzeit vorgesehen, dazu 
werden genauere Angaben gemacht.

Die Ausrichtung des Plans ist überwiegend 
outward looking mit einigen innenpolitischen 
Elementen: höhere Diversität in der Regierung, 
Förderung der Bekanntheit der WPS-Agenda 
in Deutschland. Bemerkenswert ist, dass der 
deutsche NAP alle Geschlechter berücksichtigt. 
Er spricht an diversen Stellen von „all genders“ 
und „LGBTI people“. Schädliche Stereotypen 
werden angesprochen: „Discriminatory, binary 
and gender-based stereotypical roles that en-
courage violence and conflict are being eradi-
cated in Germany, in crisis regions, fragile set-
tings and in the context of flight, displacement 
and migration.“16

Die Kombination „women and girls“ taucht 
15-mal auf, aber auch dreimal „women and 
LGBTI people“ und fünfmal „women and youth“. 
Die bekannte Phrase „women and children“  
ist nicht zu finden. Ebenfalls bemerkenswert 
ist, dass der Plan direkt einen Zugang zu siche-
rer Abtreibung fordert. Das Thema wird von 
den Staaten, die sich mit einem NAP an der 

Umsetzung der Agenda beteiligen, kontrovers 
diskutiert. Den Bereich Entwaffnung und Ab-
rüstung berührt der Plan ebenfalls, wenn auch 
nicht schwerpunktmäßig. Insbesondere fordert 
er, Genderanalysen bei der Rüstungskontrolle, 
Abrüstung sowie Exportkontrolle durchzu
führen.

Zusammenfassend hat der Plan mehrere 
positiv zu bewertende Ansätze. Der Vorzug ei-
ner ministeriell übergreifenden Arbeitsgruppe 
zur Erarbeitung des NAPs ist, dass das Anliegen 
nicht als „Frauenthema“ dem Frauen-/Fami
lienministerium zugeordnet wird und von an-
deren Ministerien unbeachtet bleibt, sondern 
zu einem Querschnittsthema gemacht wird. 
Dies spricht für einen ausgeprägten politischen 
Willen zur Beteiligung von Frauen. Positiv wer-
den auch das deutliche Bekenntnis zu sexuel-
len und reproduktiven Rechten einschließlich 
des sicheren Zugangs zu Schwangerschafts-

abbrüchen und die Ausweitung der Agenda 
auf LGBTI-Personen bewertet. Sexuelle Selbst-
bestimmung ist seit jeher ein wichtiger Faktor 
für gesellschaftliche Teilhabe. Die Ausweitung 
der Agenda auf queere Identitäten ermöglicht 
zum einen auch Transfrauen eine wirksame 
Teilhabe. Zum anderen ist sie Ausdruck einer 
offenen, pluralistischen Gesellschaft, die nicht 
an starren Rollenbildern festhält. Dies kommt 
letztlich allen Frauen (und Menschen) zugute. 
Zu kritisieren ist dagegen, dass der NAP bereits 
hinsichtlich der Umsetzung teils vage gehalten 
ist, keine Zielvorgaben benennt und erst recht 
kein klares Budget aufweist. Zwar bekennt sich 
die Bundesrepublik im NAP auch zu Demilita-
risierung und Entwaffnung und nimmt auf den 
2013 beschlossenen Arms Trade Treaty zur 
Regulierung des Handels mit konventionellen 
Waffen Bezug. Dennoch bleibt Deutschland 
auch 2021 der fünftgrößte Waffenexporteur der 
Welt17 und konterkariert so die Bestrebungen 
des Plans.

Deutschland bleibt auch 2021 der 

fünftgrößte Waffenexporteur der Welt 

und konterkariert so die Bestrebungen 

seines Nationalen Aktionsplans
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Norwegen

Norwegen hat bereits den vierten NAP auf 
den Weg gebracht (2019−2022). Das skandi-
navische Land unterstützte die WPS-Agenda 
frühzeitig und entwickelte den ersten NAP im 
Jahr 2006. Norwegen befindet sich seit dem 
Zweiten Weltkrieg in keinem bewaffneten Kon-
flikt, nimmt aber an Auslandseinsätzen teil. Im 
WPS-Index belegt Norwegen Rang 1.18

Der Plan wurde auch durch eine interminis-
terielle Arbeitsgruppe erstellt (Außen- und Ver-
teidigungsministerium, Ministerium für inter-
nationale Entwicklung, Ministerium für Justiz, 
Sicherheit und Migration sowie Ministerium 
für Kinder und Gleichberechtigung). Universi-
täten, Forschungsinstitute und die Zivilgesell-
schaft haben dazu Beiträge geleistet. 

Zur Implementierung trifft der NAP detail-
lierte Regelungen: Verantwortliche Ministerien 
erstatten Bericht über die Umsetzung. Die Re-
ports werden mit der Zivilgesellschaft geteilt, 
und es finden Austauschtreffen statt. Für eine 
messbare Umsetzung arbeitet der Plan mit 
quantitativen Indikatoren, wie dem Frauenan-
teil in diversen Positionen. Dabei werden aber 
keine konkreten Ziele formuliert. Der Plan be-
schäftigt sich verstärkt damit, die Ergebnisse 
zu evaluieren, beinhaltet jedoch kein kontin-
gentiertes Budget. Dennoch ist der norwegi-
sche Plan der einzige der drei Vergleichspläne, 
der im Budget teils konkrete Zahlen nennt. 

Die Ausrichtung ist überwiegend outward 
looking, wobei es auch Inward-looking-Ele-
mente gibt. Anders als alle Vorgänger konzent-
riert sich der NAP verstärkt darauf, die Agenda 
im eigenen Land umzusetzen. Einige Inward-
Ziele beziehen sich aber indirekt auf einen 
Outward-Kontext, wie etwa das Geschlechter-
verhältnis bei den eigenen Streitkräften. Deren 
Zusammensetzung bei Auslandseinsätzen ist 
von Parität weit entfernt, wie der Plan selbst-
kritisch feststellt: 2016 bis 2017 waren nur cir-
ca 35 Prozent des international eingesetzten 
Polizei- und zehn Prozent des Militärpersonals 
weiblich. 

Eine vom dritten Plan eingeführte Besonder-
heit ist das Instrument der priority countries: 
Dabei wird auf bestimmte Länder ein beson-
derer Fokus gelegt. Vier von sechs Botschaften 

setzten sich Ziele und entwickelten Pläne zur 
Förderung der WPS-Agenda. Die Auswahl der 
Länder erfolgt entweder nach Norwegens En-
gagement im dortigen Friedensprozess oder 
nach Potenzial für die Erprobung neuer Me-
thoden. Das Budget beträgt auf Länderebene 
50 Millionen Norwegische Kronen (circa fünf 
Millionen Euro).

Der NAP zählt die angesprochenen Ge-
schlechter auf: „women and men, girls and 
boys“. Er beschäftigt sich mit den Rollen von 
Jungen/Männern und legt dabei ein binäres 
Geschlechterverständnis zugrunde. Insgesamt 
wirkt die Sprache sensibilisiert: Die Formulie-
rungen „women and children“ und „women 
and girls“ kommen jeweils nur einmal vor, 
„women and men“ dagegen 28-mal, das Wort 
„girls“ 31-, „boys“ 22-mal. 

Hinsichtlich des Vorwurfs der Militarisierung 
hinterlässt der Plan ein gemischtes Bild. Einer-
seits betont er die Bedeutung von Konfliktprä-
vention. Gleichzeitig nehmen Auslandseinsät-
ze einen großen Raum ein, und der Plan hat 
einen starken Fokus darauf, die Anzahl von 
Frauen im Militär zu erhöhen. 

Zusammenfassend fällt der Plan positiv hin-
sichtlich der konsequenten Beteiligung der 
Zivilgesellschaft auf. Nähere Informationen 
dazu, nach welchen Kriterien die Vertreter:in-
nen ausgesucht wurden und welche Gruppen 
sie repräsentieren, liefert der Plan jedoch 
nicht. Weiterhin hat das Instrument der priority 
countries Potenzial, sich international zu be-
währen. Es gibt die Möglichkeit, zur priorisie-
ren und konkrete Ziele vor Ort zu erreichen. Al-
lerdings könnten dieser Vorgehensweise auch 
imperialistische Züge vorgeworfen werden. Sie 
ist einseitig nach außen gerichtet. Norwegen 
beansprucht für sich festzulegen, welche Län-
der hinsichtlich der Agenda besonders geför-
dert werden oder interessant sind. 

Ghana

Ghana erlangte 1957 die Unabhängigkeit von 
Großbritannien und ist inzwischen eine stabile 
Präsidialrepublik. Das Land belegt im WPS-In-
dex Rang 69.19 Zwar gibt es gelegentlich gewalt-
same Auseinandersetzungen zwischen ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen, die jedoch 
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nicht die Schwelle zum bewaffneten Konflikt 
überschreiten20 – der Plan selbst spricht von 
„relative peace“21.

Der aktuelle NAP des westafrikanischen Lan-
des gilt von 2020 bis 2025 und folgt auf den ers-
ten Plan von 2012. Der ghanaische NAP wurde 
vom Ministry of Gender, Children and Social 
Protection erstellt. Jedoch bindet der Plan di-
verse Ministerien konsequent ein. Weiterhin 
beteiligt waren lokale, regionale und inter-
nationale Partner:innen. Zu diesen zählt das 
Women, Peace and Security Institute, das 2011 
gegründet wurde und Frauen in den Bereichen 
Mediation und Konfliktlösung ausbildet. Im 
NAP wird erklärt, dass alle weiteren beteiligten 
Akteur:innen technische und finanzielle Unter-
stützung leisteten. Ob hier eine inhaltliche 
Einflussnahme durch ausländische Geldgeber 
stattgefunden hat, ist nicht ersichtlich. 

Der Plan setzt sich zunächst sehr kritisch mit 
der Sicherheitslage für Frauen und Mädchen in 
Ghana auseinander. In puncto Implementie-
rung sticht der NAP durch sehr konkrete und 
hinsichtlich des Erfolges messbare Zielvorga-
ben heraus. Die Zahl aktiv beteiligter Frauen 
soll in Bereichen wie in Frühwarnsystemen 
oder anderen Peacebuilding-Aktivitäten auf 30 
Prozent erhöht werden, es sind detaillierte Akti-
onen geplant, zum Beispiel 50 Frauen je Distrikt 
zu schulen, um Daten für ein Frühwarnsystem 
für den Ausbruch lokaler Konflikte zu sammeln, 
oder 32 Frauen (zwei je Region) jährlich zu Me-
diatorinnen auszubilden.

Auch zur Evaluation wurden klare Vorgaben 
gemacht: Der Plan beinhaltet ein Monitoring 
and Evaluation Framework mit genau terminier-
ten Treffen, an denen zahlreiche Ministerien und 
Vertreter:innen der Zivilgesellschaft teilneh-
men. Ein festgelegtes Budget besitzt der Plan 
nicht. Zwar wird als eines der Learnings aus 
dem ersten Plan angegeben, dass eine unge-
klärte Finanzierung dem Erfolg entgegensteht. 
Nun ist das Finanzministerium verantwortlich 
für die Bemessung von Budgetrichtlinien.

Der Plan legt ein binäres Geschlechterver-
ständnis zugrunde. Die Phrase „women and 
girls“ kommt 31-mal vor, „women and children“ 
einmal, „men and boys“ gar nicht. Insofern wer-
den die Geschlechterrollen von Männern und 
Jungen eher außer Acht gelassen. Gleichzei-

tig wird Frauen und Mädchen viel Verantwor-
tung übertragen. Ein Ziel ist, „[to strengthen] 
womenʼs and girlsʼ capacity to resist sexual and 
gender based violence during conflict and or-
dinary times“22. Dafür ist „culturally acceptable 
sexuality education“23 als Maßnahme vorgese-
hen. Hier wird also (implizit) unterstellt, dass 
allein Frauen und Mädchen Opfer von Gewalt 
werden, die von Männern ausgeht, ohne dass 
deren Rolle adressiert wird. 

Zusammenfassend überzeugt der Plan durch 
seine konkreten, messbaren Ziele. Auf diese 
Weise hat er das Potenzial, eine meaningful 
participation für Frauen in Friedensprozessen 

insbesondere innerhalb des Landes und durch 
Auslandseinsätze zu erreichen. Jedoch besteht 
das Risiko, dass die Ziele mangels Finanzierung 
nicht erreicht werden. Hinsichtlich des Vorwurfs 
der Militarisierung sind die Frühwarnsysteme 
als Konfliktprävention positiv zu bemerken. 
Schließlich wird ein traditioneller kultureller 
Ansatz bei Geschlechterrollen und Sexualität 
deutlich. An dieser Stelle sei jedoch angemerkt, 
dass die Verfasserin selbst in Deutschland so-
zialisiert ist und ein eher liberales Verständnis 
von Frauenrechten verinnerlicht hat. Außer-
dem sollte beachtet werden, dass die Ableh-
nung von Homo- und Transsexualität oftmals 
ein Erbe kolonialer Gesetze, hier der britischen 
Gesetze, ist.24

Fazit

Die drei dargestellten Pläne zeigen Möglichkei-
ten auf, wie Frauen die Chance zu meaningful 
participation an Friedensprozessen erhalten 
können – konkrete Zielvorgaben, die Ausbil-
dung von Mediatorinnen und Impulse für eine 
Weiterentwicklung der Agenda wie die Aus-
dehnung auf LGBTIQ+-Personen. Gleichzeitig 
verdeutlichen sie aber auch Schwächen der 
Agenda bzw. bleiben hinter Möglichkeiten zu-
rück, gerade was vage formulierte und nicht 
budgetierte NAPs betrifft. Keiner der drei NAPs 

Die Ablehnung von Homo-  

und Transsexualität ist oftmals ein  

Erbe kolonialer Gesetze
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verfügt über ein kontingentiertes Budget. Nur 
gut ein Drittel aller NAPs (36 Länder, circa 35 
Prozent) haben Budgets für die Umsetzung 
vorgesehen.25 Im Menschenrechtsschutz ist es 
keine Seltenheit, dass Bereiche, die sich gezielt 
mit Frauenrechten befassen, schwächer finan-
ziert sind.

Der Vorwurf, die Agenda würde Aufrüstung 
und Militäreinsätze legitimieren, bestätigt sich 
zum Teil. In ihren Ursprüngen war die WPS-
Agenda auch als eine Agenda für Abrüstung 
gedacht.26 Schon jetzt kommt in vielen Plänen 
das Thema Konfliktprävention zu kurz; ein Fo-
kus liegt auf Militäreinsätzen, vornehmlich mit 
stärkerer Beteiligung von Soldatinnen – zumin-

dest wird dies durch die Bebilderung sugge-
riert, die nicht dem aktuellen Anteil von Frau-
en am Militärpersonal entspricht. Außerdem 
enthalten nur 31 NAPs (32 Prozent) Bezüge 
und spezifische Handlungsvorschläge zu Ent-
waffnung und Demilitarisierung.27 Der Krieg in 
Europa dürfte diese Tendenz weiter verstärken.

Schließlich verdeutlichen die Pläne ein 
unterschiedliches Werteverständnis. Das ist 
an sich nicht negativ, sondern zeigt, dass die 
Agenda verschieden interpretierbar ist und 
diverse Zugänge bietet. Herausfordernd wird 
es, sobald Länder mit ihren Plänen außerhalb 
des eigenen Staatsgebietes agieren und Wer-
te exportieren (wie Deutschland oder Norwe-
gen). Hier ist viel Fingerspitzengefühl gefragt, 

damit die Agenda nicht als ein westliches Ins-
trument wahrgenommen und abgelehnt wird. 
Es sollte nicht vergessen werden, dass Länder 
des Globalen Südens die Agenda maßgeblich 
vorangebracht haben. So richteten Vertre-
ter:innen des Globalen Südens drei der vier 
Weltfrauenkonferenzen in Mexiko, Nairobi und 
China aus. Ambassador Anwarul Chowdhury, 
bengalischer Botschafter und damaliger Präsi-
dent des Sicherheitsrats, legte mit seinem be-
rühmten Statement zur Verbindung von Frauen 
und Frieden − „peace is inextricably linked with 
equality between women and men“ − einen 
wichtigen Grundstein zur Verabschiedung der 
Resolution 1325.28 Und Namibia hatte den Vor-
sitz im Sicherheitsrat inne, als die Resolution 
1325 einstimmig angenommen wurde.29 

Andererseits zeigen die drei Pläne auch viel 
Potenzial. Die Einbindung der Zivilgesellschaft 
gelingt im norwegischen NAP besonders gut. 70 
NAPs (72 Prozent) ordnen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen eine bestimmte Rolle für die 
Umsetzung zu.30 Die NGOs selbst können den 
Plan für ihre Arbeit nutzen und Forderungen da-
rauf stützen. Die Pläne bieten die Möglichkeit, 
eine Mammutaufgabe in Teilbereiche herunter-
zubrechen. Es können konkrete Ziele gesetzt 
werden und so Erfolge gemessen werden, wie 
besonders der ghanaische NAP verdeutlicht. 

Neue Impulse sind gleichzeitig auf verschie-
denen Ebenen möglich. Jeder NAP kann einen 
Beitrag zur Verbesserung von Partizipation in 
Friedensprozessen leisten. Durch den begrenz-
ten Geltungszeitraum findet eine regelmäßige 
Anpassung und Evaluation der Pläne statt. So 
kann auf Veränderungen eingegangen, aber 
auch aus Erfahrungen gelernt werden. Alle drei 
Pläne setzen sich kritisch mit den Vorgängern 
auseinander. Ein solcher „Realitäts-Check“ ist 
sinnvoll: Neue Instrumente können und müs-
sen zeigen, was sie in der Wirklichkeit taugen. 
Somit haben National Action Plans trotz diver-
ser Defizite auf vielfältige Weise das Potenzial, 
mehr Frauen an den Verhandlungstisch zu ho-
len und meaningful participation zu ermögli-
chen. Es bleibt zu hoffen, dass dieses Potenzial 
weiterhin Schritt für Schritt genutzt wird, in-
dem positive Ansätze wie die hier präsentierten 
Schule machen und die Agenda dadurch in 
ihrer gesamten Breite gefördert wird. 

Es ist viel Fingerspitzengefühl gefragt, 

damit die „Women, Peace and Security“-
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Einleitung

Jahrzehntelang drehte sich die Debatte um die 
Geschlechterintegration in den Streitkräften 
relevanter NATO-Mitglieder um einige weni-
ge, umstrittene Themen. Dabei standen ins-
besondere die möglichen Auswirkungen des 
Einsatzes von Frauen auf die effektive Auftrags-
erfüllung der Boden-, Luft- und Seestreitkräfte 
im Vordergrund. Angesichts von Rekrutierungs-
problemen neigte sowohl die militärische als 
auch die politische Führung bislang dazu, das 
Thema Gleichstellung in erster Linie als funk-
tionalen Imperativ zu behandeln. Ethische 
Gesichtspunkte spielten eine untergeordne-
te Rolle. Eher fragte man sich, ob Frauen den 
Aufgaben physisch und psychisch gewachsen 
seien oder ob Männer aus Ritterlichkeit ihr 
eigenes Leben riskieren würden, um Frauen im 
Gefecht zu schützen.

Diese Zweifel wurden in einigen Ländern, 
etwa Kanada, Großbritannien oder den USA, 
im Laufe eines langen Integrationsprozesses 
immer wieder aufs Neue laut, sobald Frauen 
weitere Positionen zugänglich gemacht wur-
den. Erst im vergangenen Jahrzehnt wurden 
geschlechtsspezifische Barrieren vollständig 
abgebaut. Deutschland hingegen schien von 
den wiederholten Debatten verschont zu blei-
ben. Seit der Europäische Gerichtshof im Jahr 
2000 zugunsten der Klägerin Tanja Kreil ent-
schied, können sich Frauen für alle Funktionen 
in der Bundeswehr bewerben. Seit 1975 waren 
Frauen bereits für den Sanitätsdienst bis zum 
Offiziersrang zugelassen; seit 1988 galt dies 
auch für alle höheren Sanitätsdienstgrade so-
wie für das Musikkorps.1 

Die schlagartige Öffnung aller Positionen 
der Bundeswehr für Frauen im Jahr 2001 ver-
zögerte allerdings nur die Kontroversen um die 
effektive Auftragserfüllung. Im Rahmen einer 
Bundeswehrstudie 2014 gaben 52 Prozent der 
Männer auf die Frage nach der Eignung ihrer 
Kolleginnen für den Kampfeinsatz an, Frauen 
verfügten nicht über die erforderlichen körperli-
chen Fähigkeiten2 und stellten ein Risiko für die 
effektive Auftragserfüllung dar: „Männer wollen 
immer die Frauen in der Gruppe beschützen 
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und können sich deshalb nicht auf den Einsatz 
konzentrieren.“3 Ähnlich wie in anderen Streit-
kräften des NATO-Raums erleben Frauen auch 
in der Bundeswehr Mobbing, Sexismus, sexuel-
le Belästigung oder sogar körperliche Über-
griffe. Zugleich werfen ihnen ihre männlichen 
Kollegen vor, sie würden bevorzugt. 

Was läuft schief? Die Streitkräfte der NATO 
haben sich offiziell zur Integration von Frauen 
verpflichtet. Nicht nur Großbritannien, Kanada 
und die USA, sondern auch Deutschland haben 
dabei in den letzten Jahrzehnten große Fort-
schritte erzielt. Dennoch existieren schwer zu 
beseitigende Hindernisse für eine vollständige 
Integration. Dieser Artikel argumentiert, dass 
die Trennung von Ethik und Funktionalität ein 
grundlegende Problem darstellt. Diese beiden 
Dimensionen sind untrennbar miteinander ver-
knüpft, denn die Ethik verleiht der militärischen 
Funktion einen Sinn, der über die bloße An-
wendung von Zwang oder Gewalt hinausgeht. 
Ethisches Verhalten im Militäreinsatz hängt un-
bestreitbar von ethischem Verhalten innerhalb 
der Streitkräfte insgesamt ab.

Auf der Suche nach einem Erklärungsansatz 
untersucht dieser Artikel zunächst die Verbin-
dung zwischen Funktionalität und Ethik. Die 
Eingangsfrage lautet: Signalisiert das Ausblei-
ben einer entsprechenden Anpassung der Kul-
tur und Prozesse in einer Organisation letztlich 
genau das Gegenteil der offiziellen Bekennt-
nisse zu Diversität und Inklusion – also die 
Alterisierung, das sogenannte Othering, von 
Sprache oder Prozessen? Anschließend wird 
kurz der Zusammenhang zwischen praktizier-
tem ethischem Verhalten innerhalb der Orga-
nisation und einem angemessenen externen 
Verhalten behandelt. Im darauffolgenden Ab-
schnitt geht es um die vielfältigen unethischen 
Folgen, die sich aus tatsächlich angewandten 
oder auch nur vermuteten geschlechtsspezi-
fischen Fitnessstandards ergeben. Wenn sich 
Streitkräfte nicht mit der ethischen Dimension 
vordergründig funktionaler Fragen beschäf-
tigen, wenn sie ethische Probleme nicht von 
vornherein durch entsprechende Maßnahmen 
vermeiden, können Minderheiten in der Truppe 
in ihren Teams, Einheiten, Teilstreitkräften und 
der Organisation insgesamt sicherlich kaum ihr 
Bestes leisten. 

Ethik und Funktionalität –  

die Gefahren des Othering

Es ist das Zusammenspiel von Ethik und funktio-
nalen Aspekten, das die gelebte Kultur einer Or-
ganisation, den zwischenmenschlichen Umgang, 
die Prozesse sowie das externe Verhalten prägt, 
das heißt die Art und Weise, wie und zu welchem 
Zweck das Militär Gewalt anwendet. Wenn Streit-
kräfte unethisches Verhalten im täglichen Um-
gang tolerieren, wird man kaum davon ausgehen 
können, dass sie sich im Einsatz ethisch verhalten 

können, wo die Stressbelastung und die Risiken 
für den Einzelnen ungleich höher sind.

Es kommt also darauf an, wie eine Organisati-
on mit ihren Angehörigen umgeht. Die Verfahren 
und Systeme, die zur Unterstützung der Arbeits-
prozesse eingesetzt werden, sind nämlich nicht 
neutral. Auch sie enthalten immaterielle und 
normative Botschaften. Systeme und Prozesse 
werden von Menschen eingeführt, deren jewei-
liger Blickwinkel darüber entscheidet, wer oder 
was in die Gestaltung einbezogen oder von ihr 
ausgeschlossen wird. Wie sich dies im Bereich 
der Gleichstellung, Diversität und Inklusion aus-
wirkt, lässt sich leicht am Beispiel scheinbarer 
Kleinigkeiten zeigen. 

Als Oberstabsärztin Dr. Heike Groos ihren 
Dienst in Afghanistan antrat, stellte sie schnell 
fest, dass Binden oder Tampons in den Bestän-
den der Bundeswehr nicht vorrätig waren. Auf-
grund ihrer Gepäckvorgaben konnte sie nicht 
genug für die gesamte Einsatzdauer mitbrin-
gen. Also musste sie sich die benötigte Menge 
aus Deutschland schicken lassen.4 Weibliche 
Einsatzkräfte der britischen Streitkräfte haben 
Ähnliches berichtet: Für Sonnencreme und In-
sektenschutzmittel reichten die logistischen 
Kapazitäten aus, nicht aber für Monatshygiene-
artikel. Wenn Frauen mitten im Einsatz von einer 
Blutung überrascht wurden, mussten sie „sich 
mit Socken und Papier behelfen“ 5.

Verfahren und Systeme, die zur Unter-

stützung der Arbeitsprozesse eingesetzt 

werden, sind nicht neutral. Sie enthalten 

immaterielle und normative Botschaften
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Wenn die Logistik die speziellen Bedürfnis-
se von Frauen außer Acht lässt, steht dies für 
einen Mangel an Rücksichtnahme gegenüber 
der Truppe insgesamt – und in diesem Fall ge-
genüber eventuellen Empfindlichkeiten im Zu-
sammenhang mit der Menstruation – und ver-
stärkt die Tabuisierung des Themas. In einem 
von Männern dominierten Umfeld kann es für 
Frauen eine Überlebensstrategie sein, ihre weib-
lichen Eigenschaften herunterzuspielen, um von 
ihren Kollegen als gleichwertig anerkannt zu 
werden. Die Aufmerksamkeit auf ihr Anderssein 
zu lenken, ist das Letzte, was sie wollen. Wo es 
als Maßstab für Professionalität gilt, ein Mann 
zu sein, kommt das „Outing“ als Frau dem Ein-
geständnis eines Mangels gleich. 

Das mindert den Status in der informellen Hie
rarchie und bietet Angriffsfläche. Wenn Frauen 
Hygieneartikel oder die Berücksichtigung sons-

tiger geschlechtsspezifischer Umstände extra 
erbitten müssen, laufen sie gezwungenermaßen 
Gefahr, gemobbt zu werden, vor allem wenn sie 
sich im Notfall an einen Mann wenden müssen – 
und das in einer Organisation, in der die Themen 
Menstruation und Wechseljahre stark tabuisiert 
sind.6 Wenn sie einen Witz nicht lustig finden, 
weil er erniedrigend ist, bekommen sie sehr 
wahrscheinlich zu hören, sie hätten keinen Hu-
mor – was zu weiterer Entfremdung führt.

Die bei der britischen Wohltätigkeitsorga-
nisation für Veteraneninnen Salute Her tätige 
Psychotherapeutin Paula Edwards sagt dazu: 
[...] „Sie wenden sich an einen höherrangigen 
Kollegen, bitten um Hilfe und werden dann so 
behandelt, dass sie sich dumm vorkommen und 
für die Situation schämen müssen – also sagen 
sie lieber nichts. […] Frauen haben mir berichtet, 
dass sie wegen ihrer Periode schikaniert wurden 
und zu hören bekamen, dass sie stinken. Die 
Verwendung von Behelfslösungen anstelle von 
Hygieneartikeln führt teilweise zu Infektionen 
und anderen gesundheitlichen Problemen, die 
allerdings nicht gemeldet werden“, so Edwards.7 

Die gleiche Botschaft („Ihr seid anders und ge-
hört nicht zu uns“) wird an Angehörige weiterer 
(zum Beispiel religiöser oder ethnischer) Min-
derheitsgruppen in den Streitkräften gesendet, 
wenn sie um etwas bitten müssen, das für ihr 
Leben große Bedeutung hat, für die Mehrheit 
jedoch irrelevant ist. Nariman Hammouti-Rein-
ke wurde es äußerst schwer gemacht, sich ohne 
Schweinefleisch zu ernähren oder die Essens-
vorschriften während des Fastenmonats Ra-
madan einzuhalten.8 Auf den Essensbehältern 
stand in großen Buchstaben „Muslim“ – so wur-
de für alle deutlich, dass es sich hier um einen 
Sonderwunsch handelte. Wann immer eine 
Organisation die Normierung von Verhalten im 
Sinne einer starken, dominanten Mehrheit gut-
heißt und dadurch Diversität in den eigenen Rei-
hen abwertet, wollen Einzelne keinesfalls „aus 
der Reihe tanzen“.

Warum ist das wichtig? Solange das Risiko 
problematischer ethischer Folgen bei Entschei-
dungen zum Umfang der Geschlechterinte­
gration nicht berücksichtigt wird, bleibt dieses 
Thema ein Zankapfel, und den Frauen bleibt 
– genau wie den ethnischen, religiösen und 
anderen Minderheiten – die Akzeptanz ihrer zu-
meist männlich-weiß-christlichen Berufskolle-
gen verwehrt, die den Standard bilden. Frauen 
werden bewusst oder unbewusst als schwaches 
Glied in der informellen Hierarchie, als geeigne-
tes Opfer von Übergriffen und somit als weniger 
vertrauenswürdig angesehen.

Dies birgt Risiken für die zwischenmensch-
lichen Beziehungen sowie das Vertrauen, das 
sowohl auf horizontaler Ebene, innerhalb der 
Einheiten, als auch in vertikaler Richtung, ent-
lang der Befehlskette, essenziell ist. Diese Dy-
namik schadet zugleich der Organisation und 
der Effektivität der Auftragserfüllung – und im 
schlimmsten Fall macht sie es den Angehöri-
gen des Militärs, insbesondere den Frauen, von 
vornherein unmöglich, ihr volles Potenzial im 
Team oder als Führungskräfte zu entfalten. Die 
mangelnde Berücksichtigung ethischer Aspekte 
beim Thema Inklusion führt möglicherweise so-
gar zu Traumata oder selbst zum vermeidbaren 
Verlust von Menschenleben. 

Es kann gar nicht oft genug betont werden, 
dass es hierbei nicht immer oder ausschließlich 
um das Verhalten einzelner Personen oder kleiner 
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Gruppen geht. Wenn das System und seine Pro-
zesse insgesamt Diskriminierung zulassen, Integ-
ration untergraben und die diversen Bedürfnisse 
diverser Gruppen kaum berücksichtigt – und 
zwar genau der Gruppen, die die Organisation an-
geblich begrüßt und benötigt, um ihre Effektivität 
im operativen Umfeld des 21. Jahrhunderts zu 
verbessern –, dann wird auch die entschlossenste 
Führungspersönlichkeit bei der Inklusion schei-
tern, wenn sie auf sich allein gestellt bleibt.

So haben Frauen zum Beispiel oft Schwierig-
keiten mit völlig ungeeigneten, weil für Män-
nerkörper entworfenen Uniformen. Im Einsatz 
verschlimmert sich das Problem noch. Kleine 
Anpassungen an einer Ausrüstung vornehmen 
zu müssen, die im Wesentlichen auf Standard-
proportionen zugeschnitten ist, ist eine Sache 
– dies betrifft auch Männer, deren Körpermaße 
außerhalb der Norm liegen. Es ist auch nicht un-
gewöhnlich, dass solche Anpassungen freiwillig 
oder auf Anordnung privat vorgenommen wer-
den. Von Frauen jedoch zu erwarten, grundsätz-
lich mit einer für sie unpassenden Ausrüstung 
zurechtzukommen, behindert ihre Effektivität im 
Einsatz und kann sogar ihr Leben gefährden. Re-
spekt und gebotene Fürsorge seitens der militä-
rischen Führung oder des Beschaffungssystems 
sind darin jedenfalls nicht zu erkennen. 

Im sogenannten Atherton Report aus dem Jahr 
2021 befasste sich ein Ausschuss des britischen 
Unterhauses mit den Erfahrungen von Solda-
tinnen der britischen Streitkräfte. Der Bericht 
kommt zu dem Schluss: „Schutzwesten bieten 
keinen Platz für die weibliche Brust [...], sodass 
eine viel größere Größe getragen werden muss.“ 
Unpassender Ausrüstung führe zudem direkt zu 
Verletzungen, schränke die aufgrund schlecht 
sitzender Uniformen ohnehin beeinträchtigte 
Bewegungsfreiheit weiter ein und könne sowohl 
die Sicherheit als auch die effektive Auftrags-
erfüllung von Frauen beeinträchtigen.9 

Dr. Heike Groos hat in Afghanistan letztlich das 
Gleiche erlebt. Ihre Schutzweste war so groß und 
lang, dass sie Schmerzen in der Leistengegend 
verursachte und beim Hinknien behinderte, was 
allerdings in der Regel bei der Pflege von Verwun-
deten unerlässlich ist. Am Ende blieb ihr − wie vie-
len anderen Frauen auch − nichts anderes übrig, 
als sich daran zu gewöhnen.10 Allerdings war das 
Ausmaß der Beschwerden und des Risikos in den 

nationalen Streitkräften bekannt, sodass man 
längst für Abhilfe hätte sorgen müssen.

Wie sich internes und  

externes ethisches Verhalten 

gegenseitig bedingen

Die Verbindung von Ethik und Funktion hat eine 
interne und eine externe Dimension, die zusam-
menhängen. Dies muss berücksichtigt werden, 
wenn die Streitkräfte zumindest anstreben, bei 
Zwecken und Mitteln des Gewalteinsatzes ein 
Mindestmaß an Menschenwürde für die eigenen 
Angehörigen und andere zu wahren, bzw. wenn 
sie dazu beitragen wollen, dass die Zivilbevölke-
rung einen besseren Frieden schaffen kann. 

In ihrer politischen Leitlinie von 2017 zur Einbe-
ziehung der Geschlechterperspektive, die sich zur 
UN-Sicherheitsratsresolution 1325 aus dem Jahr 
2000 bekennt, hält die NATO fest:

„Die Streitkräfte der NATO müssen sich nach 
innen wie nach außen auf hohe moralische und 
menschenrechtliche Standards verpflichten. 
Jegliche Form von Missbrauch, Ausbeutung 
und Belästigung darf niemals geduldet werden. 
Wenn Angehörige der Streitkräfte ihre eigenen 
Kameraden oder Kameradinnen misshandeln 
oder sich übergriffig verhalten, kann nicht davon 
ausgegangen werden, dass sie ihre Aufgaben 
gegenüber Externen ordnungsgemäß ausführen. 
Befehlshabende und alle anderen Dienstgrade 
sind verpflichtet, solches Verhalten im Rahmen 
ihrer Befugnisse zu verhindern und angemessen 
darauf zu reagieren.“11

Mit der Resolution 1325 des UN-Sicherheits-
rats wurde die Agenda für Frauen, Frieden und 
Sicherheit ins Leben gerufen. Diese umfasst eine 
Reihe weiterer Sicherheitsratsresolutionen, die 
allesamt anerkennen, dass sich die Geschlechts-
identität und die Geschlechterbeziehungen auf 
die Entstehung, das Erleben und Bedingungen 
zur Überwindung gewaltsamer Konflikte auswir-
ken. Die NATO-Leitlinie sieht die Sanktionierung 
unethischen Verhaltens, zum Beispiel sexueller 
Übergriffe, durch die nationalen Befehlsketten 
vor. Auch präventive Maßnahmen werden er-
wähnt. Das wird manchmal auf Abschreckung 
durch Bestrafung von Verstößen reduziert. Be-
strafung ist wichtig, aber leider wird Prävention  
in Streitkräften allzu oft nicht wirklich effektiv 
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implementiert. Denn sie muss bereits an einem 
deutlich früheren Punkt ansetzen. 

Gelebte Diversität und Inklusion beginnt mit 
dem allgemeinen Arbeitsklima. Diversität lässt 
sich recht einfach herstellen, vor allem wenn sie 
die Anerkennung sichtbarer Unterschiede meint, 
etwa bei der Geschlechtsidentität oder der ethni-
schen Zugehörigkeit. Inklusion bedeutet etwas 
völlig anderes. Um wirklich inklusiv zu sein, muss 
eine Organisation die gewöhnlichen und außer-
gewöhnlichen Bedürfnisse der verschiedenen 
Einzelpersonen und Gruppen, aus denen sich 
die Belegschaft zusammensetzt, wahr- und ernst 
nehmen und sie im Arbeitsalltag berücksichtigen. 
Das bedeutet auch, Angehörige von Minderhei-
ten, ob mit sichtbaren oder unsichtbaren Merk-

malen, so zu behandeln, dass sie sich für ihre 
Professionalität, ihre Leistung und die von ihnen 
eingebrachte Perspektive respektiert fühlen.

Dies wiederum setzt voraus, dass Diversität – 
ganz im Sinne der offiziellen Leitlinien – als Be-
reicherung betrachtet und die Menschenwürde 
für jede Person gilt. Minderheiten dürfen nicht 
als von der Norm abweichend und somit als 
Problem behandelt werden. Gelingt dies, wird 
es schwieriger, informelle Hierarchien auf der 
Grundlage von unveränderlichen Merkmalen auf-
zubauen. Da informelle Hierarchien unethisches 
Verhalten der mächtigen Gruppenmitglieder 
gegenüber den schwächeren wesentlich begüns-
tigen, liegt ein wichtiger Teil der Prävention darin, 
die Entstehung solcher Strukturen zu verhindern. 
Toleranz für oft als „Witze“ getarnte sexistische 
Kommentare oder Schikanen, die in Wirklichkeit 
Einzelne in einer Gruppe herabwürdigen, verbie-
tet sich. Denn sie schafft ein Umfeld, in dem sich 
sexistische oder rassistische Personen zu schwer-
wiegenderen Verstößen eingeladen fühlen.

Eine wirksame Prävention von Diskriminierung 
und kriminellem Verhalten aufgrund der Ge-
schlechtsidentität oder anderer Merkmale hängt 

von den Systemen, Prozessen und Normen ab, 
die das zwischenmenschliche Verhalten regeln 
– horizontal, zum Beispiel innerhalb von Teams, 
wie vertikal, das heißt entlang der Befehlskette. 
Vielen Streitkräften, die traditionell Wert auf Ein-
heitlichkeit bis hin zur Vereinheitlichung legen, 
mag diese Umstellung schwerfallen. Dennoch ist 
sie unerlässlich, wenn eine Organisation Integra-
tion und Inklusion ernsthaft anstrebt. 

Die Strategie für Diversität und Inklusion des 
britischen Verteidigungsministeriums (MoD) für 
2018 bis 2030 erkennt die grundlegende Bedeu-
tung dieses Themas an, betont aber auch, dass 
voller Einsatz, Wachsamkeit und ein langfristiges, 
beharrliches Engagement Voraussetzung für die 
erfolgreiche Umsetzung sind.

„Wir müssen uns viel stärker darauf konzentrie-
ren, Diversität und Inklusion in unseren täglichen 
Abläufen zu verankern und dieses Thema zu ei-
nem Teil der Kultur und der Verhaltensweisen der 
gesamten Organisation werden zu lassen.

Wir müssen auch in Zukunft darauf hinwirken, 
dass unsere Strategien und Prozesse die Chancen 
und Konsequenzen von Diversität und Inklusion 
berücksichtigen.

Wir müssen dafür sorgen, dass die Inklusion 
stärkeren Eingang in unsere Verteidigungskultur 
und deren Verhaltensweisen findet.“12

Indem der Text erneut die Notwendigkeit eines 
Wandels der militärischen Kultur unterstreicht, 
könnte man ihn als weitere Kampagne des MoD 
zur Verbesserung der eigenen Leistung im Be-
reich Diversität und Inklusion abtun. Doch in der 
Tat wurden in den letzten zehn Jahren bereits 
wichtige Fortschritte erzielt. Bis weit in die 2000er-
Jahre hinein leugnete das britische Militär, eben-
so wie sein US-amerikanisches Pendant, dass es 
Probleme in der Truppe gab. Der Andrews-Watts-
Bericht aus dem Jahr 2009 belegte zwar Frauen-
feindlichkeit und unangemessenes Verhalten in 
der britischen Armee. Doch als Reaktion darauf 
hieß es, diese Vorfälle gehörten der Vergangen-
heit an. Mit der Zeit wurde klar, dass Probleme 
nur dann beim Namen genannt werden, wenn 
man das Richtige oder die richtigen Personen 
fragt, zum Beispiel Frauen. 2014 geriet auch die 
Bundeswehr in den Verdacht, sexuelle Übergriffe 
gegen Frauen zu verschleiern.13 

In Großbritannien mussten das Verteidigungs-
ministerium und die Streitkräfte die Angelegen-

Da informelle Hierarchien unethisches Verhalten 

der mächtigen Gruppenmitglieder gegenüber  

den schwächeren wesentlich begünstigen, liegt ein 

wichtiger Teil der Prävention darin, die  

Entstehung solcher Strukturen zu verhindern
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heit ernst nehmen; wegen der Häufung von 
Vorfällen sowie der Ergebnisse der informellen 
Umfragen ließ sich das Problem nicht länger 
leugnen. Mehrere Studien haben jüngst Ausmaß 
und Inhalt der Vorfälle untersucht: zwei vom bri-
tischen MoD in Auftrag gegebene Berichte, der 
Wigston Review über unangemessenes Verhalten 
(2019)14 und der Gray Review zur Umsetzung der 
Empfehlungen der Wigston Review einschließ-
lich weiterer Empfehlungen (2020)15, sowie der 
Atherton Report des Verteidigungsausschusses im 
Unterhaus (2021)16. 

Alle Studien zeigen Fortschritte, aber auch viel 
Verbesserungspotenzial auf. Diversität und Inklu-
sion zu etablieren, ist ein Prozess. Dennoch sollte 
die Bedeutung solcher systematischen Untersu-
chungen in diesem Zusammenhang nicht unter-
schätzt werden. Ohne sie ist es für eine Organisa-
tion schwierig, Probleme zu erkennen oder die 
richtigen Fragen zu stellen. Ohne einen systema-
tischen Ansatz und eine konsequente Überprü-
fung der Fortschritte bei Diversität, Inklusion und 
Kulturwandel wird das interne ethische Verhalten 
immer zu kurz kommen. Und das wirkt sich mit 
hoher Wahrscheinlichkeit auch negativ auf das 
externe Verhalten der Streitkräfte aus. 

Sowohl die Streitkräfte als auch die ihnen über-
geordneten Institutionen, also die Regierungen, 
sind an das Völkerrecht gebunden – insbeson-
dere an das humanitäre bzw. das Kriegsvölker-
recht. Dieses umfasst auch Genderaspekte. Die 
Resolution 1325 des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen und die Folgeresolutionen sind zwar 
selbst nicht Bestandteil des Völkerrechts, knüp-
fen aber über die Verpflichtung zum Schutz von 
Zivilpersonen in gewaltsamen Konflikten direkt 
an diesen Rechtsrahmen an. Der Bezug zur oben 
genannten NATO-Leitlinie von 2017 hat somit 
auch allgemeine Auswirkungen auf das Handeln 
der Streitkräfte.

Ob einzelne Soldatinnen und Soldaten diesen 
Verpflichtungen durch das eigene Leben und 
Handeln gerecht werden, hängt zu einem großen 
Teil auch vom individuellen militärischen Ethos 
ab. Sämtliche im vorliegenden Beitrag angeführ-
ten Streitkräfte verfügen über Verhaltenskodi-
zes, die in ihrem Diensteid sowie in besonderen 
Werten einzelner Teilstreitkräfte zum Ausdruck 
kommen. Dazu gehören im Allgemeinen die Ver-
pflichtung auf die Mission sowie Integrität, Res-

pekt für andere, selbstloser Dienst, Loyalität und 
Zivilcourage. Im Einklang mit diesen Werten steht 
eine, wenn nicht sogar die wichtigste Voraus-
setzung für die effektive Auftragserfüllung sowie 
physische und moralische Tragfähigkeit funktio-
nierender Streitkräfte: Vertrauen.

Vertrauen ist ein sehr wertvoller zwischen-
menschlicher Zustand, aber auch – und das wird 
manchmal unterschätzt – ein Prozess. Vertrauen 
will verdient werden. Es ist grundlegende Voraus-
setzung für konstruktive zwischenmenschliche 
Beziehungen und Interaktionen. Im militärischen 
Bereich stellt Vertrauen die Essenz einer funktio-
nierenden Organisation dar, sowohl in vertikaler 
Richtung, entlang der Befehlskette, als auch ho-
rizontal – innerhalb der Teams sowie teamüber-
greifend. Dies schließt Rivalitäten und einen 
ernsthaften, wenngleich letztlich spielerischen 
Wettbewerb zwischen Einheiten, Waffengattun-
gen oder Teilstreitkräften nicht aus. Doch der 
Aufbau und die Aufrechterhaltung von Vertrauen 
erfordern, dass alle Soldatinnen und Soldaten die 
Würde der anderen respektieren. Der folgende 
Abschnitt untersucht den engen Zusammenhang 
zwischen Vertrauen, Ethik und Leistung im militä-
rischen Einsatz.

Zweiklassensysteme und  

ihre Gefahren

In Australien, Kanada, Großbritannien und den 
USA ist der Einsatz von Frauen im Gefecht schon 
seit über einem Jahrhundert ein heiß umstrittenes 
Thema.17 Im Jahr 1941 musste eine für Schieß-
übungen zuständige Offizierin des Womens̓ Royal 
Naval Service noch von einem männlichen Offizier 
begleitet werden, um den Befehl zum Eröffnen 
oder Einstellen des Feuers geben zu dürfen.18 Ähn-
liche Einschränkungen galten für Frauen in ande-
ren NATO-Streitkräften. In Deutschland blieb das 
Verbot für Frauen, Dienst an der Waffe zu leisten, 
im Grundgesetz verankert, bis der EuGH es im 
Jahr 2000 für rechtswidrig erklärte.19

Durch den Ausschluss der Frauen vom Kampf-
einsatz wurde ein Zweiklassensystem aufrecht-
erhalten, das sich als zunehmend problematisch 
erwies. Es zementierte eine geschlechtsbasier-
te Hierarchie, in der Frauen, die ohnehin in der 
Minderheit sind, in einem untergeordneten Sta-
tus und einer Position der Schwäche verharren 
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müssen, weil sie sich aufgrund ihres Geschlechts 
nicht für Kampfeinsätze bewerben konnten. Die 
Luft- und Seestreitkräfte hatten ihre Ausschluss-
regeln schon längst aufgehoben, als ihnen auch 
die Heere den Zugang zum Nahkampf am Boden 
ermöglichten. General Dempsey, der damalige 
Generalstabschef, erkannte solche informellen 
Hierarchien und den Zusammenhang mit der Ge-
fährdung von Frauen durch sexuelle Übergriffe im 
Militär an, als das US-Verteidigungsministerium 
2013 Frauen zu Nahkampfeinsätzen zuließ.20

Frauen sind nicht wegen ihres Geschlechts we-
niger fähig. Zwar bestehen Unterschiede zwischen 
der durchschnittlichen Körperkraft und der Phy-
siologie von Männern und Frauen – aber Frauen, 
die sich für Aufgaben mit einem außergewöhnli-
chen körperlichen Anforderungsprofil qualifizie-
ren wollen, können diese Unterschiede überwin-
den. Alle Bewerberinnen und Bewerber, Frauen 
wie Männer, müssen sich mit ausreichendem Vor-
lauf auf besonders anspruchsvolle Aufgaben vor-
bereiten. Auch Männer erreichen das erforderliche 
Maß an Fitness und Belastbarkeit oftmals nicht.

Dafür spricht eindeutig folgende Tatsache: Seit 
die ersten beiden Frauen den Auswahlkurs für 
US-Ranger 2015 erfolgreich bestanden, konnten 
sich nunmehr 100 weitere Frauen qualifizieren.21 
Der Kurs gilt als einer der härtesten des US-ame-
rikanischen Streitkräfte. Im ersten Durchgang 
liegt die Durchfallquote sehr hoch – 2016 bei 61 
Prozent der Bewerber, in der Mehrzahl Männer.22 
Es scheint, als sei Diversität endlich erreicht. Da 
in den Streitkräften einiger Länder jedoch erneut 
über körperliche Leistungsstandards debattiert 
wird, mehren sich andererseits die Befürchtun-
gen, dass nicht nur Diversität, sondern auch die 
tatsächliche Inklusion untergraben wird.

Die US-Armee erwägt die Wiedereinführung be-
stimmter geschlechtsspezifischer Normen.23 Die 
deutsche Bundeswehr macht Zugeständnisse bei 
den Leistungen der Frauen in den Eignungs- und 
Grundwehrdiensttauglichkeitsprüfungen24 sowie 
bei ihren sportlichen Leistungen.25 Bundeswehr-
soldaten nehmen ihre Kolleginnen in der Tat als 
privilegiert und körperlich weniger leistungsfähig 
wahr, da sie für die offiziellen Sportauszeichnun-
gen geringere Anforderungen erfüllen müssen als 
die Männer. Nach Ansicht von Oberleutnant Na-
thalie Falkowski stellt dies insbesondere ein Pro-
blem für Frauen in Kampfeinheiten dar.26

Allerdings halten geschlechtergetrennte Fit-
nessstandards ein Zweiklassensystem aufrecht 
oder führen es wieder ein, einschließlich der da-
mit verbundenen Risiken für Frauen, Teams und 
die Organisation insgesamt.27 Doch anstatt die 
Leistungsfähigkeit weiterhin anhand der traditio-
nellen physiologischen Indikatoren für die Fitness 
von Männern zu bemessen, sollte die Fähigkeit 
zur Erfüllung der geforderten Aufgaben als Maß-
stab dienen. Einige Teammitglieder würden die 
Anforderungen dann übererfüllen, andere nur die 
Mindestanforderungen erreichen können – aber 
diese Ergebnisse wären nicht von einer homo-
gen männlichen oder geschlechtergemischten 
Zusammensetzung abhängig. Dabei werden die 
erforderlichen Fitnessstandards im Training auf 
individuell unterschiedliche Weise erreicht. Das 
Geschlecht spielt hierbei natürlich eine Rolle. So 
vertritt etwa Diane Allen, britischer Oberstleut-
nant a. D., die Auffassung, für Männer konzipierte 
Trainingsprogramme seien für Frauen weniger ef-
fektiv und führten eher zu Verletzungen.28 

Die Tests und die Bedingungen, unter denen 
sie durchgeführt werden, müssen fair sein. Der 
Atherton-Bericht von 2021 fordert, dass bei den 
„Fitnesstests der verschiedenen Dienstbereiche 
alle temporären oder der Willkür geschuldeten 
Faktoren, die die Leistung beeinträchtigen könn-
ten, in angemessener Weise berücksichtigt wer-
den, einschließlich hormoneller Veränderungen 
im Zusammenhang mit Schwangerschaft und 
Wechseljahren sowie schlecht sitzender Ausrüs-
tungskomponenten“.29 

Organisationen wie das Militär, deren Mission 
einerseits moralisch komplex, andererseits aber 
auch persönlich herausfordernd und politisch 
relevant ist, müssen ihr Personal dazu befähigen, 
bestmöglichen Leistungsstandards gerecht zu 
werden. Diese sind an den Herausforderungen 
auszurichten, denen sich die Soldatinnen und 
Soldaten im Einsatz stellen müssen, anstatt an 
der Tradition des Regiments oder Ähnlichem. 
Ein Beispiel für solche funktions- und ergebnis-
orientierten Fitnessstandards ist das kanadische 
Bewertungsmodell (Canadian Force Evalua-
tion Model). Es unterscheidet zwar Standards für 
Grund- und Spezialtätigkeiten im Wehrdienst, 
aber die jeweiligen Prüfungsvorgaben und Be-
wertungsmaßstäbe gelten für alle Kandidatinnen 
und Kandidaten gleichermaßen.30
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Die ethische Dimension dieses Themas ist von 
grundlegender Bedeutung, wird aber oft über-
sehen. Warum sind Frauen im Nachteil, wenn sie 
nicht die gleichen Leistungen erbringen müssen 
wie Männer bzw. wenn ihre Kollegen zumindest 
diesen Eindruck haben? Erstens riskieren Frauen 
im Gefecht oder in anderen gefährlichen Situatio-
nen, die sie voraussichtlich im Einsatz erwarten, 
Leib und Leben. Gleichzeitig aber bezweifeln sie 
möglicherweise, ob es ihnen gelingen wird, ihrer 
Verantwortung gerecht zu werden und sich zu 
schützen. Zweitens, und das ist im Hinblick auf 
das militärische Ethos vielleicht noch wichtiger, 
befürchten die Frauen möglicherweise, ihre Ka-
meradinnen und Kameraden nicht angemes-
sen unterstützen und aus einer Gefahrensitua-
tion befreien zu können – dabei ist genau das für 
Soldatinnen und Soldaten im Kampf eine wichti-
ge Motivation.

Drittens ist es unwahrscheinlich, dass ihre 
Kameradinnen und Kameraden ihnen vertrau-
en, weil auch sie befürchten, dass die Soldatin 
neben ihnen sie nicht so gut schützen kann wie 
ein männlicher Kamerad, vor allem wenn da-
für an oder über die Grenzen gegangen werden 
muss. Viertens: Männliche Soldaten respektieren 
ihre Kameradinnen wahrscheinlich bereits in der 
Ausbildungsphase nicht. Der Einsatz gemischter 
Teams, die zuvor gemeinsam trainiert haben, 
kann sehr vorteilhaft für die Geschlechterinte­
gration sein – allerdings nicht, wenn die Männer 
ihr Vertrauensdefizit gegenüber den Frauen mit 
in den Einsatz nehmen. Fünftens: Wenn Frauen 
nicht in der Lage sind, die für den Einsatz erfor-
derlichen Leistungen zu erbringen, kann dies die 
effektive Auftragserfüllung der Einheit oder eines 
größeren Verbandes beeinträchtigen. Dasselbe 
gilt natürlich auch für Männer, deren Leistung 
nicht den für eine Einsatzsituation definierten 
Mindestanforderungen entspricht.31

Sechstens: Weibliche Vorgesetzte tragen für 
ihre Untergebenen genauso viel Verantwortung 
wie ihre Kollegen. Sie erwarten von sich selbst, 
und es wird auch von ihnen erwartet, dass sie so 
viele ihrer Einsatzkräfte in guter körperlicher und 
seelischer Verfassung wieder mit nach Hause 
bringen, wie es einer ethisch verantwortungsvol-
len Führungskraft unter militärischen Gesichts-
punkten möglich ist. Wird die körperliche Eig-
nung von Frauen für diese Aufgaben im Vergleich 

zu Männern geringer eingeschätzt, werden sie 
von der Organisation zum Scheitern verurteilt. 
In der Folge werden ihre Untergebenen ihnen 
nicht mehr vertrauen und sie als Führungskräfte 
ablehnen. Siebtens und letztens: Ihre Vorgesetz-
ten werden ihre Führungsqualitäten ebenfalls als 
suboptimal beurteilen, was wiederum die Karrie-
rechancen schmälert.

Aus Sicht der Organisation sind diese Folgen 
äußerst unerwünscht. Solange sie in der einen 
oder anderen Form fortbestehen, sind sie mit un-
ethischer Führung gleichzusetzen. Das passt we-
der zum Anspruch eines würdevollen Umgangs 
mit Menschen, noch entspricht es der Fürsorge-
pflicht der Organisation und der Befehlskette 
für die Soldatinnen und Soldaten. Unethische 
Führung ist gegenüber Männern und Frauen 
gleichermaßen ungerecht. Sie untergräbt den 

Teamgeist und den Zusammenhalt der Einheit, 
weil sie Vertrauen zerstört bzw. verhindert, dass 
es überhaupt erst entstehen und in schwierigen 
Zeiten aufrechterhalten werden kann. Nicht zu-
letzt untergräbt unethische Führung jede Politik, 
die den Aufstieg von Frauen in höhere Positionen 
fördern will. Frauen sind nicht nur wichtige poten-
zielle Vorbilder für andere Frauen. Ihr Erfolg ist 
auch ein deutliches Signal, das den ernsthaften 
Einsatz einer Organisation für die Geschlechter-
integration zeigt. 

Schlussfolgerungen

Wie dieser Beitrag zeigt, ist es unerlässlich, die 
ethischen Dimensionen der Inklusion von Frauen 
in den Streitkräften zu verstehen. Anders lässt sich 
in einer geschlechterintegrativen Organisation 
die Effektivität der Auftragserfüllung nicht auf-
rechterhalten oder sogar verbessern. Die Streit-
kräfte, die Regierungen als deren zivile Diensther-
ren sowie die Soldatinnen und Soldaten müssen 
darüber nachdenken, wie Genderaspekte alle 
Grundannahmen durchdringen, die ihr Handeln 
nach wie vor prägen – von der Beschaffung über 

Unethische Führung ist  

gegenüber Männern und Frauen 

gleichermaßen ungerecht
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die Fitnessstandards bis hin zu Verhaltensweisen 
und den entsprechenden Organisationskulturen. 

Ohne diese Reflexion ist schwer zu erkennen, 
dass Themen, die wie selbstverständlich unter 
rein funktionalen Gesichtspunkten behandelt 
werden, bei näherer Betrachtung auf männlichen 
Eigenschaften, Herangehensweisen und Anforde-
rungen beruhen. Um alle Aspekte der organisa-
torischen und operativen Effektivität zu erhalten 
bzw. zu verbessern, von der Fitness über die Or-
ganisationskultur bis hin zur Ausrüstung, müs-
sen diese geschlechtsspezifischen Anteile vom 
Arbeitsergebnis getrennt werden. Anschließend 
muss der Ansatz an eine gemischtgeschlechtli-
che Organisation angepasst werden. Das bedeu-
tet anzuerkennen, dass eine diverse Belegschaft 
Aufgaben zumindest bis zu einem gewissen Grad 
auf eine nicht standardisierte Weise erfüllen wird. 
Genau hierin liegt die Stärke diverser Teams.

Damit Teams und ihre Mitglieder von ihren un-
terschiedlichen individuellen Stärken profitieren 
können, müssen die Beziehungen untereinander 
auf Vertrauen beruhen und dies Vertrauensbil-
dung kontinuierlich begünstigen. Dazu ist es un-
erlässlich, dass sich die Teammitglieder gegen-
seitig respektieren, unterschiedliche Erfahrungen 
und Perspektiven bei der Verfolgung des gemein-
samen Ziels wertschätzen und gegenseitige He-
rabwürdigung unterlassen. Das bedeutet nicht, 
dass über jede Entscheidung demokratisch abge-
stimmt werden muss. Vielmehr müssen alle Sys-
teme, Prozesse und Strategien in der Organisation 
die einzelne Person, insbesondere in Führungs-
positionen, dabei unterstützen, die militärische 
Kultur in eine Kultur der Inklusion zu verwandeln.

Diejenigen, die Systeme und Prozesse, Maß-
nahmen und deren Umsetzung gestalten, müs-
sen sich selbst reflektieren und ihr Denken aus 
der Perspektive der Minderheiten hinterfragen. 

Jegliches Othering, ob im Sprachgebrauch, in 
den Lieferketten und bei der Festlegung von Nor-
men, ob im Bereich Ausrüstung oder beim Perso-
nal, muss identifiziert und überwunden werden. 
Andernfalls wird die Geschlechterintegration wei-
terhin für Kontroversen sorgen. Frauen werden 
systematisch, wenn auch vielleicht ungewollt, 
daran gehindert werden, ihr Potenzial voll zu 
entfalten. Sie werden weiterhin um Respekt und 
Anerkennung kämpfen müssen, wenn sie gleich-
zeitig befürchten müssen, dass ihr Leben und ihre 
Fähigkeit zum bzw. ihr Einsatz für den Schutz ihrer 
Kameradinnen und Kameraden von genau der 
Organisation und den Menschen gefährdet wird, 
denen sie dienen sollen.

Ethische Führung bedeutet, die Anpassung von 
Uniformen und Ausrüstungen nicht jahrzehnte-
lang auf die lange Bank zu schieben. Andernfalls 
werden Frauen, die inzwischen in Funktionen 
tätig sind, bei denen ihr eigenes Leben und das 
ihrer Kameradinnen und Kameraden davon ab-
hängt, dass sie ihre Aufgaben genau wie ihre 
männlichen Kollegen erfüllen können, exakt da-
ran gehindert. 

Das Gleiche trifft auf Fitnessstandards zu. Sie 
müssen gewährleisten, dass alle Mitglieder eines 
Teams unabhängig von ihrem Geschlecht die 
Mindestanforderungen für die Aufgabe erfüllen, 
die sie im Einsatz haben. Wenn Fitnessstandards 
aus Genderperspektive fälschlicherweise als dis-
kriminierend wahrgenommen werden, muss die 
Organisation widersprechen und dies richtig-
stellen. Ansonsten leidet nicht nur das Vertrauen 
der Frauen in sich selbst und somit die eigene 
Leistung; auch andere, Teammitglieder und Füh-
rungskräfte, werden zu Unrecht weniger Vertrau-
en in sie setzen.

Wenn Frauen in der Folge auf einer niedrigeren 
Stufe der informellen Hierarchie stehen, steigt für 
sie zudem das Risiko unethischen und sexuell 
übergriffigen Verhaltens. Dadurch wird nicht nur 
das Ziel einer diversen und inklusiven Militär
organisation, die von der kleinsten Einheit bis hin 
zur obersten Führungsebene effizient funktio-
niert, massiv konterkariert; auch die Orientierung 
an ethischen Prinzipien und die angemessene 
Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Ge-
sichtspunkte im Einsatz – so wie sie die Vereinten 
Nationen, die NATO und ihre Mitgliedstaaten for-
dern – werden erheblich erschwert.
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Im Jahr 2000 wurde im Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen (VNSR) einstimmig die rich-
tungsweisende Resolution 13251 zu Frauen, 
Frieden und Sicherheit verabschiedet. Als 
erste VNSR-Resolution widmete sie sich der 
Bedeutung der Mitwirkung von Frauen an der 
Verhütung, Bewältigung und Beilegung von 
Konflikten sowie dem Wiederaufbau nach 
Konflikten einerseits wie auch den unverhält-
nismäßig schweren Auswirkungen bewaffne-
ter Konflikte auf Frauen und Mädchen ande-
rerseits. 

Seitdem folgten neun weitere VNSR-Reso-
lutionen2, die zusammen die Agenda Frauen, 
Frieden und Sicherheit (engl. Women, Peace 
and Security [WPS], auch WPS-Agenda) bil-
den. 

Die WPS-Agenda zielt auf die vollständige, 
gleichberechtigte und wirkungsvolle Teilhabe 
aller Geschlechter an Frieden und Sicherheit 
ab. Um dies zu erreichen, sollen Frauen in 
allen internationalen, nationalen und regio-
nalen Entscheidungsgremien und Mechanis-
men zur Konfliktvermeidung, -bearbeitung 
und -lösung stärker repräsentiert sein. Hierzu 
gehört die aktive Partizipation von Frauen an 
Friedensverhandlungen sowie die stärkere Be-
teiligung von Frauen in Friedensmissionen.

Ein weiterer Aspekt der WPS-Agenda ist, 
dass durch einen Sicherheitsbegriff, welcher 
auf menschliche Sicherheit und die Einhal-
tung von Menschenrechten abzielt, sowie 
durch die Integration einer Genderperspekti-
ve3 Frieden und Sicherheit für alle Menschen 
erreicht werden soll. Die Integration einer 
Genderperspektive ermöglicht es zum Bei-
spiel in Friedensmissionen, die unterschied-
liche Betroffenheit und Bedürfnisse von An-
gehörigen aller Geschlechter in gewaltsamen 
Konflikten oder sonstigen Einsatzkontexten zu 

analysieren und lösungsorientiert anzuspre-
chen.4 Dies unterstreicht, dass es sich bei der 
Agenda 1325 keineswegs um eine reine „Frau-
ensache“ handelt. 

Die Agenda 1325 in der Arbeit 

der Bundesregierung

Für die Bundesregierung ist die WPS-Agenda 
ein relevantes Thema, welches in den entspre-
chenden strategischen Grundlagendokumen-
ten wie dem Weißbuch zur Sicherheitspolitik 
und zur Zukunft der Bundeswehr, den außen-
politischen Leitlinien „Krisen verhindern, 
Konflikte bewältigen, Frieden fördern“ sowie 
dem Weißbuch Multilateralismus verankert 
ist. Zudem wird die Arbeit der Bundesregie-
rung in Bezug auf die Umsetzung der Agenda 
1325 durch den mittlerweile dritten Nationa-
len Aktionsplan (NAP) strukturiert. Nationale 
Aktionspläne sind ein international gängiges 
Implementierungswerkzeug; so haben 98 
VN-Mitgliedsstaaten derzeit einen NAP ver-
abschiedet.5 Mit dem NAP verpflichtet sich 
die Bundesregierung für jeweils vier Jahre zu 
konkreten Maßnahmen, um eine verstärkte 
Beteiligung von Frauen in der Krisenpräven-
tion, Konfliktbewältigung und Friedenskonso-
lidierung zu fördern, sich für den Schutz von 
Frauen und Mädchen vor Gewalt in bewaffne-
ten Konflikten einzusetzen und auf eine ge-
schlechtersensible Aufarbeitung von gewalt-
samen Konflikten hinzuwirken.

Der derzeitige Nationale Aktionsplan für 
den Zeitraum 2021 bis 2024 zeichnet sich 
durch seinen ganzheitlichen Ansatz aus. Er-
arbeitet wird er von der Interministeriellen 
Arbeitsgruppe zu Frauen, Frieden und Sicher-
heit, bestehend aus den sechs für die Umset-
zung relevanten Bundesministerien unter Lei-
tung des Auswärtigen Amtes.6 Der NAP deckt 
die vier Säulen der WPS-Agenda ab: Präven-
tion, Teilhabe, Schutz sowie Soforthilfe und 
Wiederaufbau. Zudem sollen die WPS-Agen-
da und ihre institutionelle Verankerung und 
Kapazitäten innerhalb der Bundesregierung 
gestärkt werden. Erstmalig beinhaltet der NAP 
einen Monitoring- und Evaluationsplan sowie 
Indikatoren, welche die Zielerfüllung messen 
sollen. Die Ziele des NAP stehen hierbei im 
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Einklang mit anderen relevanten Richtlinien 
der Bundesregierung, um die Politikkohä-
renz zu stärken.7 Auch der Koalitionsvertrag 
„Mehr Fortschritt wagen. Bündnis für Freiheit, 
Gleichheit und Nachhaltigkeit“ der Bundesre-
gierung betont die Relevanz der Agenda 1325 
und des NAP für diese Legislaturperiode. Im 
Sinne einer feministischen Außenpolitik will 
die Bundesregierung Rechte, Ressourcen und 
Repräsentanz von Frauen und Mädchen welt-
weit stärken und dabei auch den NAP „ambi-
tioniert umsetzen und weiterentwickeln“.8

Frauen, Frieden und Sicherheit 

im Geschäftsbereich BMVg

Das Bundesministerium der Verteidigung 
(BMVg) ist integraler Bestandteil der Konzep-
tion und Umsetzung des NAP und beteiligt 
sich aktiv an der Arbeit der interministeriellen 
Arbeitsgruppe sowie am regelmäßig stattfin-
denden Austausch mit der deutschen Zivilge-
sellschaft.

Mit dem derzeit dritten NAP hat sich das 
BMVg zur Umsetzung von fünfzehn Maßnah-
men verpflichtet.9 Hierzu gehören die Stär-
kung der WPS-Agenda in der Zusammenarbeit 
mit der NATO und die Steigerung des Frauen-
anteils, insbesondere in Führungspositionen 
des Verteidigungsministeriums. In der Aus-
bildung und Einsatzvorbereitung der Solda-
tinnen und Soldaten sollen die WPS-Agenda, 
Frauenrechte sowie der Umgang mit sexua-
lisierter und geschlechtsspezifischer Gewalt 
entsprechend berücksichtigt werden. Auch 
die Analyse struktureller Hürden zur Erhöhung 
des Frauenanteils in europäischen und inter-
nationalen Friedenseinsätzen ist ein Teil des 
NAP.

Seit dem Jahr 2001 stehen Frauen alle militä-
rischen Verwendungen innerhalb der Bundes-
wehr offen, ab Mitte der 1970er-Jahre konnten 
Frauen bereits im Sanitätsdienst die Offiziers-
laufbahn einschlagen. Heute machen Frauen 
in allen Verwendungen der Bundeswehr 12,90 
Prozent aus (dabei liegt der Frauenanteil bei 
45,54 Prozent im Sanitätsdienst und bei 9,24 
Prozent in den übrigen Laufbahnen), während 
17 Prozent der Neubewerbungen als Soldat 
oder Soldatin auf Zeit im Einstellungsjahr 

2021 Frauen waren. In Auslandseinsätzen be-
trug der Frauenanteil Mitte April 2022 8,11 Pro-
zent. Die Bundeswehr befindet sich, bezogen 
auf den Frauenanteil, im Vergleich zu anderen 
NATO-Staaten im Mittelfeld, was unter ande-
rem daran liegt, dass Frauen wie beschrieben 
in Deutschland erst seit gut 20 Jahren alle mi-
litärischen Verwendungen offenstehen.10

Aus der WPS-Agenda abgeleitet wurde 
Gender-Mainstreaming als politische Quer-
schnittsaufgabe. „Mainstreaming“ umfasst die 
grundsätzliche Abschätzung und Berücksich-
tigung geschlechtsspezifischer Folgen aller 
Entscheidungen11 einer Organisation. Die um-
fassende Implementierung einer Genderper-
spektive kann nicht ausschließlich von einer 
institutionellen Stelle ausgehen, sondern 
richtet sich an alle Menschen auf allen Ebe-
nen einer Institution. Die Auswirkungen von 
Entscheidungen auf alle Geschlechter sollten 
dabei in allen Projektphasen berücksichtigt 
werden, also bei Bewertung, Planung, Um-

setzung, Monitoring und Evaluation von Pro-
grammen oder Maßnahmen.12

Militärische Einsätze erfordern die Fähigkeit, 
Informationen von und über die lokale Bevöl-
kerung zu sammeln, was einen kultur- und ge-
schlechtssensiblen Umgang beinhaltet. Eine 
Genderperspektive einzunehmen, verbessert 
das Lagebild der eigenen Streitkräfte im Ein-
satz. Auf diesem Weg lassen sich nicht nur 
präzisere Gefahrenanalysen erstellen, son-
dern auch Operationen ganzheitlicher planen. 
Auswirkungen des militärischen Eingreifens 
auf unterschiedliche Bevölkerungsgruppen 
können genauer abgeschätzt und bestenfalls 
negative Nebenfolgen präventiv abgewendet 
werden. Bedarfe der lokalen Bevölkerungen 
werden besser verständlich, wenn die Mission 
für unterschiedliche gesellschaftliche Rollen 
und Aufgaben von Menschen unterschiedli-
cher Geschlechter, Altersgruppen, Ethnien et 
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cetera sensibilisiert ist. Auch der Umgang mit 
Überlebenden konfliktbezogener sexualisier-
ter Gewalt aller Geschlechter erfordert einen 
gendersensiblen Umgang. Genderkompetenz 
kann somit einen wichtigen Beitrag zu mehr 
Effektivität und Legitimation von Einsätzen 
und Missionen leisten. Das Thema ist damit 
auch für die Bundeswehr von Relevanz.

Umsetzung im VN-Kontext

Die VN machen sich seit Jahrzehnten für die 
Umsetzung der Agenda 1325 im Sicherheits- 
und Verteidigungssektor sowie mit Blick auf 
Friedensmissionen der VN stark. 

Im Jahr 2000 benannte die Resolution 1325 
explizit die Einbeziehung einer Genderper-
spektive im Peacekeeping sowie die Partizi-
pation von Frauen in VN-Missionen. Gender-
Aspekte sind heute Teil einer Vielzahl von 

Sicherheitsratsmandaten, die Peacekeeping-
Missionen autorisieren. Bereits vor ihrer Ver-
abschiedung wurden Anfang der 1990er-Jahre 
verstärkt Peacekeeperinnen für VN-Missionen 
und weibliche Offiziere für das VN-Hauptquar-
tier seitens der VN angefragt13. 2014 trat mit 
Kristin Lund, Generalmajor der norwegischen 
Streitkräfte, bei der VN-Mission in Zypern (UN-
FICYP) die erste Kommandeurin der militä-
rischen Komponente einer Friedensmission 
ihren Dienst an. Das VN-Sekretariat verab-
schiedete für die Jahre 2018 bis 2028 jährlich 
ansteigende Zielsetzungen für die Entwick-
lung des Frauenanteils in uniformierten Kom-
ponenten von VN-Friedensmissionen (soge-
nannte Uniformed Gender Parity Strategy14). 
Auf der Website der VN wird für jedes truppen- 
und polizeistellende Land der Frauenanteil in 
VN-Missionen aufgeschlüsselt und dargestellt, 
ob es die Zielvorgaben einhält bzw. welche 
Erhöhung des Frauenanteils dafür noch not-
wendig wäre. 

Lange wurden funktionalistische Argumen-
te dafür bemüht, den Frauenanteil in VN-Mis-
sionen zu erhöhen. So tragen Frauen zu mehr 
operativer Effektivität bei, da ihr Einsatz zu 
Beispiel in gendersensiblen Kontexten wie 
dem Umgang mit Überlebenden sexualisier-
ter Gewalt oder Leibesvisitationen von Frau-
en unabdingbar ist und sie in manchen Fällen 
einfacher Zugang zu Teilen der Bevölkerung 
aufbauen können. Auch können Peacekee-
perinnen im Einsatzland und in der Heimat 
als Vorbild und Orientierung für andere Frau-
en dienen, sowohl mit Blick auf berufliche 
Chancen als auch bei gelebter Gleichberech-
tigung. Unbestritten ist die Tatsache, dass 
diversere Teams in jedem gesellschaftlichen 
und professionellen Bereich bessere Resul-
tate erzielen können. Im internationalen Dis-
kurs wird der Fokus jedoch inzwischen auch 
zunehmend auf Fragen der Chancengerech-
tigkeit gerichtet, da Frauen gleiche Karriere-
chancen und VN-Einsatzmöglichkeiten ha-
ben sollten. 

Die Umsetzung der WPS-Agenda war einer 
der Schwerpunkte der nicht ständigen deut-
schen Mitgliedschaft im VN-Sicherheitsrat in 
den Jahren 2019 und 2020. Unter anderem 
leitete die damalige Bundesministerin der 
Verteidigung, Dr. Ursula von der Leyen, im 
April 2019 eine Sitzung des VNSR zu Frauen 
in der Friedenssicherung und kündigte dabei 
auch nationale Maßnahmen zur Erhöhung 
des Frauenanteils in VN-Missionen an. Ins-
besondere wurde eine Untersuchung zur 
Identifizierung von Hürden bezüglich der Be-
teiligung deutscher Soldatinnen an VN-Frie-
densmissionen im Geschäftsbereich BMVg 
(sogenannte Barrier-Studie15) durchgeführt. 
Als „Action-for-Peacekeeping Champion“16 
übernimmt Deutschland außerdem eine Vor-
reiter-Rolle bei der Umsetzung von Maßnah-
men zur Erhöhung des Anteils von Frauen in 
der Friedenssicherung und führt Veranstaltun-
gen zur thematischen Sensibilisierung sowie 
Abstimmung mit anderen VN-Truppenstellern 
durch. Bislang erreicht Deutschland die von 
den VN geforderten Zielvorgaben für VN-Ein-
sätze nicht. Im Bereich VN-Stabsoffiziere und 
Militärbeobachter fordern die VN im Jahr 2022 
einen Frauenanteil von 19 Prozent, Deutsch-
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land liegt im Februar 2022 bei 6,45 Prozent. 
Mit Blick auf Truppenkontingente fordern die 
VN im Jahr 2022 einen Frauenanteil von 9 Pro-
zent, hier liegt Deutschland im Februar 2022 
bei 6,06 Prozent. Deshalb soll unter anderem 
mehr über VN-Einsätze informiert und sollen 
mehr Soldatinnen als VN-Militärbeobachterin 
oder VN-Stabsoffizierin ausgebildet werden – 
dazu hat der Generalinspekteur der Bundes-
wehr bereits mit seinem Tagesbefehl vom 16. 
August 2019 aufgerufen.

Umsetzung in EU und NATO

Auch innerhalb von EU und NATO hat das 
Thema Frauen, Frieden und Sicherheit in den 
vergangenen Jahren an Beachtung und Be-
deutung gewonnen. 

So verabschiedete die NATO im Jahr 2007 
ihre erste Policy zum Thema, welche zuletzt 
2018 überarbeitet wurde. Mit dem Posten 
der Sonderbeauftragten des NATO-General-
sekretärs für Frauen, Frieden und Sicherheit 
schuf die Allianz bereits 2012 eine hochrangi-
ge Anlaufstelle für die Arbeit des Bündnisses 
in diesem Bereich. Mit dem WPS Action Plan 
2021–2025 strebt die NATO die konsequente 
Integration einer Genderperspektive in die 
gesamte Arbeit der NATO an.17 Hierfür sollen 
in der militärischen Struktur der NATO sowie 
in allen Einsätzen Gender Advisor eingesetzt 
werden.18 Deren Hauptaufgabe besteht darin, 
NATO-Kommandeure und Kommandeurin-
nen bei der Integration der Genderperspek-
tive in der Planung und Durchführung von 
Einsätzen und Operationen, der Krisen- und 
Konfliktanalyse sowie der Aus- und Weiterbil-
dung zu beraten. Unterstützt werden Gender 
Advisor hierbei von einem Netzwerk von Gen-
der Focal Points, welche auf taktischer Ebene 
ernannt werden und deren Aufgabe es ist, eine 
Genderperspektive in die regulären Aufgaben 
der Einheit zu integrieren. Deutschland unter-
stützt die Arbeit der NATO im Bereich Frauen, 
Frieden und Sicherheit insbesondere durch 
die Teilnahme an der jährlichen Konferenz 
des Komitees für Genderperspektiven und 
durch Zuarbeit zum jährlichen NATO-Gender-
Report, der die Umsetzung der Agenda 1325 in 
den Mitglieds- und Partnernationen darstellt. 

Die Funktion eines eigenständigen Gender 
Advisors wird durch die Bundeswehr jedoch 
nicht abgebildet.

Auch im Portfolio der Europäischen Union 
ist das Thema Frauen, Frieden und Sicherheit 
fest verankert. So verabschiedet die EU regel-
mäßig einen regionalen Aktionsplan zur Um-
setzung von Resolution 1325, zuletzt für den 
Zeitraum 2019–2024.19 Im Rahmen des EU 
Strategic Approach to WPS aus dem Jahr 2018 
bezieht sie zudem Männer und Jungen als 
Akteure des Wandels mit ein und betont die 
Notwendigkeit, geschlechtsspezifische Ste-
reotype und gesellschaftliche Ausgrenzungs-

mechanismen zu überwinden.20 Die WPS-
Agenda wird zudem durch den EU-Aktionsplan 
für die Gleichstellung der Geschlechter und 
die Stärkung der Rolle der Frauen im auswär
tigen Handeln 2021–2025 gestärkt.21 

Wie könnte es mit der WPS-

Agenda in der Bundeswehr 

weitergehen?

Wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, sollte 
der NAP als erster Schritt ambitioniert im Ge-
schäftsbereich BMVg umgesetzt werden. Zu 
priorisieren sind dabei insbesondere die Be-
rücksichtigung von Aspekten der WPS-Agenda 
in der Ausbildung und Einsatzvorbereitung so-
wie der Abbau von Hürden für die Beteiligung 
von Frauen an Einsätzen und Missionen.

Zwar sind Aspekte der WPS-Agenda integra-
ler Bestandteil der Einsatzvorbereitung, zum 
Beispiel für VN-Missionen. Die tiefere Ausein-
andersetzung mit Fragen der Genderperspek-
tive ist den Autorinnen in der Bundeswehr nur 
im Rahmen der Ausbildung zur/zum Inter-
kulturellen Einsatzberater/in bekannt. Doch 
wird man nicht durch Handauflegen zu einem 
Experten oder einer Expertin für Genderfra-
gen. Eine entsprechend qualifizierende Aus-
bildung für ziviles und militärisches Personal, 
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insbesondere auch in leitenden Positionen, 
könnte dazu wesentlich beitragen. Eine kon-
sequente Implementierung einer Genderper-
spektive in alle Arbeitsstränge, wie sie in NATO 
und EU bereits umgesetzt wird, wäre eine 
weitere Idee, um die WPS-Agenda auch in der 
Bundeswehr voranzubringen. Ferner könnte 
eine Weiterbildung zum Thema WPS-Agenda 
für alle Mitarbeitenden, wie es der EU Aktions-
plan vorsieht, auch im Geschäftsbereich BMVg 
eingeführt werden.

Grundsätzlich könnte sich Deutschland 
noch enger mit Partnerländern in VN, NATO 
und im EU-Rahmen zu Fragen der institutio-
nellen Umsetzung der WPS-Agenda und einer 
entsprechenden Ausbildung abstimmen. So 

ließen sich vorhandene und etablierte Ausbil-
dungsinhalte von VN und NATO noch intensi-
ver nutzen. 

Andere Länder setzen die WPS-Agenda 
nicht nur im Rahmen ihres NAP um. So hat 
Irland einen eigenen Implementierungsplan 
zur Umsetzung der WPS-Agenda in den Streit-
kräften verabschiedet. Ein solcher Implemen-
tierungsplan für die Bundeswehr könnte etwa 
Teil des nächsten deutschen NAP sein. 

Zudem setzt der überwiegende Großteil der 
NATO- und EU-Partner bereits Gender Advisor 
in nationalen Strukturen ein. Großbritannien 
beispielsweise verfügt über Human Securi-
ty Adviser im Verteidigungsministerium und 
den Streitkräften sowie Human Security Fo-
cal Points im gesamten Verteidigungssektor. 
Der stellvertretende Generalstabschef wirkt 
zudem als Beauftragter für menschliche Si-
cherheit. Albanien befindet sich derzeit in der 
Einführung entsprechender Posten im Gene-
ralstab und den Kommandostäben. 

Bislang gibt es im BMVg keine Beauftragte 
oder keinen Beauftragten für WPS-Fragen auf 
der Leitungsebene, und die fachlichen Zu-
ständigkeiten auf der Arbeitsebene sind über 
unterschiedliche Abteilungen verteilt. Hier 

fehlt es an einer übergeordneten themati-
schen Federführung. 

Ein Vorschlag für die Zukunft könnte daher 
sein, solche Ansprechpersonen oder Beauf-
tragte in der Bundeswehr und im BMVg einzu-
führen, um für mehr Politikkohärenz und eine 
ambitioniertere Umsetzung des NAP sowie 
für klarere Strukturen und Zuständigkeiten 
zu sorgen. Das Thema könnte dann ganzheit-
licher in Beauftragungen, die Verfassung von 
Gesprächsunterlagen und die Erstellung von 
Länder- oder Projektsachständen einbezogen 
und abgebildet werden.

Mit einer ambitionierten Umsetzung der 
skizzierten Schritte könnte der Kulturwandel 
in Richtung einer geschlechtergerechten Ins-
titution, welche auch nach außen geschlech-
tersensibel agiert, beschleunigt werden. Mit 
Mut zu entsprechenden Maßnahmen könnte 
der Geschäftsbereich BMVg sowohl die Bestre-
bungen von VN, NATO und EU stärker unter-
stützen als auch weiter aktiv zur Umsetzung 
der Ziele aus Koalitionsvertrag und NAP bei-
tragen.

Der überwiegende Teil der NATO- 

und EU-Partner setzt bereits Gender 

Advisor in nationalen Strukturen ein
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Frau Major Borkstett, eine Definitionsfrage zu 
Beginn: Was sind Gender Advisors (GENADs), 
wofür sind sie zuständig? 
Vielleicht muss ich zunächst skizzieren, was wir 
nicht sind; die Tätigkeit der oder des GENAD 
wird, gerade von deutscher Seite, oft mit dem 
Auftrag der GleiBMil (militärische Gleichstel-
lungsbeauftragte) gleichgesetzt oder verwech-
selt, tatsächlich aber gibt es nur sehr wenige 
Schnittmengen. Zwar geht es auch bei den 
GENADs um die Frage „Soldat oder Soldatin“, 
doch weniger aus gleichstellungsrechtlicher 
Perspektive, sondern mit Blick auf die faktische 
Notwendigkeit des Einsatzes von weiblichem 
Personal für eine adäquate Auftragserfüllung. 
GENADs sind Teil der Beratergruppe im „Special 
Staff“ des Kommandeurs oder der Komman-
deurin, und sie beraten ihre Führung sowie den 
Stab in allen Angelegenheiten rund um die Im-
plementierung einer Genderperspektive in mi-

litärischen Aufgaben und Handlungssträngen. 
Sie betrachten soziale Rollen und bewerten, 
was die Streitkräfte im Rahmen ihres Handelns 
aufgrund dessen berücksichtigen müssen. 

Daneben gibt es die sogenannten Gender Fo­
cal Points (GFPs), was ist deren Aufgabe?
Gender Focal Points (GFP) sind in Nebenfunk-
tion für die GENADs besondere Ansprechpart-
ner und -partnerinnen in den verschiedenen 
Bereichen eines Verbandes oder einer Liegen-
schaft, die für Genderaspekte sensibilisiert sind 
und auf diese ein Auge im Rahmen der eigenen 
Zuständigkeiten werfen. So kann jedes Füh-
rungsgrundgebiet eine/n GFP benennen, oder 
jede Kompanie, jede Patrouille et cetera. Wenn 
der/dem GFP zum Beispiel auf Patrouille etwas 
auffällt, das GENAD wissen sollte, werden die-
se beiden sich hinterher austauschen. Hier im 
NATO HQ haben wir GFPs in jeder Abteilung, 
die uns zum Beispiel auf Tasker, also spezifi-
sche Handlungsanweisungen, und Dokumente 
aufmerksam machen, die aus der Genderper-
spektive noch einmal gegengelesen werden 
sollten. Die Idee ist, dass GENAD ein Netzwerk 
hat, das bei der Auftragserfüllung unterstützt, 
denn so ein kleines Office – im NATO HQ sind 
wir zum Beispiel zwei Dienstposten – kann na-
türlich nicht überall gleichzeitig sein. 

Welche Hard und Soft Skills brauchen GENADs 
– und sind es eigentlich immer Frauen?
Wie gesagt, es geht um die Einnahme einer Per-
spektive beim Blick auf reale Szenare, deswegen 
ist das Geschlecht kein Kriterium zur Wahrneh-
mung des Dienstpostens. Es gibt in der NATO 
männliche wie weibliche GENADs. Allerdings 
wird das Thema irrigerweise oft als „Frauenthe-
ma“ wahrgenommen und Nationen besetzen 
entsprechend, daher ist die Dienstpostenland-
schaft im Genderbereich sehr weiblich domi-
niert. Ich würde mir mehr Parität wünschen.

Was braucht es sonst als GENAD? Ich denke, 
ein kultur-, sozial- oder politikwissenschaftli-
cher Hintergrund ist hilfreich, und manchmal 
auch ein dickes Fell. Man befasst sich intensiv 
mit teils schwer verdaulichen Themen, zum 
Beispiel sexualisierte Gewalt als Kriegswaffe, 
und ist leider nach wie vor zugleich Projektions-
fläche für viel Unverständnis und Aversionen. 

Major Isabel Borkstett, geb. 1983, studierte Kulturwissen-

schaften und (nach Eintritt in die Bundeswehr 2007) Politik-

wissenschaft an der Universität der Bundeswehr in Ham-

burg. Nach Abschluss der Offizierausbildung Verwendungen 

in der Interkulturellen Einsatzberatung der Bundeswehr, wo 

sie u. a. den Lehrgang „Genderperspektive im Einsatz“ konzi-

pierte, im BMVg (Referat für Innere Führung) und im Inter-

nationalen Militärstab der NATO (aktueller Dienstposten 

als D/GENAD). 2014 Ausbildung zum NATO-zertifizierten 

Gender Advisor, 2019 zur UN-Militärbeobachterin. 2017 war 

sie Interkulturelle Einsatzberaterin bei EUNAVFOR med „Sophia“ im Mittelmeer.

Zur Person

„JEDE SOLDATIN UND 
JEDER SOLDAT MUSS 

EIN VERSTÄNDNIS FÜR 
GENDER HABEN“

Die NATO als größtes Verteidigungsbündnis ist in unterschiedlichsten 

Regionen weltweit tätig und verfügt über einen umfangreichen militärischen 

und zivilen Apparat. Wie die Agenda Women, Peace and Security Berücksich-

tigung findet und welchen Stellenwert das Thema Gender für die NATO hat, 

darüber hat die Redaktion von „Ethik und Militär“ mit Major Isabel Borkstett, 

Deputy Gender Advisor IMS in Brüssel, gesprochen. Im Interview erklärt sie, 

was Diversität bedeutet und warum die Genderperspektive über Erfolg oder 

Misserfolg des Bündnisses entscheidet.
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Die NATO bekennt sich zur vollständigen Um­
setzung der Agenda Women, Peace and Secu­
rity (WPS) der Vereinten Nationen. Wie wird 
dies in der gesamten NATO-Organisation ab­
gebildet?
Die Bedeutung der Thematik zeigt sich schon 
an der Tatsache, dass es die WPS-Sonderbe-
auftragte des Generalsekretärs gibt – das The-
ma ist wirklich ganz oben verankert und zieht 
sich institutionell bis zu den GFPs auf taktischer 
Ebene durch. Die Gender Community der NATO 
ist intensiv vernetzt. Als Gender Advisor im HQ 
stehen wir im engen Austausch mit dem zivi-
len WPS-Team, unseren GFPs, den GENADs der 
beiden Kommandobereiche Allied Command 
Operations (ACO) und Allied Command Trans-
formation (ACT) und ihrem jeweiligen Unterbau, 
außerdem mit den Delegationen der Mitglieds-
staaten und der Partnernationen sowie mit ex-
ternen Akteuren wie der EU. Es gibt Beratungs-
gremien wie das NATO Committee on Gender 
Perspectives. Zudem hat die NATO einen ge-
rade erst aktualisierten WPS-Aktionsplan und 
diverse Policies und Richtlinien mit dezidiertem 
WPS-Fokus, aber wir versuchen daneben, das 
Thema möglichst querschnittlich in nicht gen-
derspezifische Dokumente zu integrieren.

Gender scheint also breite Berücksichtigung 
zu finden …
Wichtig ist mir trotzdem zu betonen: „Gender“ 
lastet nicht allein auf den Schultern der Gen-
derdienstposten – jeder Soldat und jede Solda-
tin muss ein grundsätzliches Verständnis dafür 
haben, und die Kommandeurinnen und Kom-
mandeure sind gemäß Bi-Strategic Command 
Directive 040-001 in der Hauptverantwortung 
der adäquaten Umsetzung. Genderperspektive 
ist auch und vor allem Führungsaufgabe.    

Im Bereich Ausbildung bietet die NATO bei­
spielsweise Lehrgänge und ein „Education 
and Training Package“ zur Genderthematik 
an. Was beinhalten die Angebote, und sind sie 
verpflichtend?
Es gibt eine breite Ausbildungslandschaft, die 
die Nationen nutzen können. Mit dem Nordic 
Centre for Gender in Military Operations in 
Schweden hat die NATO sozusagen ein Gen-
der Centre of Excellence, und wir unterstützen 

ebenso andere Einrichtungen in der Ausbil-
dung, wie etwa das Crisis Management and 
Disaster Response Centre of Excellence in Bul-
garien oder die NATO-Schule in Oberammer-
gau. Die E-Learning-Plattform der NATO, JADL, 
bietet ebenfalls Gendertrainings an. 

Das E&T Package ist ein Angebot, um Gender 
in nationaler Verantwortung besser in die Aus-
bildung zu integrieren. Es werden im Wesent-
lichen Grundlagen der Genderperspektive und 

praxisnahe Beispiele für den Einsatz vermittelt. 
Verpflichtend zu nutzen ist es aber nicht, wes-
wegen es leider nicht allzu bekannt ist.

Die Lehrgänge, etwa am Nordic Centre for 
Gender, richten sich an alle möglichen Ziel-
gruppen. Da gibt es natürlich die NATO-zertifi-
zierte Ausbildung für angehende GENADs − in 
der Regel Dienstgrad Hauptmann bis Oberst-
leutnant −, aber es werden auch Trainings für 
GFPs oder Key-Leader-Seminare für militäri-
sche Führungskräfte oberhalb dieser Dienst-
gradebenen angeboten. 

Unser Office vermittelt auch an die entspre-
chenden Einrichtungen, wenn irgendwo Un-
klarheiten bestehen, wo man sich oder sein 
Personal ausbilden lassen kann. Da möchte ich 
gerne direkt Werbung machen: Man kann sich 
jederzeit an uns wenden!

Was sind Ihre wichtigsten Aufgaben als Deputy 
GENAD IMS?
Ich habe ja erwähnt, dass unser Team hier 
überschaubar groß ist, deswegen macht bei 
uns mitunter jeder alles. Als Stellvertreterin der 
GENAD erledige ich natürlich vor allem inhalt-
liche und administrative Arbeit, während die 
Chefin eher die Schwerpunkte definiert und 
unsere grobe Marschrichtung mit der Führung 
koordiniert.

Im Internationalen Militärstab (IMS) sind wir 
das Scharnier zwischen ACO und ACT einer-
seits und unseren Vorgesetzten andererseits, 

Wenn irgendwo Unklarheiten bestehen,  

wo man sich oder sein Personal in  

Genderfragen ausbilden lassen kann: Man 

kann sich jederzeit an uns wenden!
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hier geht es also zunächst viel um Abstimmung 
und Konzertierung. Aber jedes Gender-Advisor-
Büro hat auch eigene Verantwortlichkeiten. ACO 
GENAD, unser Counterpart in SHAPE, kümmert 
sich im Schwerpunkt um die Einsätze der NATO 
und lässt ihrer Führung eine entsprechende 
Genderberatung zukommen. ACT wiederum legt 
seinen Arbeitsschwerpunkt auf die Ausbildung.

Der IMS hier in Brüssel dient als strategi-
sches Beratungselement des Militärausschus-
ses der NATO, wir beraten also vor allem den 
Generaldirektor des IMS und die Leitung der 
Abteilungen zu diversen Themen. Außerdem 
unterstützt das GENAD-Büro administrativ das 

angesprochene NATO Committee on Gender 
Perspectives (NCGP), das genderspezifische 
Empfehlungen an den Militärausschuss er-
arbeitet.

Für das NCGP erstellen Sie auch einen jährli­
chen Bericht. Was wird darin erhoben? 
Es handelt sich um die jährliche Analyse der 
„Summary of the National Reports“, eine kom-
parative Auswertung der Schritte, die die Mit-
glieds- und Partnerstaaten national hinsichtlich 
der Implementierung einer Genderperspektive 
in ihren Streitkräften unternehmen. Das IMS 
GENAD Office erhebt die Daten, wertet sie aus 
und erstellt den Report, der dann über den 
Generaldirektor IMS veröffentlicht wird. Diese 
Publikation ist einzigartig und ermöglicht es, 
Errungenschaften, Fortschritte und Herausfor-
derungen im Bereich Gender zu identifizieren.

Wie entwickelt sich beispielsweise der Anteil 
von Frauen in den Streitkräften der NATO-Staa­
ten und -Partnernationen? Gibt es konkrete 
Vorgaben wie das 15-Prozent-Ziel der UN?
Wir orientieren uns an der Zielvorgabe der UN, 
was das Personal für die NATO-Einsätze betrifft. 

Im Durchschnitt erreicht die NATO das 15-Pro-
zent-Ziel noch nicht, allerdings gibt es da sehr 
starke nationale Unterschiede − wir reden ja 
von immerhin 30 Mitgliedstaaten mit jeweils 
ganz eigenen Entwicklungen in dem Bereich. 
Einige Nationen sind bereits deutlich darüber, 
einige andere noch darunter. Deutschland liegt 
mit knapp 12 Prozent im NATO-Mittelfeld. 

Sie haben selbst 2014 die GENAD-Ausbildung 
in Schweden absolviert. Wie haben Sie diese 
erlebt? 
Der Lehrgang in Schweden war sehr praxisori-
entiert; damals noch recht „Afghanistan-lastig“, 
aber die Inhalte werden natürlich über die Zeit 
den Erfordernissen angeglichen. Die Teilnahme 
erfolgte mit klarem Auftrag. Ich war in der Inter-
kulturellen Einsatzberatung der Bundeswehr 
(IEB) und sollte in die Thematik einsteigen, um 
diese dann in die Ausbildung der IEB einzubin-
den. Gender ist vor allem ein kultureller Faktor, 
den man verstehen muss, wenn man den Ein-
satzraum begreifen und sich darin bewegen 
will.

Konnten Sie Ihre Kenntnisse denn zur Anwen­
dung bringen? 
Tatsächlich konnte ich das Wissen nicht nur 
theoretisch nutzen und weitergeben, sondern 
es half mir auch im Einsatz − ich war im Mittel-
meer als IEB bei einer Seenotrettung von knapp 
1200 Menschen dabei, darunter viele Frauen, 
Mädchen, Jungen, Schwangere. Außerdem bin 
ich ausgebildete UN-Militärbeobachterin und 
werde die Genderperspektive definitiv brau-
chen, wenn es irgendwann in den UN-Einsatz 
geht. In der aktuellen Verwendung liegt der 
Nutzen sowieso auf der Hand …

Warum liegt Ihnen das Thema Gender am 
Herzen?
Ich bin von dem Wertekanon überzeugt, für 
den wir als Soldaten und Soldatinnen einste-
hen und auf den wir einen Eid leisten. Kernbe-
standteil dieses Wertegerüsts ist die Unantast-
barkeit der Menschenwürde, die zu schützen 
und zu wahren oberstes Gebot sein muss. Das 
Unrecht, das wir heute in der Welt sehen, ist zu 
einem wahnsinnig großen Teil geschlechtsba-
siert, auch und erst recht im Konflikt bzw. be-

Das Unrecht, das wir heute in der  

Welt sehen, ist zu einem wahnsinnig 

großen Teil geschlechtsbasiert,  

auch und erst recht im Konflikt bzw.  

im bewaffneten Konflikt

MEHR GENDERPERSPEKTIVE, BITTE!
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waffneten Konflikt. Sexualisierte Gewalt wird in 
Kriegen weltweit als Waffe eingesetzt, um an-
dere Gruppen zu demütigen und sozial zu zer-
setzen. Die absolute Mehrheit der Flüchtlinge 
und Binnenvertriebenen weltweit sind Frauen 
und Kinder, die meist gleichzeitig eine gesell-
schaftlich und rechtlich schwache Stellung ha-
ben. Als Akteur im Krisengebiet, und das ist die 
NATO, kann man das nicht ignorieren, sondern 
es gehört zum Lagebild und muss Folgerun-
gen für das eigene Handeln nach sich ziehen. 
Die Berücksichtigung einer Genderperspektive 
kann außerdem Soldatenblut sparen, wenn sie 
als Schutzkomponente begriffen wird …

… damit sprechen Sie den Punkt an, dass 
Gender-Mainstreaming zugleich als „force 
multiplier“ die Effektivität von Einsätzen stei­
gern soll.
Zur Genderperspektive gehört, dass man an 
seinem eigenen Gender Bias arbeiten muss, 
um militärisch effizienter zu werden. Es gibt 
bewaffnete Gruppierungen, die äußerst erfolg-
reich weibliche (Selbstmord-)Attentäter einge-
setzt haben, weil es am Checkpoint niemand 
für möglich gehalten hatte, dass ein 15-jähri-
ges Mädchen eine ernsthafte Gefahr darstellen 
könnte. Über Gender und wie es genutzt wer-
den kann, denken gegnerische Gruppen oft 
sehr viel intensiver nach als wir. Auch das wird 
oft verkannt. 

Selbst in einem so männerdominierten Be­
reich wie dem Militär geht es also nicht nur 
darum, den Anteil von Frauen über alle Ebe­
nen zu erhöhen und ein Verständnis für ihre 
besonderen Belange zu schaffen? Wie und wo 
kann die Genderperspektive auch für Männer 
eine wichtige Rolle spielen?
Zunächst einmal ist Genderperspektive nicht 
mit Frauenperspektive gleichzusetzen. Es han-
delt sich um ein extrem weites Feld und ein 
wichtiges Integral der Kernaufgaben der NATO 
– kollektive Verteidigung, Krisenmanagement 
und kooperative Sicherheit –, darum genügt 
es nicht, sich nur auf die Erhöhung des Frauen
anteils in den Streitkräften zu fokussieren. Es 
geht um die Analyse von sozialen Rollen, das 
heißt, Maskulinitätskonzepte gehören ebenso 
dazu. Zum Beispiel sind vielerorts insbesondere 

Jungen stark gefährdet, Minen oder Sprengsät-
zen zum Opfer zu fallen, weil sie oft kulturell be-
dingt mehr Freiheiten als Mädchen haben und 
weiter entfernt vom Elternhaus spielen dürfen. 
Wenn wir uns der menschlichen Sicherheit ver-
pflichten und Aspekte wie „safe and secure en-
vironment“ in unsere Mandate aufnehmen, ist 
das Bewusstsein für diese Problemlagen erst 
mal nicht an irgendein Geschlecht gebunden 
– auch männliche Kameraden müssen da auf-
geschaltet sein. 

Durch die „Genderbrille“ nimmt man sozusa­
gen mehr wahr?
Der frühere NATO-Generalsekretär Javier So-
lana hat mal sehr treffend gesagt, dass Sicher-
heitskonzepte, die sich nicht an der Lage der 
Menschen ausrichten, zwangsläufig ineffektiv 
sein müssen. Um es mal sehr deutlich auszu-
drücken: Wenn wir dieses Verständnis nicht 

geschlossen entwickeln, drohen wir zu schei-
tern oder uns mindestens überflüssig zu ma-
chen. Wozu und für wen ein Sicherheitsbünd-
nis, wenn es nicht für Sicherheit sorgt? Und 
ja, mehr Soldatinnen sind hier ein wichtiges 
Element; die Menschheit ist nun mal nicht 
homogen männlich-weiß, und wie könnten wir 
gegenwartstaugliche responsive Ansätze ent-
wickeln, wenn wir diese Diversität nicht intern 
widerspiegeln? Das heißt aber nicht, dass wir 
hinter „Gender“ ein Häkchen auf der Checkliste 
setzen können, wenn es uns gelingt, den Frau-
enanteil von 12 auf 13 Prozent zu steigern. 

Aber es ist bestimmt eine komplexe Aufgabe, 
überall eine Genderperspektive zu integrie­
ren, von der Konfliktanalyse zur Planung und 
vor allem im Einsatz. Gibt es Standards oder 
Best Practices? 
Integration bedeutet Querschnittlichkeit. Ak-
tuell wird die Genderperspektive oft noch als 
„Add-On“ begriffen, etwa indem man an den 

Über Gender und wie es genutzt 

werden kann, denken gegnerische 

Gruppen oft intensiver nach als wir
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Operationsplan einen Gender-Annex anhängt. 
Gender durchzieht aber alle Themen, von der 
Ausrüstung unserer Truppen über allgemeine 
logistische Fragen, Informationsaktivitäten, 
Rules of Engagement bis hin zu Key Leader 
Engagement und Bedrohungsanalyse. Klar 
ist das komplex, das ist ja die Herausforde-
rung, und genau deswegen sind unsere Gen-
der Focal Points so enorm wichtig. Da ist eine 
neue Vorschrift für Counter IED? Lasst GENAD 
da doch bitte mal einen Blick draufwerfen. 
Künstliche Intelligenz und autonome Waffen-

systeme? Die lernen vom menschlichen Bias, 
deswegen will die NATO in der Entwicklung 
KI-basierter Technologien proaktive Schritte 
unternehmen, um ungewollten Bias zu mini-
mieren.

Als humaner Faktor betrifft Gender alle un-
sere Handlungsfelder, und natürlich haben 
wir noch nicht Best Practices für das gesam-
te Spektrum. Aber die Beratungsstellen, zum 
Beispiel in Form der GENADs, gibt es ja, und 
unser Nordic Centre for Gender bietet auf sei-
ner Webseite nicht nur für Lehrgangsteilneh-
mer Lern- und Ausbildungsmaterialien an. 

Ein wichtiger Bereich der WPS-Agenda ist der 
Schutz vor sexualisierter Gewalt in Konflikt- 
und Krisengebieten. Was unternimmt die 
NATO, um dies zu gewährleisten?
Das Thema hat einen enorm hohen, traurigen 
Stellenwert, was sich nicht zuletzt darin zeigt, 
dass es eigene NATO Policies und Military Gui-
delines speziell dazu gibt. Unsere Truppen 
sind verpflichtet, vulnerable Bevölkerungs-
gruppen vor diesen Grausamkeiten zu schüt-
zen, präventiv wie reaktiv. Das beginnt mit der 
Sensibilisierung für die Dringlichkeit des The-
mas in der Ausbildung und auf Übungen und 
reicht über entsprechende Operationspläne 

bis hin zum Entwickeln von geeigneten Ana-
lyse-Tools, zur Zusammenarbeit mit zivilen 
Hilfsorganisationen vor Ort und zur Integra-
tion ins Berichtswesen. 

Oft wird argumentiert, dass Frauen im Mili­
tär entscheidende Kompetenzen einbringen, 
etwa für die Aufklärung und Kontakte mit der 
Bevölkerung vor Ort. Wie sehen Sie das als 
Offizierin, auch persönlich: Machen Soldatin­
nen manches anders, haben sie besondere 
Fähigkeiten? 
Zunächst zu dem Aspekt, dass wir mehr Frau-
en im Einsatz brauchen. Dass das so ist, wird 
an jedem Checkpoint deutlich. Männer durch
suchen Männer, Frauen durchsuchen Frauen. 
Wir können in den Gesellschaften, in denen 
wir uns bewegen und die oft gerade in Ge-
schlechterfragen viel sensibler strukturiert 
sind als unsere, nicht geringere Standards an-
wenden als in der Heimat. Auch bei uns am 
Flughafen werden Frauen von Frauen abge-
tastet. Das ist zwar ein simples Beispiel, und 
ich will damit auch nicht sagen, dass wir mehr 
Diversität für rein praktische Einsatzerforder-
nisse instrumentalisieren dürfen.

In dem Kontext aber, und das ist meine An-
schlussüberlegung, von besonderen „weib-
lichen“ Wesenseigenschaften zu sprechen, 
lehne ich kategorisch ab − das sind Biologis-
men, die stets darauf abzielen, das Trennen-
de vor das Gemeinsame zu stellen. Als ob alle 
Soldatinnen per se sanftmütiger, feinfühliger 
oder sonst was wären als Männer. Es geht viel-
mehr, wie vorhin erwähnt, um die Vorteile von 
Diversität im Allgemeinen, die uns als Trup-
pe stärkt. Je breiter wir uns aufstellen, desto 
mehr Potenzial schöpfen wir ab, desto mehr 
Perspektiven bekommen wir für die Erfüllung 
unseres Auftrags. 

Spätestens durch den Ukraine-Krieg liegt der 
Fokus noch stärker auf Abschreckung und 
Bündnisverteidigung. Wird Gender dadurch 
möglicherweise wieder in den Hintergrund 
gedrängt?
Wie bereits erwähnt, ist die Genderperspektive 
ein zentrales Element aller Kernaufgaben der 
NATO. Wir müssen also durch den aktuellen 
Fokus keine neue Raison d’Être für die Gen-
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derperspektive herbeikonstruieren; die hat im 
Angesicht des Kriegs in der Ukraine erneut ihre 
Dringlichkeit bewiesen. Es erreichen uns zahl-
lose Berichte über vergewaltigte Ukrainerinnen 
oder über Menschenhändler, die Flüchtende 
noch am Zug abgreifen, um sie zur Prostitu-
tion zu zwingen. Männliche Ukrainer über 18 
dürfen das Land nicht verlassen – auch das ist 
Genderperspektive. Mit Gender wird gezielt das 
Informationsumfeld beeinflusst, etwa wenn 
ein Bürgermeister Klitschko in Schutzweste am 
Weltfrauentag vor zerstörten Häusern Blumen 
verteilt und dies bei Instagram teilt. Und Gen-
der wird gerade auch massiv im Rahmen von 
Fake News instrumentalisiert. In den Hinter-
grund rückt das Thema also ganz und gar nicht 
– im Gegenteil.

Wie beurteilen Sie insgesamt den Stand der 
Umsetzung der WPS-Agenda in der NATO? Ist 
die Bedeutung von Gendersensitivität wirk­
lich überall angekommen? 
Das Thema hat sich in den letzten Jahren 
immer weiter etabliert, und ich denke, dass 
diese Tendenz sich fortschreiben wird. Im 
Endeffekt ist die NATO immer ein Spiegel 
ihrer Mitgliedstaaten, von deren Politik und 
zivil- und gesamtgesellschaftlichen Entwick-
lungen. Die nationalen Abholpunkte sind da 
zwar nicht immer gleich, aber die Zeit läuft 
trotzdem nicht rückwärts. Deutschland etwa 
tritt mit der neuen Regierung nun auch für 
eine feministische Außenpolitik ein. Nachhol-
bedarf gibt es, platt gesagt, vor allem beim 
Zugang zum Thema – hier muss immer noch 
mit vielen Fehlperzeptionen und Vorurteilen 
auf der Arbeitsebene aufgeräumt werden. 
Wenn ich zum Beispiel sage, dass Gender ein 
Element von hybriden Bedrohungen und Ex
tremismusbekämpfung ist, gucken mich Leu-
te manchmal irritiert an, die davon ausgingen, 
dass ihnen GENAD nur das Gendersternchen 
aufnötigen möchte.

Können Sie sich vorstellen, dass das Thema 
eines Tages so selbstverständlich ist, dass 
man GENADs und ähnliche Positionen gar 
nicht mehr benötigt?
Das wäre tatsächlich großartig − aber das sehe 
ich erst mal nicht. Ich hoffe allerdings, dass 

der Mehrwert von GENAD wachsende Aner-
kennung findet und personell so aufgestockt 
wird, dass wir unsere Beratungsleistung ver-
breitern können. 

Frau Major Borkstett, vielen Dank für das In­
terview!

Die Fragen stellte Rüdiger Frank.

Glossar

ACO: Allied Command Operations, verantwortlich für 
die Planung und Durchführung aller NATO-Einsätze.

ACT: Allied Command Transformation, eines der beiden 
strategischen Kommandos an der Spitze der militärischen 
Befehlsstruktur der NATO, zuständig für die militärische 
Anpassung und die Koordination der Mitgliedsstaaten.

IMS: Internationaler Militärstab, ausführendes Organ des 
Militärausschusses (MC), des höchsten militärischen Gre-
miums der NATO.

SHAPE: Oberstes Hauptquartier der NATO-Streitkräfte 
in Europa.
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1979	 Convention on the 

Elimination of All Forms of 

Discrimination Against Women

•	 Wichtigstes internationales Abkommen zum 
Schutz von Frauen und Mädchen

•	 Verbietet Diskriminierung auf allen Ebenen 
und verpflichtet zur Gleichstellung

•	 Unterzeichnende Staaten müssen alle vier 
Jahre Bericht erstatten

1995	 Konferenz von Beijing  

und die Abschlusserklärung  

(sogenannte Beijing Platform)

•	 189 UN-Staaten beschließen das umfang-
reichste Konzept zur Gleichstellungsförde-
rung der Geschlechter und Unterstützung 
von Frauen und Mädchen

•	 Etablierung des Gender-Mainstreamings (Be-
rücksichtigung unterschiedlicher Auswirkun-
gen politischer Entscheidungen auf Männer 
und Frauen) 

2000	 Windhoek-Erklärung

•	 zentrales Ergebnis der Konferenz von Peking, 
in der die stärkere Verbindung von Sicherheit 
und Frieden mit dem Thema Geschlechter-
gerechtigkeit gefordert wird

•	 Gender-Mainstreaming auf allen Ebenen von 
Friedensmissionen und die Wahrnehmung 
von Frauen jenseits der Opferrolle geraten in 
den Blick

2000	 Sicherheitsratsresolution 1325 

Die "Ur-Resolution" der Agenda fokussiert sich 
auf die Ausweitung des Schutzes von Frauen in 
Konfliktregionen und die Aufforderung, Frauen 
stärker an Friedens- und Wiederaufbauprozes-
sen zu beteiligen.

2008	 Sicherheitsratsresolution 1820

Sexuelle Gewalttaten können laut UN-Sicher-
heitsrat Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit oder Völkermord darstellen. 
Zudem werden die Mitgliedstaaten aufgefor-
dert, sexuelle Gewalt in Kriegen strafrechtlich 
zu verfolgen und Tätern keine Amnestie zu ge-
währen.

2009 	 Sicherheitsratsresolution 1888 

Diese Resolution betont den besonderen 
Schutzstatus von Frauen und Kindern, for-
dert die sofortige Einstellung sexueller Gewalt 
durch Konfliktparteien in Krisenregionen und 
verlangt die stärkere und konsequentere Ahn-
dung sexueller Gewalttaten. Etabliert das Amt 
der Sonderbeauftragten des Generalsekretärs 
für sexualisierte Gewalt in Konflikten. Der Be-
kämpfung von sexualisierter Gewalt wird für 
das Ziel des Weltfriedens eine große Bedeu-
tung zuerkannt.

2009	 Sicherheitsratsresolution 1889 

Der Text stellt erneut die Unterrepräsentation 
von Frauen in Friedensprozessen fest und be-
tont explizit die Förderung von Frauen in Ent-
scheidungs- und Vermittlerpositionen. Ihnen 
falle eine entscheidende Rolle bei der Konflikt-
verhütung zu, weshalb Hindernisse jeglicher 
Art in den betroffenen Regionen und Staaten 
weiter abgebaut werden müssen. Neben mehr 
Schutz werden die Mitgliedstaaten aufgefor-
dert, mehr für die Stärkung von Frauen zu tun.

2010	 Sicherheitsratsresolution 1960

Die Resolution fordert die Entwicklung von 
Datenerhebungs- und Analysemechanismen 
zu konfliktbezogener sexualisierter Gewalt, 
führt Women Protection Advisor für UN-Missio-
nen ein und weist auf die Verbindung zwischen 
Frauen in Friedensmissionen und der Bereit-
schaft einheimischer Frauen hin, sexualisierte 
Gewalttaten anzuzeigen. Zudem werden die 

WOMEN, PEACE & SECURITY: 
DIE AGENDA IM  

KURZEN ÜBERBLICK
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Mitgliedstaaten angehalten, mehr weibliches 
uniformiertes Personal in Militär und Polizei 
einzusetzen, um eine breitere Ausbildungs-
grundlage über sexuelle Gewalt zu schaffen.

2013	 Sicherheitsratsresolution 2106

In dieser Resolution wird das anhaltende 
Problem der Straflosigkeit in Fällen konflikt­
bezogener sexualisierter Gewalt behandelt. 

2013	 Sicherheitsratsresolution 2122

Der Sicherheitsrat befasst sich mit wirksame-
ren Maßnahmen zur Inklusion von Frauen in 
Friedensprozessen und beauftragt den Gene-
ralsekretär mit einem Umsetzungsbericht.  

2015	 Sicherheitsratsresolution 2242

Die Resolution verbindet Women, Peace and 
Security mit der Extremismus- und Terroris-
musprävention. SIe fordert die Einrichtung 
einer Informal Expert Group als Beratungs- und 
Informationsgremium, etwa zur Situation in 
einzelnen Ländern, das 2016 seine Arbeit auf-
nimmt.  

2019	 Sicherheitsratsresolution 2467

Der von Deutschland eingebrachte Text stellt 
die Bedeutung der Zivilgesellschaft heraus 
und schafft eine Verbindung zwischen der feh-
lenden Bereitschaft einer Gesellschaft, Gewalt 
gegen Frauen zu verfolgen, und deren Konflikt-
neigung. Zudem wird ein „survivor-centered 
approach“ gefordert, der Frauen weniger als 
Opfer und mehr als gestaltende Akteurinnen 
sieht. Männer und Jungen werden als bisher 
vernachlässigte Betroffene sexualisierter Ge-
walt genannt.

2019	 Sicherheitsratsresolution 2493

Die bisher letzte Resolution der WPS-Agenda 
fordert die Mitgliedstaaten zur vollständigen 
Umsetzung auf.

Quellen

https://www.un.org/Depts/german/de/sr_1.html 
(Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats)

www.unwomen.org

www.peacewomen.org

www.auswaertiges-amt.de

Bundeszentrale für politische Bildung (2009): Welttag 
zur Beseitigung sexueller Gewalt in Konflikten. In: 
https://www.bpb.de/kurz-knapp/hintergrund-aktu-
ell/292741/welttag-zur-beseitigung-sexueller-gewalt-in-
konflikten/ (Stand: 18.5.2022).

Oestreich, Heide (2002): Die Weltsicherheit wird 
quotiert. In: https://taz.de/Die-Weltsicherheit-wird-
quotiert/!1088583/ (Stand: 18.5.2022).

Shepherd, Laura J. (2019): WPS and adopted Security 
Council resolutions. In: Davies, Sara E.and True, Jacqui 
(eds.): The Oxford Handbook on Women, Peace and 
Security. Oxford.
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INNERE FÜHRUNG UND SOLDATISCHES ETHOS IN DER DISKUSSION
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